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  DIE IDEE HINTER DEM WERKZEUGKASTEN 
Herausforderung Wer sich unsicher fühlt, meidet angsteinflößende Orte oder bewegt sich dort nur un-

gern. Solche Orte sind vielfach die großstädtischen Bahnhofsgebiete. In ihnen findet 

sich eine Vielzahl unterschiedlicher Menschen auf engem Raum, die sich überhaupt 

nicht kenne n und sich sonst nicht oft begegnen. In stärkerem Maße prallen hier Ge-

gensätze tagtäglich aufeinander: arm und reich, jung und alt oder auch krank u nd 

gesund. Ungeachtet ihrer Herkunft und Lebenssituation eint sie aber der Wunsch 

nach einem sicheren Aufent halt im Bahnhofsgebiet.  

Forschungsverbund Dieses allgemeine Grundbedürfnis nach Sicherheit bildete den Ausgangspunkt für das 

vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) geförderte Verbundpro-

jekt ăSicherheit im Bahnhofsviertel (SiBa)ò (August 2017 - Dezember 2020). Den bei-

den wissenschaftlichen Verbundpartnern, der Stiftungsprofessur für Kriminalpräven-

tion und Risikomanagement 1 der Universi tät Tübingen und de m Lehrstuhl für Bevöl-

kerungsschutz, Katastrophenhilfe und Objektsicherheit 2 der Bergischen Universität 

Wuppertal , ging es deshalb in Zusammenarbeit mit den Partnerstädten Düsseldorf, 

Leipzig und München darum, die Attraktivität ihrer jew eiligen Bahnhofsgeb iete zu 

steigern. Dieses Ziel sollte  erreicht werden, indem die Aufenthaltsqualität für alle und 

dadurch das Sicherheitsgefühl erhöht wird. Ergebnis dessen ist der hier vorgestellte 

Werkzeugkasten, an dem als Multiplikatoren auch die Sti ftung Deutsches For um für 

Kriminalprä vention (DFK), das  Deutsch -Europäische Forum für Urbane Sicherheit  

e.V. (DEFUS) und der Deutsche  Präventionstag (DPT)  mitwirkten.  

Werkzeugkasten Über die Gewährleistung von Sicherheit herrschen ganz unterschiedliche Vo rstellun-

gen, die sich in großstädtischen Bahnhofsvierteln konzentrieren und reiben. Dies liegt 

an den vielfältigen (Sicherheits -)Interessen der dort Verkehrenden. Unter ihnen sind 

Anwohnende, Gewerbetreibende,  Marginalisierte, Pendelnde und  Reisende. Auch in-

nerhalb der genan nten Personengruppen gehen die Sicherheitswahrnehmungen und 

-bedürfnisse auseinander: So möchten junge Tourist *inn en in einem lebendigen Um-

feld gerne feiern und ältere Tourist *inn en wünschen eine zentrale ruhige Lage, um 

Sehenswürdigkeit en fußläufig zu err eichen. Diese Vielzahl und Diversität der Men-

schen steht der Erstellung eines einheitlichen Sicherheitskonzepts für Bahnhofsge-

biete entgegen, das den Sicherheitsansprüchen aller im Bahnhofsgebiet gerecht wird. 

ăOne size fits allò passt in diesem Kontext ge rade nicht, so dass der Forschungsver-

bund eine Zusammenstellung vielfältiger Maßnahmen und Strategien  entwickelte. 

Aus diesem Werkzeugkasten, der vorrangig auf den Ergebnissen einer Stadtbevölke-

rungsbefragung, Begehungen und Experteninte rviews in den drei Partnerstädten ba-

siert, kºnnen sich die Stªdte und andere Kommunen individuell ăbedienenò. 

Der Werkzeugkasten gibt Denkanstöße für die Konzeption von Prävention mit ihren 

ăStolper- und Trittsteinenò3. Dem Ideenpool können  je nach akuter,  temporärer und/  

oder dauerhafter Problemlage Maßnahmen entnommen  werden. Damit eignet sich der 

Werkzeugkasten  für ganz unterschiedliche Ausgangslagen: Ob kurz -, mittel - oder 

langfristig angelegt, ob Ergänzung oder Neujustierung (bestehender) kommunaler 

Präventionsstrategien, der Werkzeugkasten  gibt für ausgewählte Herausforderungen  

in Bahnhofsvierteln Anregungen zur Implem entation. Die Auflistung von Maßnah-

men und Beispielen für deren Umsetzung ist dabei nicht erschöpfend. Berücksichti-

gung fanden  Maßnahmen , die in Städten und Gemeinden innerhalb und außerhalb 

des Forschungsprojektes zum Einsatz kommen. Darunter befinden sic h evidenzba-

sierte sowie vielversprechende, bisher nicht auf ihre präventive Wirkung hin evalu-

ierte Maßnahmen.  

 
1 https://uni -tuebingen.de/index.php?id=160609  
2 https://www.buk.uni -wuppertal.de/  
3 Marks (2020, 17).  
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  AUFBAU DES WERKZEUGKASTENS 
4 Teile Im vierteiligen Werkzeugkasten gibt der erste Teil eine thematische Einführung und 

allgemeine Hinweise für d ie Planung und Konzeption von kommunaler Kriminalprä-

vention ( Einführung ). Eine Zusammenfassung dieser Hinweise enthält der zweite Teil 

mit der Checkliste für die Implementation  anhand zentraler Fragen zur  Umsetzu ng. 

Der dritte Teil besteht aus einer tabell arischen Übersicht möglicher Präventionsmaß-

nahmen, die jeweils unterschiedlichen Handlungsfeldern in sechs übergeordneten 

Themenbereiche n zugeordnet sind ( Maßnahmenübersicht ). Im vierten Teil werden die 

Präventionsmaßnahmen einzeln mit ihren Chancen- und H erausforderungen sowie 

Praxisbeispiele n vorgestellt  (Sammlung der Maßnahmen ). 

Die Einführung (I) Beginnend mit der Ausgangslage (IST -Situation) geht es um die Voraussetzungen der 

kriminalpräventiven Arbeit im Bahnhofsviertel. Daran schließen sich die beid en Fra-

gen an, was Kriminalprävention im Bahnhofsviertel leisten soll (SOLL -Situation) und 

welche (un -)erwünschten Nebeneffekte Kriminalp rävention nach sich ziehen kann. 

Weitere Hinweise beziehen sich darauf, wie Projektziele systematisch erarbeitet wer-

den können, um deren Erreichung überprüfen zu können. Im dritten Teil (Im Blick-

punkt) stehen die sieben Themengebiete im Blickpunkt, die sic h im Verbund für die 

Kriminalprävention im Bahnhofsviertel als zentral erwiesen haben: Sicherheitsemp-

finden, subjektiv u nerwünschte Verhaltensweisen, Kriminalität, Aufenthaltsqualität, 

Sauberkeit, Bahnhofsviertel im Wandel und institutionelle Verankerung u nd Bürger-

beteiligung.  Der vierte Teil (Auf dem Prüfstand) thematisiert die Wirksamkeit im 

Sinne von evidenzbasierter Kri minalprävention. Auch stehen hier Impulse auf die 

Frage im Fokus, wie Einzelmaßnahmen in eine übergeordnete, langfristig ausgelegte 

Präv entionsstrategie eingebettet werden können.  

Die Checkliste (II) Die übergeordneten W -Fragen betreffen die  Planung und Umsetzung von Kriminal-

prävention im Bahnhofsviertel und zielen auf das Wozu, Wo, Wann  und Wer der kri-

minalpräventiven A rbeit ab: Wozu sol l eine Maßnahme verfolgt werden?  Wo soll eine 

Maßnahme umgesetzt werden? Wann soll die Umsetzung erfolgen? Wer soll einbezo-

gen werden? 

Die Maßnahmen-
übersicht (III) 

Für die Frage, welche Maßnahmen in Betracht kommen, liefert der dritte Teil (Maß-

nahmenübe rsicht ) eine systematische 

Darstellung zu möglichen Präventions-

maßnahmen. Alle Präventionsmaßnah-

men sind jeweils unterschiedlichen 

Handlungsfeldern in den sieben The-

menbereichen zugeordnet. Zum The-

menbereich ăSubjektive Sicherheit ò ge-

hört beispielsweise da s Handlungsfeld 

Dunkelheit (s. Abb. 1). Eine mögliche 

Maßnahme in diesem Handlungsfeld 

ist der Lichtspaziergang, der Ex-

pert *inn en und Laien zusammen-

bringt, um über die  Beleuchtung an 

konkreten öffentlichen Plätzen zu spre-

chen. 

Das Themengebiet Subjektive S icherheit  umfasst  Handlungsfelder, die das individu-

elle Sicherheitsempfinden beeinflussen können . Hierzu gehören u.a.  Dunkelheit, 

Übersichtlichkeit und  Sozialkontrolle. Bei subjektiv unerwünschten Verhaltenswei-

sen geht es um Handlungsfelder wie etwa Drogenkonsum.  Insbesondere in diesem 

Themengebiet prallen unterschiedliche Ordnungsvorstellungen  aufeinander und sor-

gen für Konfliktsituationen. Im Themen gebiet  Kriminalität befinden sich vor allem 

Maßnahme 
Lichtspaziergang 

Themenbereich
Subjektive Sicherheit

Handlungsfeld
Dunkelheit

Abbildung 1: Strukt ur des Werkzeugkastens 
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Straftaten, die gehäuft in Bahnhofsvierteln vorkommen (z.B. Drog enhandel, Sachbe-

schädigung , Taschendiebstahl). Aufenthaltsqualität  enthält  Handlungsfelder, die sich 

auf die Nutzung öffentlicher Räume beziehen (z.B.  Baustellen, Verkehrslärm). Sau-

berkeit  hängt mit subjektiv unerwünschten Verhaltensweisen zusammen, ist a ber als 

eigenes Themengebiet er fasst, da Verschmutzungen (z.B. Hundekot, Müll , Schrott-

fahrräder ) in der Bevölkerungsbefragung und in den Interviews ein e besondere Be-

deutung zukam . Bahnhofsviertel im Wandel  adressiert langfristige städtische Ent-

wicklungen, die sich auf die Sicherheit und Lebensqualität im Bahnhofsviertel aus-

wirken können . Das breite Spektrum reicht von Mobilität und Verkehr bis hin zu Gen-

trifizierung sprozessen und Verdrängung sdruck . Unter Institutionelle Verankerung 

und Bürgerbeteiligung  sind Handlungsfelder zur Koordination von Präventionsarbeit 

(z.B. Netzwerkarbeit) sowie Möglichkeiten der Bürgerbeteiligung gefasst.  

Die Maßnahmen-
sammlung (IV) 

Die Kurzbeschreibung der Maßnahmen enthält Informationen über bisherige Erfah-

rungswerte , Chancen und Herausforderungen  und weiterführende Quellenhinweise. 

Eine explizite Empfehlung für eine oder mehrere der angeführten Maßnahmen  erfolgt 

nicht, da ih re Zweckmäßigkeit vom kriminalpräventiven Konzept und den Gegeben-

heiten im jeweiligen Bahnhofsgebiet abhä ngt. Die  alphabetisch e Auflistung der Maß-

nahmen  erleichtert  die Navigation.  

Linksammlung Die Linksammlung enthªlt ausgewªhlte Internetadressen rund um das Thema ăkom-

munale Kriminalprªventionò. Sie dient dazu, die Informationen des Werkzeugkastens 

zu ergänzen und stellt gleichzeitig hilfreiche Anlaufstellen zur Verfügung, wenn es um 

Erfahrungsaust ausch und Erfahrungswerte, Evaluation, Forschungsprojekte, Imple-

mentation, Strategiekonzepte, Vernetzung sowie weiterführende Literatur geht.  

Navigation Die  Navi gationsseite verlinkt  auf die unterschiedlichen Abschnitte des Dokuments: 

EINFÜHRUNG , CHECKLI STE FÜR DIE I MPLEMENTATION , MAßNAHMENÜBERSICHT , SAMM-

LUNG DER MAßNAHMEN  und  L INKSAMMLUNG . Die Übersichtstabelle der Maßnahmen 

und die Sammlung der Maßnahmen sind di rekt miteinander verknüpft : Mit dem Link 

am Seitenende der Maßnahmen gelangen Sie  ăzurück zur  Maßnahmenübersicht ò. Das 

gilt ebenso bei der Beschreibung der Einzelmaßnahmen. In allen anderen Teilen ha-

ben Sie dagegen mit dem Link am Seitenende  die Möglichkei t, ăzurück zur Naviga-

tionò zu kommen. 
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  EINFÜHRUNG 
IST-Situation Bahnhofsviertel sind besonders vielfältig  und damit auch konfliktträchtig. Dort prallen 

Menschen aus unterschiedlich en Lebenssituationen und  -verhältnissen  aufeinander , mit 

unterschiedlichen Lebenseinstellungen und -erfahrungen. 4 In der Anonymität des Bahn-

hofsumfelds  können die verschiedenen ges ellschaftlichen Gruppen verunsichern und die 

durch Andersartigkeit gekennzei chnete Atmosphäre in Bahnhofsgebieten als ängstigend 

empfunden werden. Nicht allein deswegen eilt Bahnhofsviertel n ein eher schlechter Ruf  

voraus. Sie gelten  als Kriminalitätsbrenn punkte; denn ihre  Anonymität  und starke Fre-

quentierung schafft ideale Voraus setzungen (viele potenzielle Opfer, zahlreiche Tatgele-

genheiten, geschwächte informelle Sozialkontrolle 5) zur Begehung von Straftaten . Hieraus 

ergibt sich ein Bedarf für kriminalp räventive K onzepte, die den besonderen Begebenheiten 

in Bahnhofsg ebieten gerecht werden und dort die Aufenthaltsqualität für möglichst alle 

erhöhen, auch wenn höchst unterschiedliche Sicherheitsinteressen und -ansprüche beste-

hen. 

Bahnhofsviertel stellen se hr unterschiedliche und komplexe Herausforderungen an die Ge-

währleistung von Sicherheit und Sicherheitsgefühlen. Manche Beeinträchtigung des 

Wohlbefindens liegt auf der Hand: So löst eine dunkle und wenig frequentierte Unterfüh-

rung, die nach Urin riecht, U nbehagen aus. Schwieriger wird es, wenn die geäußerte Un-

sicherheit nicht mit einem konkreten Angstraum oder Gefahrenort 6 in Verbindung ge-

bracht werden kann. Bei vagen und unklaren Äußerungen lohnt sich eine Analyse der da-

hinterstehenden Unsicherheitsgefüh le im vorhandenen Präventionsgefüge. Zunächst las-

sen sich folgende Überlegunge n anstellen 7: 

Was ist klar, was ist unklar?  
Um die Ist -Situation besser zu erfassen, ist zu fragen, welche Informationen und Fakten 

bereits vorliegen und welche Informationen no ch fehlen. Zunächst erfordert eine Einschät-

zung der Situation detaillierte Info rmationen über die Gegebenheiten vor Ort. Wichtiges 

Hintergrundwissen bieten Ursachen und Umstände, die zu der aktuellen veränderungsbe-

dürftigen Situation geführt haben. Bei der  Gestaltung des öffentlichen Raumes spielen 

auch rechtliche Grundlagen, etwa zu m Denkmalschutz, und soziale Bedingungen eine 

Rolle: Wer hält sich häufig in der Umgebung auf, welche Bedürfnisse haben diese Personen 

und welche Nutzungsmöglichkeiten sind ange messen und gewollt? Um bestehende krimi-

nalpräventive Maßnahmen zu ergänzen und die bestehenden Ressourcen effektiv einzu-

setzen, ist deren Bestandsaufnahme nötig. Falls Anhaltspunkte über die Wirkung dieser 

Maßnahmen vorliegen, sind diese ebenfalls zu berüc ksichtigen.  Denn: Umso vollständiger 

das kriminalpräventive Mosaik des betracht eten Raumes ist, desto besser kann die Ist -

Situation bewertet werden.  

Was ist strittig?  
In Bezug auf den ºffentlichen Raum ist die Frage ăWas ist strittigò besonders relevant. 

Angesichts der Vielzahl unterschiedlicher Menschen, die sich im öffentlichen Ra um und 

insbesondere im Bahnhofsviertel begegnen, prallen sehr unterschiedliche Einstellungen, 

Bedürfnisse und Wahrnehmungen aufeinander. Um die Ist -Situation zu verstehen, sind 

 
4 Kilb (2011, 8); Keim (2000, 67).  
5 Zum Routine Activity A pproach von Lawre nce E. Cohen & Marcus Felson vgl. Eifler (2002, 54 f.).  
6 Entsprechend der Abgrenzung im Verbundprojekt transit (2015, 1) sind ăAngstrªume [é] subjek-

tiv wahrgenommene Räume, die durch Abwesenheit sicherheitsrelevante r Aspekte auffallen [é]. 

Als Gefahrenräu me werden die Räume bezeichnet, in denen tatsächliche raumbezogene Krimina-

litªt sowie antisoziales und deviantes Verhalten nachgewiesen werden kannò. https://www.tran-

sit -online.info/fileadmin/transit/Materialien/Beri chte/Gegenueberstellung _von_Angstraeu-

men_und_Gefahrenorten.pdf.  
7 Angelehnt an die KUSS -Methode (s. Ries 2019, 101): K lar, Unklar, Strittig, Schlüsselpersonen.  
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die unterschiedlichen Sichtweisen herauszuarbeiten und der Diskussionsbedarf fe stzustel-

len. Dabei bedarf es einer kritischen Reflexion, warum gerade diese Situation an diesem 

Ort mehr Aufmerksamkeit als andere verdient.  

Wer sind die Schlüsselpersonen?  
Die Identifizierung und Benennung von Schlüsselpersonen sind im Gesamtprozess von der 

Planung bis zur Durchführung notwendig, um eine erfolgreiche Initiierung und Umset-

zung der kriminalpräventiven Maßnahmen zu gewährleisten. Zu Beginn sind die Finan-

zierung un d das Controlling zu thematisieren und Förderungsmöglichkeiten auszuloten. 

Im W eiteren stellen sich folgende Fragen: Wer ist für den Erfolg des Projekts wichtig? Wer 

ist für die Projektbetreuung und wer ist für die Projektsteuerung verantwortlich?  

Schlüsselpersonen gibt es nicht nur in der administrativen und operativen Umsetzung der  

Maßnahme, sondern auch bei den Zielgruppen und möglichen Kooperationspartnern. In 

großstädtischen Bahnhofsgebieten finden sich viele (Sicherheits -)Akteure vor Ort. Exemp-

larisch  sind Beamt * innen der Bundes - und Landespolizeien zu nennen: Während die Bun-

despolizei für die Gefahrenabwehr in Bahnhöfen zuständig ist, liegt die Verantwortlichkeit 

für die Bahnhofsgebiete bei der Landespolizei, die dort oft zusätzlich Kontaktbereichsbe-

amte8 einsetzt. Darüber hinaus bilden sich Interessengemeinschaften aus Anwohnen den 

und/oder Gewerbetreibenden in Vereinen oder Initiativen. Unterschiedliche soziale Ein-

richtungen kümmern sich um die Belange sozial benachteiligter Bevölkerungsteile und 

insbesondere Gruppen mit dem Lebensmittelpunkt auf der Straße. Die Diversität der ( Si-

cherheits -)Akteure macht hier schon deutlich, dass es nicht leicht ist, alle Aktiven in Bahn-

hofsgebieten zu erfassen. Insbesondere erscheint die Zusammenarbeit in Netzwerken 

schwierig, weil die Akteure und Initiativen vor Ort eine unterschiedliche Ausric htung ha-

ben und interschiedliche Ziele verfolgen. Der Einbezug möglichst vieler (Sicherheits -)Ak-

teure trägt zu ganzheitlichen Lösungen lokaler Problemlagen bei und stellt eine nachhal-

tige Kriminalprävention auf eine solide Basis.  

Informationsgewinnung  
Der Werkzeugkasten der Kriminalprävention enthält hilfreiche Methoden und Instru-

mente, um zusätzliche Informationen zu gewinnen, Zielgruppen zu ermitteln und Kontakt 

aufzunehmen. B eispielsweise geben Lichtspaziergänge  Hinweise darauf, an welchen Or-

ten es zu dunkel und unbehaglich ist oder eine Analyse der Aufenthaltsqualität  zeigt an, 

wo und warum sich die Menschen im öffentlichen Raum gern aufhalten. 9 In Zukunftswerk-

stätten  können unterschiedliche Personenkreise zu ihren Vorstellungen und Wünschen 

befragt werd en (u.v.m.).  

SOLL-Situation Was soll Kriminalprävention erreichen?  
Ein zentrales Anliegen der sozialräumlichen Kriminalprävention ist die Herstellung urba-

ner Sicherheit, die sich als ein Aspekt der Lebensqualität kaum ohne Bezüge zur Attrak-

tivität und Auf enthaltsqualität städtischer Quartiere  denken lässt. 10 Besonders wenn kri-

minalpräventive Bemühungen in Aktivitäten zur Stabilisierung benachteiligter Stadt-

quartiere eingebettet werden, ist der Themenkomplex Sicherheit und Ordnung Bestandteil 

eines umfassenden Aufwertungsansatzes, der neben der  Verbesserung der Lebensbedin-

gungen auch kriminalpräventive Wirkungen entfalten soll. So kommt der Beseitigung von 

städtebaulichen Angsträumen auch bei der Kriminalprävention im Bahnhofsviertel eine 

besondere Bedeutung zu.11 Maßnahmen für eine sichere Stad t sollen die subjektive Wahr-

nehmung von Unsicherheit reduzieren und das negative Image benachteiligter Stadtquar-

 
8 Je nach Bundesland andere Bezeichnungen: Bezirksbeamte, Bürgernahe Beamte, Bürgerpolizis-

ten, K ontaktbeamte, Kontaktpo lizisten, Polizei beamte, Regionalbereichsbeamte, Revierpolizisten, 

Schutzfrau/Schutzmann vor Ort.  
9 https://fussverkehr.ch/fileadmin/redaktion/publikationen/20150909_Dokumentation -Aufenthalts-

qualitaet_2015.pdf  
10 Schubert, Veil (2011) . 
11 Lukas, Hauprich (20 21). 
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tiere umkehren. Kriminalprävention im Bahnhofsviertel ist auf diese Weise Teil einer Auf-

wertungsdynamik, an dessen Ende ð idealerweise ð ein lebenswertes und sicheres Umfeld 

steht . 

Ambivalenzen der Kriminalprävention  
Das Sicherheitshandeln in öffentlichen Räumen bleibt nicht ohne Nebenfolgen. Als indi-

rekte, nicht -intendierte Handlungsfolge vermögen Sicherheitslö sungen potenziell neue Si-

cherheitspr obleme hervorzurufen. 12 So können Personen oder Personengruppen allein 

dadurch, dass Sicherheit für bestimmte Räume oder Situationen hergestellt wird, ausge-

schlossen oder diskriminiert werden. 13 Auch im Rahmen der Forschun gsarbeit im SiBa -

Projekt wurde deu tlich, dass Aufwertungsprozesse Wirkungen entfalten, welche die Auf-

enthaltsqualität und den Grad der sozialen Kontrolle auf öffentlichen Plätzen, aber auch 

die soziale Struktur des Bahnhofsviertels beeinflussen. Diese Verä nderungen können am-

bivalente Folge n für die Sicherheit und Sicherheitswahrnehmung im Bahnhofsviertel ha-

ben. Vielfältigere und für die Mehrheitsgesellschaft attraktivere Nutzungsmöglichkeiten 

von öffentlichen Plätzen können zu einer höheren Aufenthaltsquali tät und stärkeren Nut-

zung verbunde n mit einer stärker ausgeübten Sozialkontrolle führen. Neben der von den 

Sicherheitsakteuren ausgehenden formellen Sozialkontrolle lässt sich das Sicherheitsemp-

finden im öffentlichen Raum durch informelle Mechanismen der S ozialkontrolle steigern. 

Die soziale Belebung des öffentlichen Raums kann bewirken, dass öffentliche Plätze von 

unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen genutzt werden, was Unsicherheitsgefühle 

reduzieren hilft. Vor dem Hintergrund einer grundsätzlich wünschenswerten Aufwertung 

innerst ädtischer Quartiere ist eine Verbesserung der Aufenthaltsqualität zwar prinzipiell 

plausibel, sie kann jedoch auch zu einer Ăsanftenô Verdrªngung von bestimmten Bevºlke-

rungsgruppen führen, deren Folgen nur schwer zu kalkul ieren und noch schwerer zu steu-

ern sind. Häufig von marginalisierten Gruppen genutzte Rückzugsräume können im Rah-

men einer Neugestaltung und Re -Vitalisierung verschwinden. Schwierig abzuschätzen ist 

dabei, an welchen Orten sich die betroffenen Menschen in der Folge aufhalten werden. 

Unsich er ist auch, ob nicht neue Konflikte durch eine größere räumliche Enge und eine 

Konzentration an anderen Orten im Umfeld entstehen können. Die Herstellung krimina-

litätsbezogener Sicherheit kann insofern sowohl Konflikte in  anderen Teilen der Stadt ver-

schärfen als auch zu Bedrohungen der sozialen Sicherheit derjenigen führen, deren Le-

bensbedingungen ohnehin bereits durch einen erhöhten Grad sozialer Unsicherheit ge-

kennzeichnet sind.  

Für die Kriminalprävention in diesen Räume n bedeutet das, dass die Entwicklu ngen im 

Bahnhofsviertel viele kleinteilige Folgen haben können, die im Rahmen einer erfolgreichen 

Präventions - und Sicherheitsarbeit berücksichtigt werden sollten. Die Kriminalprävention 

ist besonders in diesen durch hohe Diversität und unterschiedliche Nu tzungsinteressen 

geprägten Räumen nicht frei von Ambivalenzen 14, die bei der Konzeption von Kriminal-

prävention in Bahnhofsgebieten zu berücksichtigen sind.  

Ziele setzen  
Der Situation in Bahnhofsvierteln liegen häufig komple xe Ursachen zugrunde, so dass eine 

auf die jeweilige Kommune zugeschnittene Strategie der Kriminalprävention vor Ort er-

forderlich ist. So unterschiedlich die Rahmenbedingungen für Kriminalprävention sind, so 

unterschiedlich können auch die Lösungswege sein . Mit der Zielsetzung wird ent schieden, 

auf welche ursächlichen Faktoren eingewirkt werden soll und welche Maßnahmen hierfür 

angebracht sind. Um die Stoßrichtung von Kriminalprävention zu verdeutlichen, sind kon-

kret ausformulierte Ziele hilfreich. Je konkr eter die Ziele, desto augensch einlicher wird 

der Erfolg oder Misserfolg eines Projektes.  

Geht es dann an die Formulierung von Projektzielen, bietet sich die in der Praxis gängige 

Managementmethode  SMART an.  SMART  liegen folgende Kriterien für eine Zieldefi nition 

 
12 Lukas (201 7). 
13 Ammicht Quinn et al. (2016).  
14 Schnur (2015).  
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zugrunde: S =  spezifisch, M = messbar, A = angemessen, R = realistisch und T = terminier-

bar (vgl . Abb 2).15 

Zunächst sollen die Ziele möglichst spezifisch  und punktgenau formuliert sein. Es soll 

deutlich w erden, was mit der Maßnahme erreicht werden u nd wer daran beteiligt sein soll. 

Die Projektziele können sachlich und örtlich eingegrenzt werden: Um welches Verhalten 

oder welche Phänomene geht es und w o genau soll eine Veränderung erreicht werden ? 

Auch wenn  die Wirkung von Präventionsmaßnahmen selten in konkreten Zahlen vorgege-

ben werden kann, sind zumindest Kriterien festlegbar , anhand derer der Erfolg einer Maß-

nahme eingeschätzt werden kann ( messbar ). Dabei knüpft die Messbarkeit direkt an eine 

spezifische Zielsetzung an. Umso konkreter die Ziele def iniert sind, desto besser lässt sich 

der Erfolg einer Maßnahme abschätzen. Bei intendierten Veränderungen stellen sich die 

beiden Fragen, wann eine Veränderung überhaupt nachweisbar wird und wer diese Ver-

änderun g bewertet.  

Daran anknüpfend ist die Angemess enheit  der Zielsetzung und der Mittel zur Zielerrei-

chung zu diskutieren. Im Bahnhofsviertel treffen sehr unterschiedliche  Lebensweisen und 

Einstellungen  aufeinander. Entsprechend variieren die Vorstellungen darü ber, was Kri-

minalprävention leisten soll. Ang emessenheit bedeutet, möglichst konsensfähige Projekt-

ziele anzustreben und auch Interessen von Menschen zu berücksichtigen, die ihre Meinung 

weniger wirkungsvoll vertreten können.  

Ziele müssen erreichbar ( realis tisch ) sein. Bei der Konkretisierung von Ziel en ist also 

eine realistische Einschätzung der zur Verfügung stehenden Personal -, Zeit - und Sachmit-

tel wichtig. Das kann mitunter bedeuten, dass Problemlagen nur abgemildert statt beho-

ben werden.  

Zu einer realis tischen Einschätzung der Ziele gehört eine ze itliche Komponente ( termi-

nierbar ). Nicht nur eine Maßnahme selbst hat eine begrenzte Laufzeit, sondern auch die 

Wirkung von Präventionsmaßnahmen ist unter Umständen beschränkt. Viele Herausfor-

derungen lassen sic h langfristig nicht mit einer kurzfristigen b zw. vorübergehenden Lö-

sung bewältigen.  

Abbildung 2: SMART -Methode 

 
 

15 Drucker (1977). Angelehnt an George T. Doran, zitiert nach Ries (2019).  
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Im Blickpunkt Im Rahmen des SiBa -Projektes wurden sieben zentrale Themengebiete für die Kriminal-

prävention im Bahnhofsviertel identifiziert: Sicherheitsempfind en, subjektiv uner-

wünschte Verhaltensweisen , Kriminalität , Aufenthaltsqualität , Sauberkeit , Bahnhofs-

viertel im Wandel  sowie institutionelle Verankerung und Bürgerbeteiligung . Aus den In-

terviews und der Bevölkerungsbefragung ergibt sich, dass  das Sicherheit sempfinden  bei 

einem Teil der Befragten  im Bahnhofsviertel geschwächt war. Dies begründeten die Inter-

viewten eh er mit den örtlichen Gegebenheiten ( subjektiv unerwünschte Verhaltensweisen/ 

Sauberkeit ) als mit einer Opferwerdung von Kriminalität . Dennoch bietet das Bahnhofs-

viertel eine besondere Opportunitätsstruktur für Kriminalität, die zu erhöhten Fallzahlen 

registrierter Straftaten (Diebstahl, Körperverletzung, Sachbeschädigung), auch durch ge-

zielte Kontrolltätigkeiten der Polizei (Betäubungsmitteldelikte ), führen kann. Die Aufent-

haltsqualität  ist eng mit Kriminalität , dem Sicherheitsempfinden  und Sauberkeit  ver-

knüpft. Denn wenn Menschen länger im öffentlichen Raum verweilen, kann dies mit einer 

Stärkung der informellen Sozialkontrolle und des Sicherheitse mpfindens einhergehen. 

Präventionsarbeit im Bahnhofsviertel steht zudem im Zeichen des Wandels . In städtebau-

licher Hinsicht prägen oft große Bauprojekte über Jahre hinweg das Bild des Bahnhofs-

viertels und mit den gesellschaftlichen und sozialen Veränderung en wandelt sich das so-

ziale, kulturelle und gewerbliche Gefüge  vor Ort. Diese Entwicklungen müs sen die Ver-

antwortlichen für die lokale Kriminalprävention berücksichtigen, wenn nicht gar aktiv  

mitgesta lten. Schließlich dürfen die hier vorgestellten, einzeln en Präventionsmaßnahmen 

nicht losgelöst voneinander betrachtet werden: Sie können  aufeinander a ufbauen und in-

einander übergehen.  Kriminalprävention  setzt daher die Koordination und Kooperation  

verschiedener Beteiligter voraus, die unter  institutionelle Ver ankerung und Bürgerbetei-

ligung  fallen . Die einzelnen Themengebiete der Kriminalprävention im Ba hnhofsviertel 

stellt die Praxis vor unterschiedliche Anforderungen, die im Folgenden kurz umrissen wer-

den. 

Sicherheitsempfinden 
Subjektive und objektive Sicherhe it  
Objektive und subjektive Sicherheit unterscheiden sich auch durch das Kriterium der 

Messbarkeit. 16 Während objektive Sicherheit kalkulierbar ist, ist das Sicherheitsempfin-

den nur eingeschränkt messbar. Dies liegt u.a. an der Diversität der Menschen mit  ihren 

unterschied lichen Persönlichkeiten und Mentalitäten. Im Bahnhofsviertel treffen beson-

ders viele und heterogene Menschen aufeinander, so dass die Einschätzungen über die 

dortige Sicherheitslage in den Interviews erheblich auseinandergehen: So zieht e inige 

Menschen der  Trubel und die Vielfalt im Bahnhofsviertel an, andere fühlen sich hingegen 

beklommen, wenn sie mit Bettelnden und der Trinkerszene konfrontiert werden. Insbe-

sondere Auswärtige sind mit den dortigen Verhältnissen nicht vertraut und achten  mehr 

auf Ordnungs störungen (z.B. Müll), die für Beunruhigung 

sorgen können. Im Unterschied zu 

herkömmlichen Wohngebieten gelten 

Bahnhofsgebiete häufig als Krimina-

litätsschwerpunkte, so dass die ge-

fühlte Unsicherheit nachvollziehbar 

ist. Dennoch stimmen do rt (Un -)Si-

cherheit sgefühle und objektive Si-

cherheitslage nicht unbedingt über-

ein. 

Für die Entwicklung eines kriminal-

präventiven Konzeptes ist es wichtig, 

Übereinstimmungen und Abwei-

chungen zwischen objektiver Sicher-

 
16 Haverkamp, Arnold (2015, 341 f.).  

Abbildung 3: Sicherheitsquadrat  
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heitslage und subjektiver Sicherheitsbefi ndlichkeit zu iden tifizieren. D ies ermöglicht d as 

Sicherheitsquadrat ( s. Abb. 3) auch mit Blick  auf denkbare Präventionsmaßnahmen. Wäh-

rend sich in den blauen Quadranten objektive Sicherheit und subjektive Sicherheit decken, 

ist dies nicht der Fall bei den grauen Quadranten, was Probleme bei der Herstellung von 

Sicherheit aufwirf t. So können sich Menschen sicher fühlen, obwohl die tatsächliche Lage 

nicht sicher ist, oder es ist objektiv sicher , aber die Menschen fühlen sich unsicher. Be-

kanntlich löst die Vid eoüberwachung unterschiedliche Reaktionen aus , noch dazu ist  ihre 

kriminalpräventive Wirkung begrenzt . Einige fühlen sich  beispielsweise vor Gewalt  sicher ; 

dabei verhindert  die Videoüberwach ung die oft spontan begangene n Gewalttaten  gerade 

nicht , sondern erleichtert nur deren Aufklärung . Hier ist der graue Quadrant des Sicher-

heitsquadrats betroffen: subjektiv vermeintlich sicher, aber objektiv unsicher. Es lässt sich 

somit festhalten: Je nach dem, ob die objektive Sicherheitssituation und/oder das subjek-

tive  Empfinden  geschwächt sind/ist, kann kommunale Kriminalprävention  nur dort sinn-

voll anknüpfen.  

Was bedeutet es, sich unsicher zu fühlen?  
Unsicherheitsgefühle berühren sowohl die gesellschaft liche als auch die individuelle 

Ebene. Auf gesellschaftlicher Eben e können steigende Kriminalitätsraten Besorgnis her-

vorrufen und auf individueller Ebene beispielsweise Berichte über Wohnungseinbrüche in 

der Nachbarschaft. 17 In der vertrauten Umgebung fühl en sich die Menschen sicherer als 

in fremden Gegenden, wie es das B ahnhofsviertel für viele oftmals ist. Dementsprechend 

wägen Menschen in verschiedenen Situationen die Wahrscheinlichkeit einer Opferwer-

dung unterschiedlich ab: So achten Tourist *inn en an ih nen unbekannten Orten mehr auf 

ihre Habseligkeiten als in ihrer Woh numgebung. D ie erhöhte Wachsamkeit ist zudem Aus-

druck eines Schutzverhaltens. Außerdem trauen sich einige Personen aus Furcht vor Über-

griffen bei Dunkelheit nicht ins Bahnhofsviertel. 18 

Was sind die Ursachen von Unsicherheit?  
Gefühlte Unsicherheit hängt von  vielen individuellen und gesellschaftlichen Faktoren ab. 

In Umfragen hat sich wiederholt gezeigt , dass Frauen und ältere Menschen  stärker zu 

Unsicherheit neigen bzw.  Unsicherheit eher äußern . Paradoxerweise werden  diese Perso-

nengruppen  in der Polizeiliche n Kriminalstatistik ( PKS) weniger häufig  als Opfer regis-

triert  (sog. ăKriminalitªtsfurchtparadoxonò). Daher wird der Grund für ihre Furcht eher 

in den Eigenschaften g esucht, die diese Personengruppen gemein haben, wie ihrer emp-

fundenen körperlichen Unterle genheit, sich gegen einen körperlichen Angriff zur Wehr 

setzen zu können. Auch ist das Sicherheitsempfinden  bei Menschen mit soziale n Abstiegs-

ängsten tendenziell schw ächer, da Kri minalität sfurcht  eine Projektionsfläche für schwer 

fassbare soziale Ängste (A rmut, Krankheit, Überforderung) sein kann. 19 Ebenso steht Un-

sicherheit in Zusammenhang mit dem Bildungsstand. Allgemein gilt:  Je höher die Bildung 

ist, desto mehr Quellen benutzen Individuen, um sich Kenntnisse über die Sicherheit in 

ihrem Umfeld und auf ge sellschaftlicher Ebene zu verschaffen. 20 Dies trifft auch auf die 

Nutzung der (sozialen) Medien zu: Bewegt sich eine Person ausschließlich in ihrer 

Echokammer 21 oder interessiert sie sich für eine differenzierte und neutrale Berichterstat-

tung? Trotzdem entst eht auch in seriösen  Medien ein verzerrtes Bild von der Realität, weil  

seltene Vorfälle (z.B. Mord und Totschlag ) überrep räsentiert sind. 22 Bahnhofsviertel er-

halten oft ungute mediale Aufmerksamkeit, was den Eindruck von einem sozialen und 

Kriminalitätsbren npunkt verfestigt.  

 
17 Zur Unterscheidung von sozialen und personellen Kriminalitätseinstellungen vgl. Boers (1991) . 
18 Daher wird zwischen einer kognitiven, einer affektiven und einer konativen Komponente von Kri-

minalitätsfurcht unterschieden.  
19 Boers (1991, 288). 
20 Baier et al . (2011, 9). 
21 Menschen tauschen sich zunehmend nur noch unter ihresgleichen  in geschützten R äumen (z.B. 

Facebook) aus. 
22 Haverkamp, Arnold (2015 , 355). 
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Waru m ist das Sicherheitsempfinden wichtig?  
Gefühlte Unsicherheit kann sich negativ auf das individuelle Wohlbefinden und das ge-

sellschaftliche Klima auswirken. Auch das Sozialverhalten kann beeinträchtigt sein, wenn 

Individuen Bahnhofsv iertel meiden oder dies e nur noch mit Schutzvorrichtungen (z.B. 

Mitsichführen eines Pfeffersprays) betreten. Hieraus lässt sich überdies ein gewisses Miss-

trauen gegenüber staatlichen Institutionen und in die Durchsetzungskraft des staatlichen 

Gewaltmonopol s durch die Polizei abl eiten. 23 In Bahnhofsvierteln häufen sich soziale Prob-

lemlagen, städtische Unordnung durch Müll und andere Verunreinigungen sowie Krimi-

nalität. Die vermehrt wahrgenommene Unsicherheit in Bahnhofsgebieten zeigt, dass dort 

gesellschaftli che Probleme und prekä re Lebensbedingungen besonders sichtbar sind. Im 

Mikrokosmos Bahnhofsviertel sammeln sich also unterschiedliche Problemlagen (z.B. Ar-

mut, fehlende soziale Teilhabe und Integration von Minderheiten), die durch ein Präven-

tionskonzept fü r ein sicheres Bahnhof sviertel nicht behoben werden können, sondern flan-

kierender kriminal - und sozialpolitischer Anstrengungen auf Länder - und Bundesebene 

bedürfen. 24 

Subjektiv unerwünschte Verhaltensweisen und Sauberkeit 
Was haben Ordnung und Sauberkeit m it Kriminalprävention  zu tun?  
In der Kriminologie werden Ordnung  und Sauberkeit prominent seit den 1980er Jahren 

mit Sicherheit in Verbindung gebracht. Der in der Praxis beliebte Broken Windows An-

satz25 beschreibt eine Abwärtsspirale:  Wenn einfache Regeln des Zusammenlebens  ð zum 

Beispiel seinen Müll zu entsorgen ð nicht funktionieren, scheint  niemand  Verantwortung 

für seine Umgebung zu übernehmen .26 Diese ange-

nommene Regellosigkeit kann Verunsic herung 

auslösen und zur Meidung des öffentlichen Raums 

führen, so dass die soziale Kontrolle schwindet 27 

und Straftaten und Ordnungswidrigkeiten weiter 

zunehmen .28 

Dieser Zusammenhang ist in der kriminologischen 

Diskussion umstritten. 29 Dennoch stehen in der 

kommunalen Kriminalprävention häufig furcht-

auslösende Faktoren bei der Gestaltung öffentli-

cher Plätze  im Fokus, zu denen Unübersichtlich-

keit, schlechte Beleuchtung oder Verschmutzun-

gen gehören und die  besonders in Bahnhofsvierteln 

eine Rolle spielen. Dies spiegelt sich in den Antwor-

ten der Bevölkerungsbefragung wider,  nach denen 

eine bessere Beleuchtung neben Polizeistreifen 

obenan steht. 30 

Was bedeutet unerwünscht?  
Große individue lle Unterschiede existieren darüber, welche Verhal tensweisen oder Perso-

nengruppen im öffentlichen Raum als störend empfunden werden.  Angesichts der Menge 

und Vielfalt der sich begegnenden Menschen unterscheiden sich die Vorstellungen und 

Meinungen über das gesellschaftliche Zusammenleben und die individuelle Lebensfüh-

rung beträchtlich. Der öffentliche Raum mutet jedem Menschen unerwünschte Bege gnun-

gen und Konfliktsituationen zu und verlangt den Menschen die Fähigkeit ab, mit diesen 

 
23 Hirtenlehner, Hummelsheim (2015, 459 ). 
24 Hirtenlehner, Hummelsheim (2015, 463 ). 
25 Wilson, Kelling (1982).  
26 Lüdemann (2006, 288 ). 
27 Noack (2015, 183). 
28 https://www.rug.nl/staff /e.m.steg/keizerl indenbergstegdisorder.pdf  
29 Keuschnigg, Wolbring (2015); OõBrien, Farrell, Welsh (2019). 
30 Quelle: Date n der schriftlich -postalischen Bewohnendenbefragung im Forschungsprojekt SiBa.  
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Phänomenen umzugehen (Ambiguitätstoleranz). Dies fällt ä ngstlichen Menschen schwe-

rer, da sie  sensibler auf Störungen im öffentlichen Raum  reagieren und  mehr Situation en 

als bedrohlich wahr nehmen.31 Bestenfalls hilft Kriminalprävention, klare und konsensfä-

hige Grenzen des Tolerierbaren und ganzheitliche Lösungen für möglichst alle Men schen 

in Bahnhofsvierteln zu finden.  

Welches Verhalten von wem ist unerwünscht?  
Orte, an  denen Müll herumliegt und es nach Urin stinkt, laden nicht zum Verweilen ein. 

Die beeinträchtigte Aufenthaltsqualität ist für viele ein Ärgernis und kann zusätzlich ve r-

unsichern. In Bahnhofsvierteln werden die genannten Phänomene häufig marginalisierten 

Menschen zugeschrieben, für die es zum Verweilen an diesen Orten kaum eine Alternative 

gibt. Allerdings gibt es auch viele andere Menschen, die ihren Müll achtlos auf di e Straße 

werfen, und vor allem Männer, die sich öffentlich erleichtern. Das Aufstellen v on kosten-

losen und regelmäßig gereinigten Toiletten sowie weiteren Mülleimern mit zusätzlichen 

Leerungen kann Abhilfe schaffen. Allerdings stören sich einige Menschen s chon am An-

blick marginalisierter Menschen, die verwahrlost und/  oder alkoholisiert wirke n oder sonst 

sozial auffällig erscheinen. Dies führt immer wieder zu der Forderung, dass beispielsweise 

Obdachlose oder Suchtkranke  aus dem Stadtbild verschwinden solle n, um das Sicherheits-

empfinden und die Aufenthaltsqualität anderer Menschen zu stärken. Aus den Gesprä-

chen mit Praktiker * innen  geht allerdings deutlich hervor: Gerade  aus dem Bahnhofsvier-

tel sind Menschen in schwierigen Lebenssituationen nicht wegzudenken und gehören 

ebenso dazu. Kriminalprävention richtet sich also bestenfalls ausschließlich  gegen be-

stimmte Verhaltensweisen. Niemand ist (per se) unerwünscht.  

Kriminalität 
Städtische Gebiete rund um Hauptbahnh öfe gelten als Krimi-

nalitäts schwerpunkte. Sie erfüllen eine Zentrumsfunktion, in-

dem sie eine räumlich konzentrierte Infrastruktur für Mo bili-

tät, den Erwerb von Lebensmitteln oder auch Freizeitvergnü-

gungen anbieten.  Die vorherrschende Anonymität und man-

gelnde informelle Sozialkontrolle lassen mehr Tatgelegenhei-

ten zur Begehung von Straftaten  zu als andere Stadtviertel.  

 

Kriminalität ist nic ht zufällig in Raum und Zeit verteilt.  
Die gute Erreichbarkeit  und der leichte Zugang machen das Bahnhofsviertel zum idealen 

Tatort:  ò[e]asy entrance and exitó32 Potenzielle Täter *innen  gelangen schnell und ungehin-

dert hinein und können nach der Tat in der Menge schnell untertauchen. Die im Bahn-

hofsviertel aktiven Ordnungsinstanzen ( Deutsche Bahn , Bundespolizei , örtliche Polizei , 

kommunale Ordnungsdienste und/oder private Sicherheitsdienste) können nicht zu jeder 

Zeit an jedem Ort sein. Infolge der  Anonymitä t und hohe n Fluktuation in Bahnhofs vierteln  

bemerken viele Passanten Straftaten gar nicht oder sie machen nichts. Einigen ist die Um-

gebung fremd, andere wissen nicht, wie sie sich verhalten sollen; es fehlt an einer Verant-

wortungsübernahme in Gegenwart vie ler Menschen 33, was die Entstehung eines effektiven  

kollektiven Schutzes verhindert. 34 

Sozialkontrolle stärken, formell wie informell.  
Formelle und informelle Kontrolle vermindern das Aufkommen von Kriminalität und Ord-

nungsstörungen. Auf der einen Seite erfo lgt eine Stärkung von Sicherheits - und Ordnungs-

behörden (durch Ressourcen, Vernetzung, Kooperationen) und auf der anderen Seite geht 

es darum, die Motivation zu gesetzeskonformen Verhalten zu erhöhen. Letztere lässt sich 

 
31 Häfele (2013, 54 f. ). 
32 Piza, Kennedy (2003 , 4). 
33 Veran twortungsdiffusi on, vgl. Bierhoff (1982, 292).  
34 Ceccato, Uittenbogaard (2014).  
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durch die Gestaltung öffentlicher P lätze beeinflussen, indem sozial abweichende Verhal-

tensweise mehr auffallen. Dies geschieht anhand von Maßnahmen, die die Übersichtlich-

keit und Einsehbarkeit (z.B. Grünschnitt) verbessern, aber auch die soziale  Durchmi-

schung und Verantwortungsübernahme  für  den öffentlichen Raum fördern. D ie Ausübung 

informeller Sozialkontrolle funktioniert vor allem in stabilen und lang andauernden Nach-

barschaften. Hingegen fällt sie schwächer aus, wenn die Fluktuation hoch ist, die Bewoh-

nenden in eher prekären Lebensverhäl tnissen leben und keine gemeinsam en Normen und 

Werte teilen. 35 Wenn es gelingt, einen Raum der Begegnung zu schaffen, stärkt dies nicht 

nur Kontakte und Beziehungen zwischen Anwohnenden, sondern fördert auch ihre Fähig-

keit  zum gemeinsamen Engagement  für die  Lösung lokaler Problemlagen und  Verantwor-

tungsübernahme. 36 

Aufenthaltsqualität 
Welche Bedeutung hat der öffentliche Raum?  
I n den vergan genen Jahrzehnten wurde der öffentliche Raum vielfach nur in seiner Ver-

kehrsfunktion als Transito rt wahrgenommen. 37 Mittl erweile hat ein Umdenken durch die 

stetige Verknappung des öffentlichen Raums eingesetzt. Dies liegt u.a. an der Nachver-

dichtung und Üb erbauung einhergehend mit mehr Parkzonen für Kraftfahrzeuge auf-

grund eines größeren Wohnflächenbedarfs und Bevölkerungswa chstums. Immer mehr 

Menschen bewegen sich im öffentlichen Raum, so dass mehr Nutzungskonflikte und Kon-

kurrenz um öffentliche Flächen en tstehen. Innenstadtbereiche erfahren eine Kommerzia-

lisierung von ehemals öffentlichen Freiflächen, die nur noch der zahle nden Kundschaft zur 

Verfügung stehen.  Die kommerzielle 

Nutzung schließt insbesondere weniger 

kaufkräftige Teile der Stadtbevölkerung 

aus und verhindert eine soziale Durch-

mischung. Aufenthaltsmöglichkeiten im 

Freien über die kommerzielle Nutzung 

hinaus sind  allerdings für alle nötig, da 

ºffentliche Rªume das ăpulsierende 

Herzò einer stªdtischen Gesellschaft 

sind, was auch das nebenstehende Zitat 

verdeutlicht. 38 

Welche Anforderungen gibt es an den öffentlichen Raum?  
Die Anforderungen an den öffentlichen Raum s ind vielfältig: Kinder und Jugendliche kom-

men ihrem Bewegungsdrang nach und möchten ungestört von Erwachsenen ihre Freunde 

treffen, (ä ltere) Menschen möchten spazieren gehen, verweilen und sich unterhalten. 

Ebenso vielfältig sind die Facetten von Aufenthal tsqualität: positive Sinneseindrücke 

(Farben, Begrünung), Schutz vor negativen Einflüssen (Regen, Wind, Schmutz, Lärm), 

gute Anbindung , Barrierefreiheit, Verkehrssicherheit und subjektive Sicherheit. 39 Der öf-

fentliche Raum steht allen im Rahmen der geltende n Regelungen offen, was unweigerlich 

zu Nutzungskonflikten zwischen unterschiedlichen Personen und Personengruppen führt. 

Im Spannung sfeld dieser unterschiedlichen Interessen kommt der Gewährleistung von Si-

cherheit eine große Bedeutung zu und ist ein wicht iger Baustein der Kriminalprävention 

in geschäftigen Bahnhofsvierteln mit wenig öffentlichem Raum für ein breites Publikum.  

 
35 Collective efficacy, vgl. Sampson, Raudenbush, Earls (1997).  
36 Hecker, Starcke (2017, 225 ). 
37 Vgl. Ideal der autogerechten Stadt in den 1950er Jahren (Bernhardt 2017).  
38 Zita t Betz im Interv iew mit HESS:  

   https://www.hess.eu/de/news/experten -interviews /urbane -oeffentliche -raeume 
39 Für einen Überblick der Qualitätsmerkmale des öffentlichen Raumes vgl. das Stadtentwicklungs-

konzept der Stadt   Wien, S. 40: https://www.wien.gv. at/stadtentwickl ung/studien/pdf/b008522.pdf  

 ơÕffentliche Rãume sind das Kommunika-
tionszentrum der Gesellschaft. Dort findet 
Gesellschaft statt. Sie symbolisieren das 
Verstãndnis der Stãdte (ƥ), auch wie man 
mit der Gesellschaft umgeht.Ɵ 
  (Wolfgang Betz von WES LandschaftsArchitektur) 
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Was hat Aufenthaltsqualität mit Kriminalprävention zu tun?  
Belebung, Durchmischung und Verantwortung  für den öffentlichen Raum sind Schlüssel-

begriffe, die die Aufenthaltsqualität mit subjektiver Sicherheit, subjektiv unerwünschten 

Verhaltensweisen und Kriminalität verbinden. Wenn sich Menschen gern im Bahnhofs-

viertel aufhalten, fühlen sie sich sicherer . 

Bahnhofsviertel im Wandel 
Wie äu ßert sich der Wandel des Bahnhofsviertels?  
Die Bahnhofsviertel deutscher Großstädte verändern ihr Gesicht. Wo einst wenig einla-

dende Brachflächen das Umfeld der Bahnhöfe prägten, entstehen nunmehr neue Wohn-

viertel und Gesch äftszentren. Vielerorts geraten die vormals vernachlässigten Bahnhofs-

viertel ăaus dem Dornrºschenschlaf in den Fokus der Stadtentwicklungò40. Unter der 

wachsenden Anziehungskraft der Städte geraten insbesondere die innerstädtischen Quar-

tiere unter einen zu nehmenden Aufwertungsdruck, der P rozesse der Gentrifizierung an-

stoÇen kann. Gentrifizierung beschreibt einen Prozess, ăin dessen Verlauf Haushalte mit 

höheren Einkommen Haushalte mit geringeren Einkommen aus einem Wohnviertel ver-

drängen und dabei den grund sätzlichen Charakter und das Flai r der Nachbarschaft ver-

ªndernò.41 Benachteiligte Stadtgebiete wie Bahnhofsviertel können diesen Prozessen be-

sonders stark unterworfen sein, wenn sie unter ĂAufwertungsdruckô geraten, denn hier 

sind in der Regel große Gewinn e im Mietbereich zu erwarten, und es besteht die Gefahr, 

dass sich insbesondere die sozial benachteiligten Bevölkerungsgruppen entsprechende 

Mietsteigerungen nicht leisten können. 42 

Haben Aufwertungsprozesse Einfluss auf die Sicherheit im Bahnhofsviertel?  
Aufwertungsprozesse bedrohen so ni cht nur die soziale Sicherheit der Menschen mit dem 

Lebensmittelpunkt auf der Straße, sondern auch die der Bestandsbewohne r  im Bahnhofs-

viertel. Der beschleunigte soziale Wandel des Bahnhofsviertels erzeugt auf diese Weise  

Verdrängungsdruck nicht nur auf Se iten der marginalisierten Gruppen, die aufgrund ihrer 

prekären Lebensumstände auf das Umfeld des Hauptbahnhofs als Kommunikations - und 

Schutzraum angewiesen sind, sondern auch für die Bestandsbevölkerung, die fürchtet, 

sich die eigene Wohnung zukünftig nic ht mehr leisten zu können. 43 

Welche Folgen können Aufwertungsprozesse für das Bahnhofsviertel haben?  
Prozesse der Aufwertung können sich darüber hinaus auch auf den Bestand und die An-

siedlung von sozialen und kulturellen Einrichtungen auswirken, die häufig nur über ein 

begrenztes finanzielles Budget verfügen. Verdrängungsdruck erfasst eben nicht nur die 

marginalisierten Gruppen und Bestandbewohnenden, sondern auch die Angebotsstruktu-

ren, die den besonderen Charakter des Ba hnhofsumfelds häufig erst ausmachen.  Neben 

anderen Bereichen im Stadtgebiet ist es notwendig, dass soziale Hilfeeinrichtungen auch 

in Bahnhofsnähe vertreten und abgesichert sind, um die dortigen sozialen Problemlagen 

zu bewältigen. Auch können kulturelle E inrichtungen, die einen zentralen Be itrag zur Be-

lebung und kulturellen Vielfalt des Viertels leisten, durch Aufwertungsprozesse verdrängt 

werden. Auf diese Weise kann die Re -Vitalisierung sozial benachteiligter Quartiere zu ei-

nem Wegbereiter der Gentrifizi erung werden. 44 

Institutionelle Verankerung und Bürgerbeteiligung 
Grundlage kommunaler Kriminalprävention ist die Zusammenarbeit und Vernetzung der 

beteiligten Akteure auf lokaler Ebene: städtische Politik und Verwaltung, engagierte Teile 

der Stadtbevölker ung, Investoren, Gewerbetreibende, öf fentlicher Personennahverkehr, 

 
40 Reichle (2018, 290). 
41 Holm (2014, 103). 
42 BBSR (2019). 
43 Üblacker, Lukas (2018) . 
44 Bridge, Butler, Lees (2012) . 
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soziale Einrichtungen, Stadtmarketing, Stadtplanung und Wohnungswirtschaft u.v.m. In-

stitutionelle Verankerung erleichtert die Umsetzung von Präventionsprojekten, indem be-

stehende Kräfte ge bündelt werden. Bürgerbeteiligung kan n mehr Akzeptanz für Verände-

rungen im Bahnhofsviertel schaffen.  

Was bedeutet institutionelle Verankerung?  
Die institutionelle Verankerung der Präventionsarbeit ist in den Kommunen sehr unter-

schiedlich geregelt und an di e individuellen Bedürfnisse und Struk turen angepasst. Ent-

scheidendes Element der institutionellen Verankerung ist die Definition von klaren Rol-

len, Kompetenzen und Verantwortlichkeiten. Idealerweise existiert eine zentrale Organi-

sationseinheit, wo alle Fäd en zusammenlaufen, um den Überblick ü ber die teils vielfältige 

und wandelbare Präventionslandschaft zu behalten. Eine zentrale Stelle mit ausreichend 

Ressourcen hat es leichter, mit den unterschiedlichen Akteuren der Kriminalprävention 

in Kontakt zu treten  und extensive Netzwerke zu pflegen. Eine solche Organisationsein-

heit kann frühzeitig Probleme und Herausforderungen erkennen und Lösungsansätze so-

wie Handlungsempfehlungen entwickeln.  

Warum Bürgerbeteiligung?  
Eine Brücke zur Anwohnerschaft ist für eine lo kal verankerte Präventionsarbeit zent ral, 

denn die Bürgerinnen und Bürger haben einen besonderen Zugang zu den örtlichen Bege-

benheiten, dort ist ihr Lebensmittelpunkt und sie kennen sich aus. In den vielfältigen 

Bahnhofsvierteln ist die Beteiligung eines b reiteren Adressatenkreises (z.B. Feie rnde, Ge-

werbetreibende, Immobilieneigentümer, Pendelnde, Marginalisierte) erwägenswert. Denn 

sie alle haben Sicherheitsansprüche und können im öffentlichen Raum Einfluss auf die 

Sicherheit und das Sicherheitsempfinden n ehmen. Ihre Einbeziehung vor Ort kann  Prä-

ventionsmaßnahmen zu einer stärkeren Akzeptanz verhelfen. Mitsprache bei lokalen Ent-

wicklungen stärkt zudem die Identifikation der Bürgerinnen und Bürger mit ihrer Stadt 

und ihrem Quartier.  

Wie können Bürgerinnen und Bürger eingebunden werden?  
Kommuna le Kriminalprävention erfordert detaillierte und aktuelle Kenntnisse über die 

Situation, Probleme und Sorgen der unterschiedlichen Menschen im Bahnhofsviertel. Be-

teiligende Verfahren können ein Meinungsbild  einholen, Diskussionen anregen, den Be-

darf abfrag en (Was brauchen wir? Wozu brauchen wir das? Wie viel brauchen wir davon? 

Wo wäre der optimale Platz dafür? 45) oder als Ideenwettbewerb gestaltet werden. In die-

sem Rahmen bietet eine offene Anlaufstelle ein erseits Zugang zu vielfältigen Informatio-

nen und an dererseits bekommen Menschen eine Ansprechperson für ihre Probleme und 

Beschwerden. Viele Menschen ärgern sich beispielsweise über Baustellen, insbesondere 

verursachen sie im Bahnhofsviertel noch mehr Stre ss: durch Umwege, die Lautstärke, die 

Unübersichtli chkeit und mehr Gedränge durch die verengte Wegführung. Um Akzeptanz 

für solche Bautätigkeiten herzustellen, ist ein offener Dialog über deren Notwendigkeit 

und Dauer der Beeinträchtigung erforderlich. Ein  (interaktives) Abstimmungssystem 

kann die Betroffe nen einbeziehen und mit offenen Fragen zu Verbesserungsmöglichkeiten 

Vorschläge einholen.  

Wer kann im Bahnhofsviertel beteiligt werden?  
Im Bahnhofsviertel steht die Bürgerbeteiligung vor besonderen Herausforderungen. Auf 

der einen Seite halten sich sehr vi ele Menschen mit unterschiedlichen Einstellungen und 

Bedürfnissen im Bahnhofsviertel auf (z.B. Feiernde, Gewerbetreibende, Immobilieneig en-

tümer *innen , Marginalisierte, Pendelnde), auf der anderen Seite lassen sich viele dieser 

Gruppen schwer für eine Betei ligung gewinnen. Teilweise fehlt es an einer (engagierten) 

Wohnbevölkerung, da die Wohn - oder Aufenthaltsdauer im Bahnhofsviertel häufig  eher 

kurz ist. Auch sind lokale Interessenvertretungen, Vereine oder Verbände nicht vorhanden 

oder vom Engagement einze lner Persönlichkeiten abhängig. Darüber hinaus sind die in 

den Gemeindeordnungen vorgesehenen Beteiligungsformen nicht bekannt oder es f ehlt 

schlichtweg das Interesse und die Zeit, sich zu engagieren. Oft sind daher differenzierte, 

 
45 Stadtentwicklung Wien, S. 22 . 
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zielgruppenspezifische V erfahren nötig, um unterschiedliche Perspektiven und Bedürf-

nisse zu erreichen (z.B. aufsuchende Befragungen von Bettelnden, Feiernden od er Tou-

rist *inn en).46 Diese Verfahren sind aufwendig: Deshalb setzt erfolgreiche  Partizipation ne-

ben dem Engagement der Zi vilgesellschaft auch ein andauerndes und ehrliches Commit-

ment  aus Politik und Verwaltung voraus. 47 

Auf dem 
Prüfstand 

Eine jede Maßnahm e schließt eine kritische Reflexion ihrer Wirkung ein. 48 Denn sonst 

wissen wir nicht, ob die Maßnahme überhaupt (oder nur p unktuell) wirksam war und ob 

eine Verlagerung der Problematik im Bahnhofsviertel in ein angrenzendes Stadtviertel 

stattgefunden hat. Umso  präziser  die angestrebten  Ziele einer Maßnahme sind , desto 

leichter fällt eine Bewertung des Erfolgs im Projektverlauf  oder nach Projektabschluss.  

Die Evaluation von Präventionsmaßnahmen ist angesichts der Vielzahl möglicher Ein-

flussfaktoren auf städtische Phänomene und der unterschiedlichen Zielvorstellun gen bei 

der Umsetzung nicht einfach. Dennoch bleibt nur die wissens chaftliche Begleitung einer 

Maßnahme, um ihre Wirkungsweise zu verstehen. 49 Als Gütekriterium für wirksame Prä-

ventionsmaßnahmen hat sich daher der Begriff der evidenzbasierten Kriminalprävention 

durchgesetzt. Evidenzbasierte Maßnahmen basieren auf Erkenntni ssen der empirischen 

Forschung und werden nach dem besten verfügbaren Wiss en implementiert. 50 Bei der Kon-

zeption und Umsetzung evidenzbasierter Kriminalp rävention stellen sich übli cherweise 

die folgenden Fragen:  

 

Präventionsarb eit gleicht mitunter einer Si syphusarbeit. Im Unterschied dazu wird nicht 

nur ein Steinbrocken immer wieder einen Berg hochgerollt, sondern es werden situations-

bedingt viele unterschiedliche und neue Steine bewegt. Zum einen ist die Beilegung vieler 

Konfli kte oder Probleme längerfrist ig angelegt und zum anderen befinden sich Bahnhofs-

gebiete im steten Wandel. Plakativ lässt sich sagen: >> nach dem Präventionsprojekt ist 

vor dem Präventionsprojekt<<.  Darüber hinaus wirken viele Präventionsprojekte lediglich 

auf die Symptome ein, können a ber nicht die Ursachen unerwünschter Phänomene behe-

ben. Dies liegt u.a. an zu kurzfristigen Maßnahmen, zu geringen personellen und finanzi-

ellen Ressourcen, politischen Wechseln auf Kommunalebene und Problematiken, die nur 

mithi lfe des Bundes und/oder des L andes bewältigt werden können.  

Um bestehende und zukünftige kriminalpräventive Projekte sinnvoll aufeinander abzu-

stimmen, bietet sich eine übergeordnete und langfristig ausgelegte Präventionsstrategie 

an. Aus einem solchen Konz ept gehen die städtischen Pri oritäten hervor, versehen mit 

Erläuterungen zu spezifischen und neuralgischen Themen und Schwerpunkten. Die kon-

sequente Evaluation einzelner Maßnahmen hilft bei der Entscheidung, welche Maßnah-

men in eine städtische Präventionss trategie eingebunden werden s ollten.  

 
46 Zentrum  Öffentlicher Raum, S. 20 . 
47 Zentrum  Öffentlicher Raum, S. 28 . 
48 Lektürehinweis  Handbuch Evaluation des Umweltbundesamtes: https://www.umweltbun des-

amt.de/sites/ default/files/medien/376/publikationen/eval uation_zaehlt_ein_anwendungshand-

buch_fuer_die_kommunale_verkehrsplanung.pdf  
49 Haverkamp, Heesen (2014) . 
50 Armborst (2018, 7 ff ). 

Evidenzbasierte Kriminalprävention: 

 Gibt es bereits einschlägige Erkenntnisse aus der kriminologi-
schen Grundlagenforschung zu Risiken und Schutzfaktoren? 

 Wie kann dieses Wissen ausgenutzt werden, um eine Präven-
tionsmaßnahme zu konzipieren? 

 Wie wirkt sich die konzipierte Maßnahme in der Praxis aus? 

 Wie können bestehende Maßnahmen weiterentwickelt wer-
den? 

https://zora-cep.ch/cmsfiles/ZORA_Broschuere_Partizipation_de_1.pdf
https://zora-cep.ch/cmsfiles/ZORA_Broschuere_Partizipation_de_1.pdf
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Der Blick wird geweitet für die Perspektiven einer Stadt und des öffentlichen Raumes. Wie 

möchten die Menschen in der Stadt zusammenleben, welche Themen beschäftigen sie und 

welche langfristigen Veränderungen stehen be vor? Dies geschieht in vielen  Städten im 

ständigen Austausch mit Bürgerinnen und Bürgern. Tabelle 1 enthält  eine Auswahl städ-

tischer Konzepte zur Inspiration:  

 Tabelle 1: Stadtentwicklungs - und Präventionskonzepte 

Augsburg https://kriminalpraevention-augsburg.de 

Basel 
https://www.entwicklung.bs.ch/grundlagen/stadtleben/sicherheit-oeffentlicher-
raum.html 

Düsseldorf https://www.duesseldorf.de/stadtplanungsamt/stadtentwicklung/raumwerkd.html 

Dortmund 
https://www.dortmund.de/media/p/masterplan_kommunale_sicherheit/Master-
plan_Kommunale_Sicherheit.pdf 

Hamburg https://www.hamburg.de/konzepte-strategien/ 

Hannover 
https://www.hannover.de/Media/01 -DATA-Neu/Downloads/Landeshauptstadt-Hanno-
ver/Politik/Bürgerbeteiligung/Mein-Hannover-2030/Stadtentwicklungskonzept- "Mein-
Hannover-2030" 

Heilbronn 
https://www.heilbronn.de/no_cache/rathaus/buergerservice-a-z/inhalt/kommunale-
kriminalpraevention.html 

Leipzig 
https://www.leipzig.de/bauen-und-wohnen/stadtentwicklung/stadtentwicklungskon-
zept- insek/die- fachkonzepte-des-stadtentwicklungskonzepts- insek-2030/  

Lübeck 
https://www.luebeck.de/de/stadtentwicklung/stadtplanung/integriertes -stadtentwick-
lungskonzept.html 

München 
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Referat- fuer-Stadtplanung-und-
Bauordnung/Stadtentwicklung/EntwicklungsFlaechennutzungsplanung/ Innenstadtkon-
zept.html 

Norderstedt 
https://www.norderstedt.de/Wirtscha ft -und-Entwicklung/Stadtplanung-und-
Bauen/Gesamtstädtische-Konzepte 

Stuttgart https://www.stuttgart.de/leben/sicherheit/kriminalpraevention.php 
Wien https://www.wien.gv.at/stadtentwicklung/studien/pdf/b008522.pd f 

 

 

 

 

 

  

https://kriminalpraevention-augsburg.de/
https://www.entwicklung.bs.ch/grundlagen/stadtleben/sicherheit-oeffentlicher-raum.html
https://www.entwicklung.bs.ch/grundlagen/stadtleben/sicherheit-oeffentlicher-raum.html
https://www.duesseldorf.de/stadtplanungsamt/stadtentwicklung/raumwerkd.html
https://www.dortmund.de/media/p/masterplan_kommunale_sicherheit/Masterplan_Kommunale_Sicherheit.pdf
https://www.dortmund.de/media/p/masterplan_kommunale_sicherheit/Masterplan_Kommunale_Sicherheit.pdf
https://www.hamburg.de/konzepte-strategien/
https://www.hannover.de/Media/01-DATA-Neu/Downloads/Landeshauptstadt-Hannover/Politik/Bürgerbeteiligung/Mein-Hannover-2030/Stadtentwicklungskonzept-%22Mein-Hannover-2030%22
https://www.hannover.de/Media/01-DATA-Neu/Downloads/Landeshauptstadt-Hannover/Politik/Bürgerbeteiligung/Mein-Hannover-2030/Stadtentwicklungskonzept-%22Mein-Hannover-2030%22
https://www.hannover.de/Media/01-DATA-Neu/Downloads/Landeshauptstadt-Hannover/Politik/Bürgerbeteiligung/Mein-Hannover-2030/Stadtentwicklungskonzept-%22Mein-Hannover-2030%22
https://www.heilbronn.de/no_cache/rathaus/buergerservice-a-z/inhalt/kommunale-kriminalpraevention.html
https://www.heilbronn.de/no_cache/rathaus/buergerservice-a-z/inhalt/kommunale-kriminalpraevention.html
https://www.leipzig.de/bauen-und-wohnen/stadtentwicklung/stadtentwicklungskonzept-insek/die-fachkonzepte-des-stadtentwicklungskonzepts-insek-2030/
https://www.leipzig.de/bauen-und-wohnen/stadtentwicklung/stadtentwicklungskonzept-insek/die-fachkonzepte-des-stadtentwicklungskonzepts-insek-2030/
https://www.luebeck.de/de/stadtentwicklung/stadtplanung/integriertes-stadtentwicklungskonzept.html
https://www.luebeck.de/de/stadtentwicklung/stadtplanung/integriertes-stadtentwicklungskonzept.html
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Referat-fuer-Stadtplanung-und-Bauordnung/Stadtentwicklung/EntwicklungsFlaechennutzungsplanung/Innenstadtkonzept.html
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Referat-fuer-Stadtplanung-und-Bauordnung/Stadtentwicklung/EntwicklungsFlaechennutzungsplanung/Innenstadtkonzept.html
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Referat-fuer-Stadtplanung-und-Bauordnung/Stadtentwicklung/EntwicklungsFlaechennutzungsplanung/Innenstadtkonzept.html
https://www.norderstedt.de/Wirtschaft-und-Entwicklung/Stadtplanung-und-Bauen/Gesamtstädtische-Konzepte
https://www.norderstedt.de/Wirtschaft-und-Entwicklung/Stadtplanung-und-Bauen/Gesamtstädtische-Konzepte
https://www.stuttgart.de/leben/sicherheit/kriminalpraevention.php
https://www.wien.gv.at/stadtentwicklung/studien/pdf/b008522.pdf
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    DAS WICHTIGSTE IN KÜRZE 
Implementation Vor der Implementation einer kriminalpräventiven Maßnahme stehen vielfältige 

Überlegungen über ihren Sinn, Nutzen und Einsatzort an. Aufbauend auf einer um-

fassenden Problemanalyse werden möglichst spez ifische, messbare, angemessene, re-

alistische und terminierte Ziele formuliert, bevor eine kriminalpräventive Maßnahme 

zur Erreichung dieser Ziele gewählt wird. Eine Analyse der Ist -Situation ist einer Ana-

lyse der Soll -Situation voranzustellen. Falls noch k ein Kooperationsnetzwerk für das 

Bahnhofsviertel besteht, empfiehlt es sich ein solches aufzubauen. Die Verantwortli-

chen und Beteiligten aus unterschiedlichen Interessengruppen müssen sich dann 

weitgehend einig darüber sein, an welchen Orten im Bahnhofsvie rtel etwas zu verän-

dern ist und welche Maßnahmen für welche Zielgruppen in Betracht kommen. Die 

rechtlichen, baulichen u nd sozialen Hintergründe finden Berücksichtigung, um den 

Rahmen für die denkbaren, im Idealfall evidenzbasierten Präventionsmaßnahmen ab-

zustecken. Für die erfolgreiche Implementation der ausgewählten kriminalpräven-

tiven Maßnahmen sind Schlüsselpersonen zu identifizieren und zu benennen. Krimi-

nalprävention geschieht dabei im Bewusstsein, dass die gewünschten Effekte (nicht 

oder teilweise) e intreten und zugleich nicht intendierte Nebenfolgen auftreten kön-

nen. Schon allein deswegen ist eine Evaluierung der kri minalpräventiven Maßnah-

men anzuraten.  

Die 7 Themen des 
Werkzeugkastens 

Als wichtigste Themengebiete der Kriminalprävention im Bahnhofsv iertel haben sich 

im SiBa -Projekt erwiesen: Sicherheitsempfinden, subjektiv unerwünschte Verhaltens-

weisen, Kriminalität, Aufenthaltsqualität, Sauberkeit, Bahnhofsviertel im Wandel so-

wie instit utionelle Verankerung und Bürgerbeteiligung . 

Sicherheits-  
empfinden 

Unabhängig von der tatsächlichen  Kriminalitätsbelastung fühlen sich viele Menschen 

in Bahnhofsvierteln unsicher . Dort ist also das  Sicherheitsempfinden ein beherrschen-

des kriminalpräventi ves Thema. Als Drehscheibe der Mobilität prägt der Bahnhof die 

nähere Umgebung: Das Leben ist quirlig, bunt und einfach anders als sonst im Stadt-

gebiet. Dieses Andere kann ein Gefühl der Fremdheit und damit Unsicherheit erzeu-

gen. Bei Dunkelheit erhöht sich  das Unsicherheitsgefühl insbesondere bei Älteren und 

Frauen und  dies noch mehr in Bahnhofsvierteln. In den vergangenen Jahren richten 

sich Maßnahmen zur Stärkung des Sicherheitsempfindens häufig auf die räumliche 

Gestaltung  durch mehr Beleuchtung und Grün schnitt sowie die verstärkte Präsenz 

von Sicherheitskräften wie Polizei und kommunalen Ordnungsdiensten. Allerdings 

lässt sich der schlechte Ruf des Bahnhofsgebietes nicht leicht ablegen, diesbezüglich 

bedarf es einer kontinuierlichen und anhaltenden Strat egie, die öffentlich und medial 

kommuniziert wird. Abgesehen dav on zeigen Erkenntnisse aus der kriminologischen 

Forschung, dass das Sicherheitsempfinden komplex ist und schwer zu beeinflussende 

individuelle und gesellschaftliche Ursachen hineinspielen. So beeinträchtigt Krimina-

lität weniger das Sicherheitsempfinden als  dies soziale Probleme der Individuen tun  

(prekäre Lebensverhältnisse , Lebensqualität im Wohnumfeld, soziale Teilhabe) .  

Subjektiv 
unerwünschte 
Verhaltensweisen 

Mit dem Sicherheitsempfinden s teht die Wahrnehmung subjektiv unerwünschter Ver-

haltensweisen  in  einem Zusammenhang . Als Paradebeispiel dient die Vermüllung in 

Bahnhofsvierteln, denn in der Anonymität und Masse fällt das Wegwerfen von Müll 

auf Bürgersteige und Straßen nicht unbedingt auf. Die Ausübung der informellen So-

zialkontrolle ist geschwächt, w as verunsichernd wi rken kann. Allerdings sind die To-

leranzgrenzen gegenüber sozial abweichenden Verhaltensweisen sehr unterschiedlich 

ausgeprägt: Während einige weggeworfene Zigarettenkippen stören, heben andere 

Pfanddosen auf und weitere finden Graffiti a nregend und kreativ . Diese heterogenen 

Perspektiven müssen einer kritischen Diskussion unterzogen werden, um zu klären, 

wann, wo, wie und für wen kommunale Kriminalprävention Anwendung findet. Es 

bedarf einer Gesamtabwägung, die versucht, den unterschiedli chen Bedarfen nach Si-

cherheit und Ordnung entgegenzukommen und die urbane Kompetenz zu fördern, d.h. 
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mit den Irritationen durch das Zusammentreffen verschiedener Lebenswelten auf en-

gem Raum und mit daraus entstehenden Konflikten leben zu lernen.  

Kriminalität Das Bahnhofsvie rtel bietet eine besondere Opportunitätsstruktur für Kriminalität  an-

gesichts der guten Infrastruktur, den vielen Menschen und Einkaufsmöglichkeiten. 

Die gute Verkehrsanbindung des Bahnhofsviertels sichert einen schnellen Zugang 

und gute Möglichkeiten, in d er Masse unterzutauchen. Der rege Strom von Pendeln-

den, Reisenden, Anwohnende n, Gewerbetreibende n oder marginalisierten G ruppen  

kann formellen Kontrollinstanzen den Überblick erschweren und die Menschen selbst 

bemerken oder achten nicht auf die Begehung vo n Straftaten. Kriminalprävention 

stärkt u.a. die formelle Sozialkontrolle beispielsweise durch Ausstattung, Vernetzung 

und Kooperationen der Sicherheitsakteure.  

Aufenthaltsqualität Der öffentliche Raum ist schon längst nicht mehr nur Verkehrsraum, sondern auch 

ein begehrter Aufenthaltsraum ( Aufenthaltsqualität ). Städtischer Raum ist knapp be-

messen, was zu Nutzungskonflikten zwischen kommerziellen Anbietern und nicht zur 

Kundschaft gehörenden Personen und zwischen unterschiedlichen Nutz ergruppen 

(Eltern mit Kindern, Jugendliche, Menschen mit dem Lebensmittelpunkt auf der 

Straße, Senior *inn en) führt. In Bahnhofsvierteln mit wenig öffentlichem Raum be-

steht die Herausforderung, die verschiedenen Bevölkerungsteile anzusprechen und 

viele Nutz ungsmöglichkeiten zu eröffnen . 

Bahnhofsviertel im 
Wandel 

Rund um die großen Bahnhöfe entstehen in zahlreichen Städten neue Wohnanlagen, 

Hotels, Geschäfts - und Dienstleistungszentren, die zu einer Aufwertung  der Bahn-

hofsviertel führen sollen  (Bahnhofsviert el im Wandel ). Bahnhofsviertel k önnen als 

Ort e beschleunigter urbaner Transfo rmation beschrieben werden, die  zu Visitenkar-

ten der Städte  entwickelt werden soll en. Der urbane Wandel  erfasst nicht nur die 

Menschen vor Ort, son dern auch die vorhandenen Angebot sstruk turen, die den beson-

deren Charakter des Bahnhofsumfelds erst auszeichnen. Besonders in Bahnhofsnähe 

ist es notwendig, dass soziale Hilfeeinrichtungen vertreten und abgesiche rt sind, um 

die dortigen sozialen Problemlagen zu bewältigen . 

Institutionelle 
Verankerung & 
Bürgerbeteiligung 

Institutionelle  Verankerung  setzt eine zentrale Organisationseinheit voraus, welche 

die vielfältigen städtischen Bemühungen zu Kriminalprävention  langfristig koordi-

niert, Netzwerke pflegt und die unterschiedlichen Akteure bündelt. Zu diesen Akteu-

ren gehören ebenso die Menschen, die im Bahnhofsviertel leben, arbeiten, oder ihre 

Freizeit verbringen; sie kennen die Gegebenheiten vor Ort gut und haben Ideen, wo, 

wozu oder wie viel Kriminalprävention im Bahnhofsviertel benötigt wird. Bürgerbe-

teiligung  braucht Engagement aus der Zivilgesellschaft, aber auch andauerndes und 

ehrliches Commitment  aus Politik und Verwaltung. Dabei sind Überlegungen zentral, 

welche Personen oder Gruppen beteiligt werden sollen und welche Rollen und Kom pe-

tenzen ihnen zugedacht werden.  

Checkliste Die hier angestellten Vorüberlegungen finden sich zusammengefasst in der CHECK-

LISTE FÜR DIE I MPLEMENTATION  wieder. Dort werden zentra le Fragen zum WOZU, WO, 

WANN  und  WER der Präventionsarbeit aufgeworfen, die s ich zu jedem Zeitpunkt im 

Projektverlauf stellen lassen.  

¶ Zu Beginn der Projektplanung : Wozu soll eine Maßnahme verfolgt werden? Wo soll 

eine Maßnahme umgesetzt werden? Wann soll die Umsetzung erfolgen? Und wer 

soll einbezogen werden? 

¶ Im Projektverlauf : Eignet sich die Maßnahme für den gewünschten Zweck? Wurde 

der richtige Ort gewählt? Soll die Maßnahme verlängert, verkürzt oder verschoben 

werden? Und sind die richtigen Leute in die Umsetzung eingebunden?  

¶ Nach Projektende : Hat das Projekt seinen Zweck erfüll t? Hat das Projekt an dem 

gewählten Ort funktioniert? War der Zeitpunkt gut gewählt oder die Dauer ange-

messen? Und hat das Projekt alle Menschen erreicht, di e adressiert werden soll-

ten? 
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FRAGEN, DIE SICH STELLEN 
WOZU? 

 δWelche Probleme sollen mit der MaÞnahme verbessert werden? 

 δSollen mit der MaÞnahme kurz-, mittel- oder langfristige Effekte erzielt werden? 

 δWelche Ziele werden mit der MaÞnahme verfolgt? (politische, soziale, kulturelle) 

 δWer hat die MaÞnahme angestoÞen und warum? 

WO? 

 δAn welchem Ort (Platz, Park, StraÞe o.ã.) soll die MaÞnahme umgesetzt werden? 
ἦ Darf die MaÞnahme an diesem Ort umgesetzt werden? (Beachtung gesetzlicher Regelungen, Denkmal-
schutzvorgaben o.ã.) 

 δGibt es bereits MaÞnahmen an diesem Ort? 
 δWohin kõnnte sich bei Umsetzung der MaÞnahme das Problem verschieben? 
 δWurde die MaÞnahme schon einmal angewendet? (Wenn ja, welche Effekte hatte sie auf den Ort?) 

WANN? 

 δIn welcher Form soll die MaÞnahme Anwendung finden? (temporãr, dauerhaft, regelmãÞig) 
 δIn welchem Zeitfenster soll die MaÞnahme Anwendung finden? (ganzjãhrig, saisonal, tagsûber, nachts) 
ἦ Gibt es spezielle Anlãsse, an denen die MaÞnahme durchgefûhrt werden soll? (Festivals, Mãrkte, Volks-
feste) 

 δIst es sinnvoll die MaÞnahme zeitlich zu begrenzen? 
 δWurde die MaÞnahme schon einmal angewendet? (Wenn ja, wie lange ist das her und welche Effekte 
hatte sie?) 

WER? 

ἦ An wen richtet sich die MaÞnahme? (Bedûrfnisse der Zielgruppe, Adressaten o.ã. ermitteln und beachten) 
 δWer ist formal fûr die Umsetzung der MaÞnahme verantwortlich? 
 δWie viele Personen werden zur Umsetzung/ Durchfûhrung der MaÞnahme benõtigt? 
 δWer sind aktive Partner*innen vor Ort zur Durchfûhrung der MaÞnahme? 
 δWer kontrolliert die Effekte der MaÞnahme (Evaluation)? 
 δWer kommt fûr die Anschaffungskosten auf? 
 δWer kommt fûr die Instandhaltung/ laufenden Kosten auf? (Materialschãden, Sãuberung, Personal) 
 δWer kommt fûr die Entsorgungskosten auf? 
 δWer ist inwieweit und in welcher Form ûber die MaÞnahme zu informieren?  
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 MAßNAHMENÜBERSICHT 

Zu den einzelnen Themengebieten 

Ą SUBJEKTIVE SICHERHEIT 

 Dunkelheit, Image Bahnhofsviertel, Sicherheit für marginalisierte Gruppen, 
Sozialkontrolle, Übersichtlichkeit, Unterführungen 

Ą SUBJEKTIV UNERWÜNSCHTE VERHALTENSWEISEN 

 

(Übermäßiger) Alkoholkonsum, (aggressives) Betteln, Campieren, Drogenkonsum, 
Kommunikation im Konfliktfall, Konfliktfähigkeit, Lärm, Pöbeleien/ Streitereien, 
Prostitution, unerwünschtes/ unbefugtes Betreten 

Ą KRIMINALITÄT 

 

Drogenhandel und -besitz, Fahrraddiebstahl, Graffiti/ Tags, Körperverletzung,  
Ladendiebstahl, Polizeiarbeit, Prostitution im Sperrbezirk, Risikogruppten/ Opfer-  und 
Täterarbeit, Taschendiebstahl, Terrorismus, zerstörte/ kaputte Gegenstände 

Ą AUFENTHALTSQUALITÄT 

 

Aufenthaltsangebote (kostenfrei), Baustellen, Falschparken, Schatten, Verkehr(slärm), 
verwaiste öffentliche Plätze/ geringe soziale Durchmischung, zu wenig Platz/ enge 
Wege 

Ą SAUBERKEIT 

 
Hundekot, leere Flaschen/ Flaschen sammeln, Müll, öffentliches Urinieren, Schmutz, 
Schrottfahrräder, Zigarettenkippen 

Ą BAHNHOFSVIERTEL IM WANDEL 

 

Bedarfe Gewerbe, Gentrifizierung und Verdrängung, Infrastruktur für soziale  
Einrichtungen, soziale Segregation/ soziale Spaltung, Verbreitung von Spielhallen/ 
Wettbüros, Verkehr und Mobilität 

Ą INSTITUTIONELLE VERANKERUNG & BÜRGERBETEILIGUNG 

 

Ansprechpersonen für Menschen vor Ort, Beteiligungsformate, Empowerment,  
Interesse von Anwohnenden, Koordination von Prävention, Netzwerkarbeit,  
sozialer Zusammenhalt 
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SAMMLUNG DER MAßNAHMEN 

 SUBJEKTIVE SICHERHEIT 

Handlungsfeld Maßnahme  

Dunkelheit Begleitservice  
Belebung zu verschiedenen Tageszeiten  
Besseres Beleuchtungskonzept  
Bewegungsmelder  
Einsehbarkeit verbessern  
Farbgestaltung  
Frauentaxi  
Gute Sichtachsen  
Lichtspaziergang  
Nachtwanderungen  
Verteidigungs-  und Schutzmaßnahmen  

Image 
Bahnhofsviertel  

Bahnhofspaten  
Begehung  
Bürger-App  
Gezielte Imagekampagne  
Gezielte Infokampagnen  
Kommunale Öffentlichkeitsarbeit  
Nachtwanderungen  
Ordnungspatenschaft  
Präventionsrallye  
Quartierskümmernde, Quartiershausmeister*in  
Quartiersfest, Straßenfest  
Quartiersspaziergang  
Sicherheitstag  
Theateraufführungen zur Problemsensibilisierung (Aktionskunst)  
Toleranz fördern  

Sicherheit für  
marginalisierte Gruppen 

Alternative Angebote für marginalisierte Gruppen/Szenen  
Alternative Plätze für marginalisierte Gruppen/Szenen  
Arbeitercafé (z.B. für Tagelöhnende, Prostituierte)  
Benachteiligte Gruppen einbeziehen  
Duschmobil  
Einschreiteschwellen festlegen  
Erfrierungsschutz  
Gemeinsame Streife von Sozialarbeit und Polizei  
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Gewaltprävention für wohnungslose Opfer  
Hygienecenter  
Konfliktmanagement  
Kontaktbereichsbeamte  
Mobile ärztliche Versorgung  
Mobile Sozialarbeit  
Notschlafstelle  
Öffentlich zugängliche Waschmöglichkeiten  
Personenpatenschaft  
Pfandspenden  
Präventionsrallye  
Quartiersbox  
Raum (Zimmer) für aufsuchende Sozialarbeit  
Schließfächer für Randgruppen  
Sozialarbeit/ Streetwork  
Soziale Durchmischung fördern  
Sozialstadtplan  
Suchmaschine für Soziales  
Toleranz fördern  
Trinkerstube  
Übernachtungsschutz/ Kälteschutz  
Wohnbox  

Sozialkontrolle Bahnhofspaten  
Begleitservice  
Belebung öffentlicher Plätze  
Belebung zu verschiedenen Tageszeiten  
Kampagnen zur Zivilcourage  
Kommunaler Ordnungsdienst  
Kontaktbereichsbeamte  
Nachtwanderer  
Notrufsäule  
Ordnungspatenschaft  
Parkläufer*innen  
Polizeipräsenz  
Quartierskümmernde, Quartiershausmeister*in  
Sauberkeitsbotschafter*innen  
Schließfächer für Randgruppen  
Soziale Durchmischung fördern   
Trinkerstube  
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Verteidigungs-  und Schutzmaßnahmen  
Videoüberwachung  

Übersichtlichkeit Bauliche Gestaltung  
Besseres Beleuchtungskonzept  
Einsehbarkeit verbessern  
Gute Sichtachsen  
Klare Wegführung  
Spiegel   
Zonierung durch unterschiedliche Bodentexturen  

Unterführungen Aufwertung und Instandhaltung von Unterführungen  
Besseres Beleuchtungskonzept  
Notrufsäule  
Vermeidung von Unterführungen  
Verteidigungs-  und Schutzmaßnahmen  
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 SUBJEKTIV UNERWÜNSCHTE VERHALTENSWEISEN 

Handlungsfeld Maßnahme  

(übermäßiger) 
Alkoholkonsum 

Alkoholverbot  
Alkoholverkaufsverbot  
Alternative Angebote für marginalisierte Gruppen  
Alternative Plätze für marginalisierte Gruppen  
Benachteiligte Gruppen einbeziehen  
Einschreitschwellen festlegen  
Gemeinsame Streife von Sozialarbeit und Polizei  
Kommunaler Ordnungsdienst  
Konfliktmanagement  
Mobile ärztliche Versorgung  
Mobiler Drogenkonsumraum  
Mobile Sozialarbeit  
Nachbürgermeister*in  
Nachtwanderer  
Parkläufer*innen  
Personenpatenschaft  
Sozialarbeit/ Streetwork  
Sozialstadtplan  
Sperrzeiten der Gastronomie  
Suchmaschine für Soziales  
Trinkerstube  

(aggressives) 
Betteln 

Alternative Angebote schaffen für Bettelnde  
Alternative Plätze für marginalisierte Gruppen  
Alphabetisierungsprogramme  
Benachteiligte Gruppen einbeziehen  
Einschreitschwellen festlegen  
Kommunaler Ordnungsdienst  
Parkläufer*innen  
Personenpatenschaft  
Platzpaten aus der Szene  
Sicherheitswacht  
Sozialarbeit/ Streetwork  
Sozialstadtplan  
Sprachkurse  
Suchmaschine für Soziales  
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Campieren Benachteiligte Gruppen einbeziehen  
Defensive/ Hostile Architecture  
Einschreitschwellen festlegen  
Erfrierungsschutz  
Mobile ärztliche Versorgung  
Mobile Sozialarbeit  
Notschlafstelle  
Ombudsperson/Beschwerdestelle  
Parkläufer*innen  
Platzpaten aus der Szene  
Personenpatenschaft  
Schließfächer für Randgruppen  
Sozialstadtplan  
Suchmaschine für Soziales  
Übernachtungsschutz/ Kälteschutz  
Wärmebus  
Wohnbox  

Drogenkonsum Benachteiligte Gruppen einbeziehen  
Drogenkonsumraum  
Fallkonferenzen  
Gemeinsame Streife von Sozialarbeit und Polizei  
Kontaktcafé  
Mobile ärztliche Versorgung  
Mobiler Drogenkonsumraum  
Mobile Sozialarbeit  
Personenpatenschaft  
Sozialarbeit/ Streetwork  
Substitutionspraxis  

Kommunikation im  
Konfliktfall  

Aus-  und Weiterbildung von Akteuren der Prävention  
Community Organizing  
Konfliktmanagement  
Nachtwanderer  
Ombudsperson/ Beschwerdestelle  
Ordnungspatenschaft  
Quartierskümmernde, Quartiershausmeister*in  
Sensibilisierung für Konfliktlösungsstrategien  
Zentrale Ansprechstelle oder -person für Sicherheitsfragen  
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Konfliktfähigkeit  Kampagnen zur Zivilcourage  
Toleranz fördern  
Verteidigungs-  und Schutzmaßnahmen  
Urbane Kompetenz  

Lärm Alkoholverbot  
Alternative Plätze für marginalisierte Gruppen  
Bäume  
Kommunaler Ordnungsdienst  
Konfliktmanagement  
Lärmschutzwand  
Mobiles Grünes Zimmer  
Nachtbürgermeister*in  
Nachtwanderer  
Parkläufer*innen  
Sicherheitswacht  
Sperrzeiten der Gastronomie   

Pöbeleien/ 
Streitereien 

Alkoholverbot  
Alternative Plätze für marginalisierte Gruppen/Szenen  
Einschreitschwellen festlegen  
Kampagnen zur Zivilcourage  
Kommunaler Ordnungsdienst  
Kontaktbereichsbeamte  
Nachtwanderer  
Parkläufer*innen  
Platzpaten aus der Szene  
Sicherheitswacht  

Prostitution  Allgemeine Sozialberatung (ProstSchG)  
Alternative Örtlichkeiten für Prostitution  
Arbeitercafé (z.B. für Tagelöhnende, Prostituierte)  
Ausstiegsberatung  
Bußgeld für unnützes Hin-  und Herfahren  
Kommunaler Ordnungsdienst  
Mobile Sozialarbeit  
Öffentlich zugängliche Waschmöglichkeiten  
Sozialstadtplan  
Sperrbezirke  
Suchmaschine für Soziales  
Übernachtungsangebote für Prostituierte  
Verrichtungsboxen  
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Unbefugtes/  
unerwünschtes Betreten 

Bewegungsmelder  
Defensive/ Hostile Architecture  
Poller  
Private Sicherheitsdienste  
Zaun  
Zonierung durch unterschiedliche Bodentexturen  
Zufahrtsschutz  
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 KRIMINALITÄT 

Handlungsfeld Maßnahme  

Drogenhandel 
und -besitz 

Besondere polizeiliche Einsätze im Bahnhofsviertel  
Drogenkonsumraum  
Fallkonferenzen  
Kommunaler Ordnungsdienst  
Kontaktcafé  
Mobiler Drogenkonsumraum  
Mobile Sozialarbeit  
Polizeipräsenz  
Sozialarbeit/ Streetwork  
Substitutionspraxis  
Verzahnung von Bundes-  und Landespolizei  

Fahrraddiebstahl Fahrradparkplätze  
Kampagnen zur Zivilcourage  
Kommunaler Ordnungsdienst  
Polizeipräsenz  
Programm Wachsamer Nachbar  
Theateraufführungen zur Problemsensibilisierung (Aktionskunst)  
Videoüberwachung  
Warnschilder, Warnvideos  

Graffiti/  
Tags 

Anti-Graffiti-Mobil  
Bahnhofspaten  
Belebung öffentlicher Plätze  
Belebung zu verschiedenen Tageszeiten  
Bürger-App  
Graffitiabweisende Oberfläche/  Graffitisprühschutz  
Graffitis, Tags und illegale Plakatierungen schnell entfernen  
Kommunaler Ordnungsdienst  
Legale Spray-Flächen  
Polizeipräsenz  
Parkläufer*innen  
Sicherheitswacht  
Videoüberwachung  

Körperverletzung Besondere polizeiliche Einsätze im Bahnhofsviertel  
Gewaltprävention für wohnungslose Opfer  
Kampagnen zur Zivilcourage  
Kommunaler Ordnungsdienst  
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Nachtbürgermeister*in  
Polizeipräsenz  
Waffenverbotszone  

Ladendiebstahl Alarmanlage  
Aufklärungskampagnen Ladendiebstahl  
Private Sicherheitsdienste  
Videoüberwachung  

Polizeiarbeit Besondere polizeiliche Einstätze im Bahnhofsviertel  
Bodycams  
Community Policing  
Gemeinsame Streife von Sozialarbeit und Polizei  
Kontaktbereichsbeamte  
Polizei im Bürgerbüro  
Polizeipräsenz  
Predictive Policing  
Sicherheitstag  
Verzahnung von Bundes-  & Landespolizei  

Prostitution  
im Sperrbezirk 

Allgemeine Sozialberatung  
Ausstiegsberatung  
Alternative Örtlichkeiten für Prostitution  
Bußgeld für unnützes Hin-  und Herfahren  
Kommunaler Ordnungsdienst  
Parkläufer*innen  
Polizeipräsenz  
Sozialarbeit/ Streetwork  
Videoüberwachung  
Verrichtungsboxen  

Risikogruppen/ 
Opfer- und Täterarbeit 

Arbeit mit Straffälligen  
Anti-Graffiti-Mobil  
Gewaltprävention für wohnungslose Opfer  
Präventionsrallye  
Sozialstadtplan  
Suchmaschine für Soziales  

Taschendiebstahl Aufklärungskampagnen Taschendiebstahl  
Gute Sichtachsen (soziale Kontrolle)  
Klare Wegführung  
Kommunaler Ordnungsdienst  
Parkläufer*innen  
Polizeipräsenz  
Sicherheitswacht  
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Theateraufführungen zur Problemsensibilisierung (Aktionskunst)  
Videoüberwachung  
Warnschilder, Warnvideos  

Terrorismus Poller  
Vorhänge aus Ringgeflecht  
Zaun  
Zufahrtsschutz  

Zerstörte/  
Kaputte Gegenstände 

Bahnhofspaten  
Belebung öffentlicher Plätze  
Belebung zu verschiedenen Tageszeiten  
Bürger-App  
Generelle Aufwertung des Stadtbilds  
Gute Sichtachsen (soziale Kontrolle)  
Kommunaler Ordnungsdienst  
Ordnungspatenschaft  
Parkläufer*innen  
Platzpaten aus der Szene  
Polizeipräsenz  
Sicherheitswacht  
Videoüberwachung  
Zügige Reparaturen  

  



SAMMLUNG DER MAßNAHMEN            

                                        zurück zur Maßnahmenübersicht       33 

 AUFENTHALTSQUALITÄT 

Handlungsfeld Maßnahme  

Aufenthaltsangebote 
(kostenfrei) 

Grätzloase  
Hochbeete  
Konsumfreie Sitzgelegenheiten  
Mobiles Grünes Zimmer  
Nutzbare Grün-  und Freiflächen  
Parkbänke  
Parklets  
Pocket-Park  
Sommerstraße  
Spielplatz  
Transitory/ Transition Gardening  
Wasserspender, Trinkwasserbrunnen  
Zwischennutzung  

Baustellen Bahnhofspaten  
Baustellen-Buddys  
Besseres Beleuchtungskonzept  
Einsehbarkeit verbessern  
Farbgestaltung  
Info-Zentrum  
Kurznachrichten-Newsletter  
Lärmschutzwand  
Mobile Begrünung  
Mobiles Grünes Zimmer  
Öffentliche Baustellenführung  
Sichtfenster   
Unterführungen/Bauzäune/Gerüste für Kunstprojekte, Infor-
mationen zur Baustelle etc. nutzen 

 

Vergünstigte Angebote für Baustellengeplagte  
Wegführung und Piktogramme  
Zaun  

Falschparken Alternative/  zentrale Parkplätze  
Bußgeld für Halte-  und Parkverstöße  
Falschparken-App  
Falschparker*innen abschleppen  
Klebezettel  
Kommunaler Ordnungsdienst  
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Parkplatz-App  
Sicherheitstag  
Sicherheitswacht  

Schatten Bäume  
Begrünung  
Grätzloase  
Hochbeete  
Mobiles Grünes Zimmer  
Parklets  
Pocket-Park  

Verkehr(-slärm) Alternative/  zentrale Parkplätze  
Alternative Verkehrskonzepte  
Autofreie Innenstädte  
Autofreie Wochenenden, autofreie Tage  
Fahrradverkehr stärken  
Fahrradstraßen  
Fahrrad-Servicestationen  
Fußverkehr stärken  
Fußverkehrsverantwortliche  
Mitfahrbänke  
Öffentlichen Nahverkehr stärken  
Parkflächen entsiegeln  
Radschnellwege  
Radverkehrsbeauftragte  
Shared Space  
Sommerstraße  
Verkehrsberuhigung  

Verwaiste öffentliche 
Plätze/  
geringe soziale 
Durchmischung 

Begrünung  
Belebung öffentlicher Plätze  
Belebung zu verschiedenen Tageszeiten  
Einsehbarkeit verbessern  
Farbgestaltung  
Food-Truck  
Grätzloase  
Hochbeete  
Hundewiese  
Kaffeewagen, Kaffeefahrrad  
Konsumfreie Sitzgelegenheiten  
Kulturveranstaltungen  
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Mischnutzung anliegender Gebäude  
Mobiles Grünes Zimmer  
Nutzbare Grün-  und Freiflächen  
Parklet  
Pocket-Park  
Regionale Märkte  
Sandkasten (mit Spielzeug)  
Spielmobil  
Spielplatz  
Quartiersfest, Straßenfest  
Transitory/ Transition Gardening  
Urban Gardening  
Wasserspiele  
Weihnachtsmarkt  
WLAN-Hotspot (gratis)  

Zu wenig Platz/ 
enge Wege 

Alternative/  zentrale Parkplätze  
Alternative Verkehrskonzepte  
Autofreie Innenstädte  
Autofreie Wochenenden, autofreie Tage  
Fahrradparkplätze  
Fahrradverkehr stärken  
Fußverkehrsverantwortliche  
Öffentlichen Nahverkehr stärken  
Privately Owned Public Space (POPS)  
Radverkehrsbeauftragte  
Shared Space  
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 SAUBERKEIT 

Handlungsfeld Maßnahme  

Hundekot Bahnhofspaten  
Fußverkehrsverantwortliche  
Hundewiese  
Kommunaler Ordnungsdienst  
Kotbeutelspender  
Ordnungspatenschaft  
Parkläufer*innen  
Putzaktionen  
Quartierskümmernde, Quartiershausmeister*in  
Sicherheitswacht  

Leere Flaschen/ 
Flaschen sammeln 

Mülleimer  
Pfandspenden  
Pfandkisten  
Pfandringe  
Putzaktionen  

Müll  Abfallfahndung  
Bahnhofspaten  
Bürger-App  
Bußgeld für wilden Müll und unsachgemäße Müllentsorgung  
Gum Wall  
Häufige Reinigung  
Kampagnen zur Müllentsorgung  
Kommunaler Ordnungsdienst  
Mülleimer  
Müllmelde-App  
Müllentsorgung im Rahmen von Schulprojekten  
Müllkrähen  
Nachtwanderer  
Ordnungspatenschaft  
Parkläufer*innen  
Platzpaten aus der Szene  
Putzaktionen  
Quartierskümmernde, Quartiershausmeister*in  
Sauberkeitsbotschafter*innen  
Sicherheitswacht  
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Öffentliches Urinieren Austeilen von Toiletten-Jetons  
Bahnhofspaten  
Bewegungsmelder  
Bußgeld für öffentliches Urinieren  
Gute Sichtachsen (Sozialkontrolle)  
Hygienecenter  
Kommunaler Ordnungsdienst  
Komposttoilette (mobil)  
Konzept Die Nette Toilette  
Nachtwanderer  
Öffentliche Toiletten  
Öffentliche Urinale  
Parkläufer*innen  
Pinkelbeete  
Platzpaten aus der Szene  
Rückspritzlack oder -kacheln  
Sicherheitswacht  

Schmutz Bahnhofspaten  
Farbgestaltung  
Generelle Aufwertung des Stadtbilds  
Gum Wall  
Häufige Reinigung  
Hundewiese  
Ordnungspatenschaft  
Putzaktionen  

Schrottfahrräder Abfallfahndung  
Bahnhofspaten  
Bürger-App  
Bußgeld für wilden Müll und unsachgemäße Müllentsorgung  
Fahrrad-Servicestationen  
Müllmelde-App  
Putzaktionen  
Radverkehrsbeauftragte  
Regelmäßiges entfernen von Schrottfahrrädern  
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Zigarettenkippen Bußgeld für wilden Müll und unsachgemäße Müllentsorgung  
Kommunaler Ordnungsdienst  
Müllkrähen  
Putzaktionen  
Sauberkeitsbotschafter*innen  
Taschenaschenbecher  
Voting bins  
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 BAHNHOFSVIERTEL IM WANDEL 

Handlungsfeld Maßnahme  

Bedarfe Gewerbe Alternative/  zentrale Parkplätze  
Konfliktmanagement  
Quartiersbox  
Runder Tisch  
Sicherheits-Jour-Fixe  
Sicherheitspartnerschaft im Bahnhofsviertel  
Zusammenarbeit verschiedener Akteure  

Gentrifizierung & 
Verdrängung 

Bodenbevorratung (Erbbaurecht, kommunales Vorkaufsrecht)  
Community Organizing (Bürgerplattformen)  
Erhaltungs-  und Zweckentfremdungssatzungen  
Förderung freier Szenen  
Gemeinnützigkeit (Genossenschaften)  
Gewerbliche Durchmischung  
Kommunale Wohnungsbaugesellschaften  
Mietpreisbremse  
Mietenbegrenzung (Mietendeckel)  
Mietvertragssicherheit  
Programm Soziale Stadt  
Quartiersmanagement  
Quoten für den sozialen Wohnungsbau  
Re-Kommunalisierung  
Zwischennutzung  

Infrastruktur für  
soziale Einrichtungen 

Mietvertragssicherheit  
Raum (Zimmer) für aufsuchende Sozialarbeit  
Vereinfachte Immobilien-  und Standortsuche  

Soziale Segregation/ 
soziale Spaltung 

Erhaltungs-  und Zweckentfremdungssatzungen  
Mietpreisbremse  
Programm Soziale Stadt  
Quartiersmanagement  
Sozialer Wohnungsbau  

Verbreitung von Spiel-  
hallen & Wettbüros  

Beschränkung und Regulierung  
Gewerbliche Durchmischung  
Soziale Durchmischung fördern  

Verkehr & Mobilität  Alternative/  zentrale Parkplätze  
Alternative Verkehrskonzepte  
Begrünung  
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Fußverkehrsverantwortliche  
Mitfahrbänke  
Öffentlichen Nahverkehr stärken  
Quartiersbox  
Radschnellwege  
Radverkehrsbeauftragte  
Shared Space  
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 INSTITUTIONELLE VERANKERUNG & BÜRGERBETEILIGUNG 

Handlungsfeld Maßnahme  

Ansprechpersonen für 
Menschen vor Ort 

Anwaltsplanung  
Bahnhofspaten  
Bürgerbüro  
Bürgerräte  
Bürgerzentrum  
Community Organizing (Bürgerplattformen)  
Konfliktmanagement  
Kontaktbereichsbeamte  
Nachtbürgermeister*in  
Ombudsperson/ Beschwerdestelle  
Ordnungspatenschaft  
Platzpaten aus der Szene  
Quartiersbüro  
Quartierskümmernde, Quartiershausmeister*in  
Sauberkeitsbotschafter*innen  
Zentrale Ansprechstelle oder -person für Sicherheitsfragen  

Beteiligungsformate Anwaltsplanung  
Bahnhofspaten  
Begehung  
Benachteiligte Gruppen einbeziehen  
Bürger-App  
Bürgerräte  
Co-Creation  
Community Organizing (Bürgerplattformen)  
Dialogformate in Planungsverfahren  
Diskussionsveranstaltungen  
Konfliktmanagement  
Ordnungspatenschaft  
Platzpaten aus der Szene  
Runder Tisch  
Sicherheits-Jour-Fixe  

Empowerment Anwaltsplanung  
Community Organizing  
Gemeinwesenarbeit  
Quartiersmanagement  
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Interesse von  
Anwohnenden 

Begehung  
Bürger-App  
Diskussionsveranstaltungen  
Gezielte Imagekampagnen  
Gezielte Info-Kampagnen  
Internetplattform für Nachbarschaftshilfe  
Kommunale Öffentlichkeitsarbeit  
Kulturveranstaltungen  
Lokale Identität stärken  
Nachtwanderungen  
Quartiersfest, Straßenfest  
Quartiersspaziergang  

Koordination von 
Prävention 

Förderverein  
Kommunalpräventiver Rat  
Quartiersbüro  
Quartiersmanagement  
Runder Tisch  

Netzwerkarbeit  Austausch mit anderen Städten  
Suchmaschine für Soziales  
Zusammenarbeit verschiedener Akteure  

Sozialer  
Zusammenhalt 

Belebung öffentlicher Plätze  
Bürgerzentrum  
Diskussionsveranstaltungen  
Grätzloase  
Internetplattform für Nachbarschaftshilfe  
Lokale Identität stärken  
Mitfahrbänke  
Programm Soziale Stadt  
Programm Wachsamer Nachbar  
Quartiersfest, Straßenfest  
Quartiersmanagement  

 



 

 

 

   
WERKZEUGE 
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Abfallfahndung 

Um illegaler Müllbeseitigung im öffentlichen Raum zu begegnen, kann der Einsatz von Müllfahndenden (auch: Müllde-
tektive, Waste Watcher) sinnvoll sein. Angestellte der Abfallwirtschaft kontrollieren zu Fuß oder im Auto festgelegte 
geografische Zonen mit hohem Müllaufkommen bzw. gehen, etwa per Ą Müllmelde-App, von Bürger*innen gemelde-
ten Hinweisen auf illegale Abfallstätten nach. Ziel ist das Aufspüren von illegalen Abfallentsorgenden. Dazu stellen die 
Mitarbeitenden zunächst fest, ob der Müll im öffentlichen Raum liegt und sichten den Müll, um Hinweise auf die Ver-
ursachenden zu erhalten, Beweise zu sichern und im Fall der Identifizierung Ordnungswidrigkeitsverfahren einzuleiten. 
Sie veranlassen auch die Abholung und korrekte Entsorgung durch die Abfallwirtschaft. 

Flankierend empfehlen sich Ą gezielte Informationskampagnen, um nicht nur die Symptome, sondern auch die Ursa-
chen illegaler Müllentsorgung zu bekämpfen. 

Chancen und Herausforderungen 

» Erhöhung Umweltbewusstsein und Problemwahrnehmung 
» Erhöhung Sicherheitsempfinden 
» Abschreckung durch Präsenz, Entlastung der Stadtverwaltung bzw. des Ordnungsamts von Beschwerden 
» Aufklärung und Beratung von Täter*innen 
» Hohes Aufkommen an Bußgeldern 
» Mehr Symptom- als Ursachenbekämpfung 
» Verlockung zur Entsorgung von Müll im öffentlichen Raum (Motto: ơWird ja eh abgeholtƟ) 
» Punktuell, d.h. räumlich begrenzte Maßnahme 
» Finanzierung der Personalkosten durch Bußgelder möglich 

 

Zielsetzung 
» Müllaufkommen reduzieren 
» Stadtbild verbessern 
» Bürger*innen aufklären 

Praxisbeispiel Gelsenkirchen, Hannover, Mönchengladbach 

Zu beachten 
ü Welche Orte sind besonders müllbelastet? 
ü Geht das Personal inkognito oder erkennbar auf Streife? 
ü Wie lassen sich Bürger*innen zum Umdenken bewegen? 

INFOBOX  

Mülldetektive, Gelsenkirchen (Medienbericht) 
https://www.deutschlandfunk.de/nordrhein-westfalen-gelsenkirchens-kampf-gegen- illegale.1769.de.html?dram:ar-
ticle_id=428968 
Abfallfahnder, Hannover (Medienbericht) 
https://www.sueddeutsche.de/wissen/abfall-hannover-abfallfahnder-beseitigen-tausende-wilde-muellablagen-dank-app-
dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-200121-99-565417 
Mülldetektive, Mönchengladbach 
https://mags.de/abfallwirtschaft -strassenreinigung/muelldetektive/ 

https://www.deutschlandfunk.de/nordrhein-westfalen-gelsenkirchens-kampf-gegen-illegale.1769.de.html?dram:article_id=428968
https://www.deutschlandfunk.de/nordrhein-westfalen-gelsenkirchens-kampf-gegen-illegale.1769.de.html?dram:article_id=428968
https://www.sueddeutsche.de/wissen/abfall-hannover-abfallfahnder-beseitigen-tausende-wilde-muellablagen-dank-app-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-200121-99-565417
https://www.sueddeutsche.de/wissen/abfall-hannover-abfallfahnder-beseitigen-tausende-wilde-muellablagen-dank-app-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-200121-99-565417
https://mags.de/abfallwirtschaft-strassenreinigung/muelldetektive/
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Alarmanlage 

Alarmanlagen, Überfall-  und Einbruchmeldeanlagen sind einbruchhemmende Sicherheitsmaßnahmen u.a. für privat o-
der gewerblich genutzte Wohn-, Geschäfts-  und Lagerräume. Ziel ist in Abstimmung mit baulichen und organisatori-
schen Gegebenheiten die Wahrscheinlichkeit zur Tatbegehung zu minimieren, das Entdeckungsrisiko zu maximieren 
und ein hohes Maß an Abschreckung zu erreichen. Insbesondere Überfall-  und Einbruchmeldeanlagen erhöhen durch 
ihre Meldewirkung das Entdeckungsrisiko für Täter*innen. Alarmanlagen als technische Präventionsvorrichtungen sind, 
je nach Ausführung, rasch installiert und betriebsbereit, d.h. es handelt sich um eine Maßnahme, die schnell und einfach 
vorgenommen werden kann. 

Chancen und Herausforderungen 

» Wirken abschreckend 
» Einfache Installation (insb. Funkt-Alarmsysteme) 
» Erhöhung Sicherheitsgefühl 
» Je nach Ausführung z.T. hohe Kosten 
» Fehlalarme 
» Wartungsaufwand 

 

 

Zielsetzung 
» Einbrüchen vorbeugen 
» Täter*innen abschrecken 

 

 Praxisbeispiel Leipzig  

Zu beachten 
ü Wo sind sie am besten anzubringen, um gut sichtbar zu sein? 
ü Wer ist für die Wartung zuständig? 

 

INFOBOX  

Sicherheitstipps für Haus und Wohnung der Stadt Leipzig 
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/sicherheit-und-ordnung/praevention/schutz-vor-wohnungsein-
bruch/technische-praevention/ 
Förderprogramm Kriminalprävention durch Einbruchsicherung der KfW 
https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Privatpersonen/Bestandsimmobilie/Einbruchschutz/  

EVALUATIONSERGEBNISSE  

KFN-Studie Wohnungseinbruch 
https://kfn.de /wp -content/uploads/Forschungsberichte/FB_133.pdf  

 

https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/sicherheit-und-ordnung/praevention/schutz-vor-wohnungseinbruch/technische-praevention/
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/sicherheit-und-ordnung/praevention/schutz-vor-wohnungseinbruch/technische-praevention/
https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Privatpersonen/Bestandsimmobilie/Einbruchschutz/
https://kfn.de/wp-content/uploads/Forschungsberichte/FB_133.pdf
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Alkoholverbot 

Häufig fallen stark Alkoholisierte im öffentlichen Raum durch Belästigungen auf, die Außenstehende verunsichern kön-
nen (u.a. zerschlagene Bierflaschen und grölende Gruppen Betrunkener). Als Reaktion darauf wurden in einigen Städten 
Alkoholverbote an öffentlichen Plätzen ausgesprochen, um leichter auf Alkoholisierte zugreifen zu können und alko-
holbedingter Ruhestörung, Sachbeschädigung oder Gewalttätigkeit vorzubeugen. Allerdings hielten die Alkoholverbote 
einer rechtlichen Überprüfung oft nicht stand. Dies lag nicht nur an einer fehlenden Verordnungsermächtigung im Lan-
desgesetz, sondern auch an zu allgemeinen und weitreichenden Alkoholverboten. Da nicht der Alkoholkonsum an sich 
das Problem ist, sondern die sich aus übermäßigem Konsum ergebenden Folgen in der Öffentlichkeit, schränkt ein Al-
koholverbot die allgemeine Handlungsfreiheit (Art. 2 Abs. 1 GG) und den Gleichheitsgrundsatz (Art. 3 Abs. 1 GG) emp-
findlich ein. Eine Ungleichbehandlung zeigt sich, weil ein Alkoholverbot im öffentlichen Raum alle alkoholkonsumieren-
den Personen ƚ egal, ob sie sich unauffällig oder auffällig verhalten ƚ erfasst und nicht Personen, die sich in Gastwirt-
schaften betrinken und dann stören. Aus rechtlicher Perspektive muss für den Erlass eines Alkoholverbots eine abs-
trakte Gefahrenlage nachgewiesen werden. Mehrere Bundesländer ergänzten ihre Polizeigesetze um eine Ermächti-
gungsgrundlage und einige Städte die Straßenverordnung um ein Alkoholverbot an öffentlichen Einrichtungen, um den 
Allgemeingebrauch von Bushaltestellen oder bestimmten Plätzen zu gewährleisten. Des Weiteren dient ein Alkohol-
verbot dem Jugendschutz auf Spielplätzen oder in der Nähe von Schulen. 

Chancen und Herausforderungen 

» Verringerung von (Lärm-)Belästigungen 
» Jugendschutz 
» Inklusion durch integratives Konzept oder weitere Exklusion von Alkoholkranken? 
» Verlagerung der Trinkerszene/ Umgehung durch unauffälligeres Trinken 
» Rechtliche Vorgaben (Grundrechte, Landesgesetze) 

 

 

Zielsetzung 
» Gewaltpotenzial verringern 
» Ruhestörungen & Verunreinigungen verringern 
» Sachbeschädigungen verringern 

Praxisbeispiel Duisburg, Gelsenkirchen, München, Solingen  

Zu beachten 

ü Wo, zu welcher Tageszeit und wie lange? 
ü Auf welcher rechtlichen Grundlage? 
ü Wie wird mit Alkoholkranken, deren Lebensmittelpunkt die 

Straße ist, umgegangen? 

INFOBOX 

Praxisbeispiele Duisburg, Gelsenkirchen, Solingen (Beitrag von kommunal.de) 
https://kommunal.de/alkoholverbote-partizipation 
Ganztägiges Alkoholverbot am Hauptbahnhof 
https://ru.muenchen.de/2019/143/Alkoholverbot-am-Hauptbahnhof-ab-August-rund-um-die-Uhr-86223 

 

https://kommunal.de/alkoholverbote-partizipation
https://ru.muenchen.de/2019/143/Alkoholverbot-am-Hauptbahnhof-ab-August-rund-um-die-Uhr-86223
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Alkoholverkaufsverbot 

In Baden-Württemberg war vom März 2010 bis zum Dezember 2017 ein Alkoholverkaufsverbot im Gesetz über die 
Ladenöffnung in Baden-Württemberg (LadÖG) in Kraft. Das Verbot galt für Ladengeschäfte (außer für Hofläden, Ver-
kaufsstellen landwirtschaftlicher Betriebe und Flughafenterminals) in der Zeit von 22 Uhr bis 5 Uhr. Eine hiergegen 
gerichtete Verfassungsbeschwerde nahm das Bundesverfassungsgericht nicht an und sah dadurch keine Verfassungs-
rechte verletzt. Das nächtliche Verbot zielte insbesondere auf eine Senkung alkoholbedingter Straftaten und Ordnungs-
widrigkeiten verbunden mit einer Verringerung von Polizeieinsätzen an Einsatzschwerpunkten nahe Verkaufsstellen. 
Außerdem ging es um den Schutz vor alkoholbedingten Gesundheitsgefahren. Unter engen Voraussetzungen konnten 
auf Antrag von Kommunen Regierungspräsidien zeitlich und örtlich beschränkte Ausnahmen vom Verkaufsverbot zu-
lassen. Die Evaluation bescheinigte die Wirksamkeit des Alkoholverkaufsverbots, insbesondere ließ sich ein Rückgang 
von Gewalttätigkeiten beobachten. 

Chancen und Herausforderungen 

» Schutz vor alkoholbedingten Gesundheitsgefahren 
» Sicherstellung der Nachtruhe durch geringere nächtliche Lärmbelästigung 
» Minderung der Attraktivität urbanen Stadtlebens 
» Bürokratieaufwand für Stadtverwaltung 
» Verschiebung des Alkoholkonsums auf andere Tageszeiten 

 
 Zur Einführung bzw. Verlängerung der Sperrzeiten während der COVID-19 Pandemie s. die SiBa-Broschüre 

ơAusgewãhlte PrãventionsmaÞnahmen in Zeiten der Corona-PandemieƟ. 

 

 

Zielsetzung 
» Alkoholbedingte Kriminalität nachts senken 
» Weniger Polizeieinsätze in der Nacht 

 Praxisbeispiel Baden-Württemberg 2010-2017  

Zu beachten 
ü Gibt es eine landesgesetzliche Regelung? 
ü Welche rechtlichen Ausnahmen sind sinnvoll? 

INFOBOX 

Information des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau Baden-Württemberg 
https://wm.baden-wuerttemberg.de/de/arbeit/arbeitsschutz/ladenoeffnung-und-alkoholverkauf/ 
Erfolglose Verfassungsbeschwerde einer Tankstellenpächterin 
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2010/bvg10-092.html 

EVALUATIONSERGEBNISSE 

Evaluation des nächtlichen Alkoholverkaufsverbots in Baden-Württemberg (2010-2017) 
https://www.wir tschaftsdienst.eu/inhalt/jahr/2020/heft/1/beitrag/beschraenktes -alkoholverkaufsverbot- in-baden-
wuerttemberg-wirksames-gesetz-abgeschafft.html 

 

https://wm.baden-wuerttemberg.de/de/arbeit/arbeitsschutz/ladenoeffnung-und-alkoholverkauf/
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2010/bvg10-092.html
https://www.wirtschaftsdienst.eu/inhalt/jahr/2020/heft/1/beitrag/beschraenktes-alkoholverkaufsverbot-in-baden-wuerttemberg-wirksames-gesetz-abgeschafft.html
https://www.wirtschaftsdienst.eu/inhalt/jahr/2020/heft/1/beitrag/beschraenktes-alkoholverkaufsverbot-in-baden-wuerttemberg-wirksames-gesetz-abgeschafft.html
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Allgemeine Sozialberatung (ProstSchG) 

Am 01.07.2017 trat  das Prostituiertenschutzgesetz (ProstSchG) in Kraft. Seither müssen Sexarbeitende ihre Tätigkeit 
persönlich anmelden sowie verpflichtend an einer Gesundheitsberatung und einem Informations- und Beratungsge-
spräch teilnehmen. Im Rahmen einer allgemeinen Sozialberatung bekommen sie Informationen zu ihren Rechten und 
Pflichten sowie zu lokalen gesundheitlichen und sozialen Angeboten. Zudem erfahren sie, wie sie Hilfe in Notsituatio-
nen erhalten können. Den Nachweis über diese Beratung müssen Prostituierte bei ihrer Arbeit mit sich führen. 

Chancen und Herausforderungen 

» Hilfe für unerfahrene Sexarbeitende aus dem Ausland 
» Möglichkeit zur Unterstützung bei einer beruflichen Neuorientierung 
» Beratung alle 6 Monate für Personen unter 21 Jahren und jährlich für Personen ab 21 Jahren 
» (Keine) Gebühren für Beratung und Ausstellung des Nachweises 
» Skepsis von Sexarbeitenden gegenüber Behörden 
» Unkenntnis von Behörden 
» Unterschiedliche Handhabung von Behörden 
» Beratung von Sexarbeiterinnen durch männliche Angestellte problematisch 
 

   

 

Zielsetzung 

» Sexarbeitende besser schützen 
» Zwangsprostitution leichter aufdecken 
» Über Rechte und Pflichten aufklären 
» Aufklärung über Hilfen und soziale Angebote 

 

Praxisbeispiel Ludwigsburg  

Zu beachten 
ü Ist die Beratung Teil der Verwaltung? 
ü Wird mit Fachberatungsstellen kooperiert? 
ü Wie wird die Anonymität gewährleistet? 

 

INFOBOX 

Informations- und Beratungsgespräche, Ludwigsburg 
https://www.landkreis - ludwigsburg.de/de/soziales- jugend-familie/soziales/sozialberatung-nach-dem-prostituierten-
schutzgesetz/ 
Wissenschaftliche Betrachtung des Prostituiertenschutzgesetzes 
https://www.spi -research.eu/wp-content/uploads/2014/11/ProstitutionFinal.pdf  

Erster Zwischenbericht zum Prostituiertenschutzgesetz 
https://www.bmfsfj.de/blob/156998/bfc0e8295e1bcc04b08159e32e95 281f/zwischenbericht-zum-prostituiertenschutz-
gesetz-data.pdf 

 

https://www.landkreis-ludwigsburg.de/de/soziales-jugend-familie/soziales/sozialberatung-nach-dem-prostituiertenschutzgesetz/
https://www.landkreis-ludwigsburg.de/de/soziales-jugend-familie/soziales/sozialberatung-nach-dem-prostituiertenschutzgesetz/
https://www.spi-research.eu/wp-content/uploads/2014/11/ProstitutionFinal.pdf
https://www.bmfsfj.de/blob/156998/bfc0e8295e1bcc04b08159e32e95281f/zwischenbericht-zum-prostituiertenschutzgesetz-data.pdf
https://www.bmfsfj.de/blob/156998/bfc0e8295e1bcc04b08159e32e95281f/zwischenbericht-zum-prostituiertenschutzgesetz-data.pdf
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Alphabetisierungsprogramme 

Ziel von Alphabetisierungsprogrammen ist es Kindern, aber auch Erwachsenen aus dem Ausland, die in benachteiligten 
Verhältnissen leben, Grundkenntnisse im Lesen, Schreiben und Rechnen beizubringen. Kindern soll auf diese Weise der 
Besuch staatlicher Schulen ermöglicht werden, Erwachsenen der Zugang zum Arbeitsmarkt. 

Chancen und Herausforderungen 

» Erhöht Selbstbestimmung 
» Erhöht Chancen auf Erwerbsbeteiligung, Einkommen, Gesundheit 
» Hohe Abbruchquote 
» Kosten für Personal 
 

  

  

 

Zielsetzung 
» Bildungschancen erhöhen 
» Zugang zum Arbeitsmarkt ermöglichen 
» Ausstieg aus einer kriminellen Karriere ermöglichen 

 

 Praxisbeispiel Berlin  

Zu beachten 
ü Soll die Maßnahme in der Kommune vor Ort oder im 

Herkunftsland der Betroffenen durchgeführt werden? 
ü Welche Altersklasse soll erreicht werden? 

 

INFOBOX 

Berliner Strategie für Alphabetisierung und Grundbildung 
https://www.berlin.de/sen/bildung/lebenslanges- lernen/alphabetisierung-und-grundbildung/ 
Projekt ơBildung statt bettelnƟ 
https://www.lio.org/de/bildung -statt -betteln.html  

EVALUATIONSERGEBNISSE 

Evaluationsstudie des Projekts ơAlpha plusƟ 
https://www.psychologie-aktuell.com/fileadmin/download/esp/3-2013_20131210/ESP-3-2013_237-249.pdf 

https://www.berlin.de/sen/bildung/lebenslanges-lernen/alphabetisierung-und-grundbildung/
https://www.lio.org/de/bildung-statt-betteln.html
https://www.psychologie-aktuell.com/fileadmin/download/esp/3-2013_20131210/ESP-3-2013_237-249.pdf
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Alternative Angebote für marginalisierte Gruppen/ Szenen 

Im Rahmen städtebaulicher Ansätze der Kriminalprävention werden marginalisierte Gruppen häufig von Plätzen ver-
drängt, ohne mögliche Alternativangebote zu schaffen. Neben den klassischen Hilfeangeboten (Beratungsmöglichkei-
ten, hygienische Versorgung, Überlebenshilfe etc.), können alternative Aufenthalts-  und Rückzugsorte, wie beispiels-
weise eine zentrumsnahe Ą Trinkerstube oder ein Sozialbiergarten, neue Perspektiven eröffnen. Außerdem können 
verbesserte Teilhabemöglichkeiten durch bspw. Ą Quartiers- und Straßenfeste entstehen. Mit niedrigschwelligen 
Teilnahmemöglichkeiten können Menschen mit Lebensmittelpunkt Straße Kontakte aufbauen und pflegen.  

Chancen und Herausforderungen 

» Integration 
» Soziale Teilhabe 
» Intensive Betreuung 
» Steigerung der Aufenthaltsqualität 
» Steigerung des Sicherheitsgefühls von marginalisierten Gruppen 
» Akzeptanz der Maßnahmen durch die Betroffenen 
 

 

 

 

  

  

 

Zielsetzung 
» Integration von marginalisierten Gruppen 
» Umfassende Betreuung ermöglichen 

Praxisbeispiel Augsburg, Berlin 

Zu beachten 
ü Wie können marginalisierte Gruppen integriert werden? 
ü Wie kann adäquate Unterstützung aussehen? 

INFOBOX 

beTreff, Augsburg 
https://www.drogenhilfeschwaben.de/angebote-fuer-erwachsene/betreff-betreuter- treff  
querstadtein, Berlin 
https://querstadtein.org/ueber-uns/verein 
Informationsplattform rund um das Kottbusser Tor, Orte im Kiez, Berlin 
https://www.rundumkotti.de/orte - im-kiez 

https://www.drogenhilfeschwaben.de/angebote-fuer-erwachsene/betreff-betreuter-treff
https://querstadtein.org/ueber-uns/verein
https://www.rundumkotti.de/orte-im-kiez
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Alternative Angebote schaffen für Bettelnde 

Lösungsorientierte, alternative Angebote müssen die häufigsten Ursachen des Bettelns im Blick behalten: Arbeitslo-
sigkeit, zu geringes Einkommen, mangelnde Sprachkenntnisse, Analphabetismus, Armut, Alkohol-  und Drogenabhän-
gigkeit. Bußgelder, Platzverweise und Aufenthaltsverbote verlagern die Problematik nur. Wichtig ist es daher Angebote 
zu schaffen, die bettelnde Menschen ursachenorientiert möglichst lange von der Straße fernhalten, mit dem Ziel, deren 
soziale Lage etwas zu verbessern. Helfen könnten hier niedrigschwellige Angebote wie das Anbieten des Verkaufs von 
Straßenmagazinen, um in menschenwürdiger Weise Geld verdienen zu können. Denkbar ist auch das Aufstellen von Ą 
Pfandringen oder Ą Pfandkisten, weil die Betroffenen auf diese Art als Pfandsammelnde selbstbestimmter Geld ver-
dienen können. Auch von der Stadt finanzierte Ą Sprachkurse bzw. Ą Alphabetisierungsprogramme sind Möglich-
keiten, um eine der größten Hürden beim Zugang zum Arbeitsmarkt zu überwinden. Gefördert werden sollten außer-
dem soziale Einrichtungen im Bahnhofsviertel, um zentral Möglichkeiten zu schaffen, gratis oder günstig an Lebens-
mittel , Kleidung und Übernachtungsmöglichkeiten kommen und gleichzeitig Beratung und Hilfe anbieten zu können.  

Mit Blick auf Entstigmatisierung stellen Kooperationen mit Supermärkten zwar keine Alternativen zum Betteln selbst, 
aber zum Spenden da: Kund*innen können Gutscheine (food oder gift vouchers) erwerben und Betroffenen statt Bar-
geld geben. Eine weitere Mõglichkeit, um Betteln zu entstigmatisieren stellen sog. ơBettellobbiesƟ dar. Sie sind Zusam-
menschlüsse verschiedener Menschen und Gruppen mit dem Ziel soziale und rechtliche Informationen für Bettelnde 
zu sammeln, sich gegen Vorurteile zu stellen, das Grundrecht auf Betteln zu verteidigen und gemeinsam mit Betroffe-
nen gegen Polizei-  und Behördenwillkür vorzugehen. Bettellobbies betreiben Forschung über Bettelnde, bieten Rechts-
hilfe an und vernetzen Expertinnen und Betroffene. 

Chancen und Herausforderungen 

» Ursachenorientierter Ansatz 
» Chancen auf Erwerbsbeteiligung, Einkommen, Gesundheit erhöhen (Selbstbestimmung) 
» Erfordert Wille und Eigeninitiative der Betroffenen 
» Entstigmatisierung betreiben 

 

Zielsetzung 
» Menschenwürde wiederherstellen 
» Selfempowerment erhöhen 

 

Praxisbeispiel Kapstadt  

Zu beachten 
ü Welche Bedarfe bestehen? 
ü Welche Anreize erhöhen Engagement? 

 

INFOBOX 

Alternative Angebote zum Betteln bzw. Spenden, Kapstadt 
https://kapstadtmagazin.de/wie-man-wirklich-helfen-kann 
Straßenmagazin Hinz&Kunzt 
https://www.hinzundkunzt.de/magazin/fakten/  
Bettellobby, Wien 
https://www.bettellobby.at/blog/wien/  

https://kapstadtmagazin.de/wie-man-wirklich-helfen-kann
https://www.hinzundkunzt.de/magazin/fakten/
https://www.bettellobby.at/blog/wien/
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Alternative Örtlichkeiten fü r Prostitution  

Prostitution im öffentlichen Raum (Straßenprostitution) konzentriert sich in Bahnhofsvierteln auf dunkle und ver-
steckte Stellen u.a. in Parkhäusern und bei Dunkelheit auf Parkanlagen, leerstehende Häuser und Baustellen von Neu-
bauten. Angesichts des Rückgangs von brachliegenden oder nicht genutzten Flächen und Gebäuden kann sich die Stra-
ßenprostitution in anliegende Wohngegenden verlagern und zu Beschwerden von Anwohnenden über Lärm und ver-
mehrte Verschmutzung führen. In der Regel sind in Kommunen Innenstadtbereiche deswegen als Ą Sperrbezirke aus-
gewiesen. Als weiterer Lösungsansatz kommen Toleranzzonen für die Ausübung der Prostitution in klar definierten 
und begrenzten Räumen in Betracht. Ein ausgewiesener Straßenstrich mit polizeilicher Kontrolle sowie sozialer und 
medizinischer Versorgung kann die Arbeitsbedingungen und die Sicherheit der Betroffenen durch Schutz vor Gewalt 
von Freiern, Zuhältern und anderen Profiteuren verbessern. Dieses Vorgehen ließe sich mit dem Einsatz von Ą Ver-
richtungsboxen kombinieren. In Innenstädten könnten darüber hinaus zugelassene Bordelle die Arbeit von Prostitu-
ierten sicherer machen und die sichtbare Ausübung von Prostitution im öffentlichen Raum verringern. 

Chancen und Herausforderungen 

» Zentralisierung sexueller Dienstleistungen 
» Senkung prostitutionsbedingter Belastungen (z.B. Lärmbelästigung, Verschmutzung) 
» Schutz von Kindern und Jugendlichen 
» Einbezug von Prostituierten und Anwohnenden in Stadtplanungsprozess 
» Akzeptanz legaler Prostitution 
» Standortsuche, insbesondere in eng bebauten Vierteln, schwierig 
» Wirkung auf Nutzende und potenzielle Investor*innen 
» Einrichtungs- und Wartungskosten von Verrichtungsboxen 
» Ausnutzung des sozialen Angebots von Zuhãltern und anderen Profiteuren fûr ơihreƟ Prostituierten 
  

 

Zielsetzung 
» Prostitutionsbedingte  Belastungen für Anwohnende, 

Besuchende und Gewerbetreibende senken 
» Prostituierte schützen 

Praxisbeispiel Berlin, Köln 

Zu beachten 
ü Welche Standorte sind geeignet? 
ü Gibt es (bau-)rechtliche Einschränkungen? 
ü Ausgewiesene Zonen polizeilich & sozialarbeiterisch betreuen? 

INFOBOX 

Betreuter Straßenstrich, Köln 
https://caritas .erzbistum-koeln.de/koeln-skf/besondere_notlagen/prostituiertenhilfe/maec_up_geestemuenderstrasse/ 
Verrichtungsboxen, Berlin 
https://www.berlin.de/ ba-mitte/aktuelles/pressemitteilungen/2019/pressemitteilung.830944.php  

 

https://caritas.erzbistum-koeln.de/koeln-skf/besondere_notlagen/prostituiertenhilfe/maec_up_geestemuenderstrasse/
https://www.berlin.de/ba-mitte/aktuelles/pressemitteilungen/2019/pressemitteilung.830944.php
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Alternative/  zentrale Parkplätze 

Parkplätze in der Innenstadt sind meist rar und teuer oder Anrainenden vorbehalten. Um Innenstädte dennoch lebendig 
und prosperierend zu halten, sollten Alternativen bestehen. Alternativen zu klassischen Parkplätzen bzw. Stellflächen 
entlang der Straße sind beispielsweise Schiebeparkplätze: Dort abgestellte Fahrzeuge haben keinen Gang eingelegt 
und keine Handbremse angezogen, so dass sie bei Bedarf verschoben werden können. Weitere Alternativen in großer 
Stückzahl auf verhältnismäßig wenig Raum bieten Parkhäuser und Tiefgaragen; vollautomatisiert können Fahrzeuge 
dort sogar noch platzsparender abgestellt werden. Auch Park & Ride Parkplätze am äußeren Stadtrand können Alter-
nativen sein, vorausgesetzt sie verfügen über eine gute ÖPNV-Anbindung an die Innenstadt, denn sie sind günstig bis 
kostenlos. Quartiersgaragen für Anwohnende oder Parkplatz-Sharing zur effizienteren Nutzung vorhandener Gewer-
beparkflächen sind weitere Optionen, um Fahrzeughalter*innen das Parken in innenstadtnähe zu ermöglichen. Bei letz-
terem werden Parkplätze gemeinsam genutzt, d.h. abends/nachts stehen sie ausschließlich Anrainenden zur Verfü-
gung, tagsüber können alle Nutzenden des Stadtviertels dort ihr Fahrzeug abstellen. 

Chancen und Herausforderungen 

» Belebung Innenstadt durch erhöhtes Nutzeraufkommen 
» Reduzierung von Verkehrslärm und Schadstoffausstoß durch Parkplatzsuche 
» Entlastung Innenstadt 
» Handel: Kundenfrequenz und Umsatz 
» Schaffung von Parkplätzen kostenintensiv 
» Erhöhtes Verkehrsaufkommen 
 

 

Zielsetzung » Falschparken reduzieren 

Praxisbeispiel Hamburg, Tübingen 

Zu beachten 

ü Welche Standorte sind geeignet? 
ü Gemeinsame oder getrennte Parkplätze für Kurz- und 

Langzeitparkende? 
ü Besteht die Möglichkeit einer zusätzlichen Nutzung? 

INFOBOX 

Beispiel Schiebeparkplatz, Tübingen 
https://www.tuepedia.de/wiki/Schiebeparkplatz 
Beispiel vollautomatisiertes Parken, Tübingen 
https://www.swtue.de/fileadmin/user_upload/1Privatkunden/Parken/10_06_01_NutzungsanleitungAutomatischePark-
haeuser.pdf 
Beispiele für Park & Ride Parkplätze, Hamburg 
https://kiekmo.hamburg/parken- in-hamburg-hier-koennt- ihr-euer-auto-abstellen-41900  
Beispiele für verschiedene Parkräume, Ergebnisbericht Difu Berlin 
https://difu.de/ sites/difu.de/files/bericht_difu_parkhaeuser_0.pdf 

 

https://www.tuepedia.de/wiki/Schiebeparkplatz
https://www.swtue.de/fileadmin/user_upload/1Privatkunden/Parken/10_06_01_NutzungsanleitungAutomatischeParkhaeuser.pdf
https://www.swtue.de/fileadmin/user_upload/1Privatkunden/Parken/10_06_01_NutzungsanleitungAutomatischeParkhaeuser.pdf
https://kiekmo.hamburg/parken-in-hamburg-hier-koennt-ihr-euer-auto-abstellen-41900
https://difu.de/sites/difu.de/files/bericht_difu_parkhaeuser_0.pdf
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Alternative Plätze für marginalisierte Gruppen/ Szenen 

Um soziale Konflikte an öffentlichen Plätzen zu reduzieren, kann es hilfreich sein, Aufenthaltsmöglichkeiten zu schaf-
fen, die unterschiedliche Nutzungsformate zulassen, ohne die ortsansässigen Szenen zu verdrängen. Im Rahmen der 
Neugestaltung von Plätzen ist zu bedenken, dass die Reduktion von Aufenthaltsqualität soziale Konflikte an anderer 
Stelle verschärfen kann. Insbesondere im Bahnhofsviertel sind die Nutzungsformate des öffentlichen Raumes unter-
schiedlich geartet. Um diesen Bedürfnissen gerecht zu werden, sollten zentrumsnahe Plätze in ihrer Funktion auch 
teilweise gegensãtzliche Nutzungsformate ermõglichen. Als ơRaum des AusprobierensƟ kõnnen Plãtze kreiert werden, 
die auch Rückzugsmöglichkeiten für marginalisierte Gruppen bieten. Für eine positive Aneignung können die Menschen 
vor Ort bei der Platzgestaltung mit einbezogen werden, die sich mit dem Raum identifizieren und diesen pfleglich be-
handeln. 

Chancen und Herausforderungen 

» Integration 
» Soziale Teilhabe 
» Soziale Durchmischung 
» Steigerung der Aufenthaltsqualität 
» Nutzungskonflikten vorbeugen 
» Weiche Verdrängung marginalisierter Gruppen 

 
 

 

 

Zielsetzung 
» Sicherheit für marginalisierte Gruppen erhöhen 
» Soziale Durchmischung fördern 

Praxisbeispiel Kopenhagen, Münster 

Zu beachten 

ü Wie werden Marginalisierte in Platzgestaltung einbezogen? 
ü An welchen Plätzen können alternative Konzepte umgesetzt 

werden? 
ü Wie kann sichergestellt werden, dass alternative Plätze 

angenommen werden? 

INFOBOX 

Superkilen, Kopenhagen 
https://www.visitcopenhagen.com/copenhagen/planning/superkilen-park-gdk707822 
Neugestaltung des Bremer Platzes, Münster 
https://www.stadt -muenster.de/bremerplatz/werkstattverfahren.html 

https://www.visitcopenhagen.com/copenhagen/planning/superkilen-park-gdk707822
https://www.stadt-muenster.de/bremerplatz/werkstattverfahren.html
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Alternative Verkehrskonzepte 

Klimaneutrale Mobilität ist ein wichtiger Faktor für die Förderung von ökologischer Nachhaltigkeit. Derzeit steht eine 
Vielzahl alternativer Verkehrskonzepte in Zusammenhang mit Nachhaltigkeitsüberlegungen. Eines der zentralen Kon-
zepte ist die E-Mobilität, bei der voll-elektrisches Autofahren zur Emissionsreduktion bei gleichzeitigem Erhalt des In-
dividualverkehrs führen soll. Andere Verkehrskonzepte klammern Autos jedoch aus. Zukunftsfähige Mobilität wird 
meist verbunden mit Ansätzen wie dem Ausbau und der Verbesserung des ÖPNV, beispielsweise durch autonomes 
Fahren von Bussen. Auch die Nutzung von Fahrrädern, E-Scootern oder Car-Sharing-Angeboten gehören zu den alter-
nativen Verkehrskonzepten. Durch den Ausbau von Fahrradwegen oder Fahrradstraßen mit Vorfahrtsrechten für Fahr-
radfahrer*innen soll der Autoverkehr in der Stadt reduziert werden. Weitere Ansätze, mit denen die Verkehrswende 
realisiert und die Lebensqualität in der Stadt gesteigert werden soll, beinhalten die vollständige innerstädtische Ver-
kehrsvermeidung. 

Chancen und Herausforderungen 

» Ökologische Nachhaltigkeit, Lärmreduktion durch weniger Verkehr 
» Steigerung der Lebensqualität und Sicherheit durch Verkehrsvermeidung 
» Mehr Kooperation / Interaktion / Partizipation der Bürgerschaft 
» Bezahlbare Mobilität sicherstellen 
» Hoher (eventuell zu hoher) Platzbedarf der einzelnen Ansätze 
» Weniger Automobilverkehr steigert nicht zwingend die Lebensqualität, auch andere Ansätze können die Wohn-

lichkeit in einer Stadt einschränken (z.B. Straßenbahnen) 
  

 

Zielsetzung 
» Lebensqualität und Sicherheit in Städten fördern 
» Ökologische Nachhaltigkeit fördern 

Praxisbeispiel Bremen, Düsseldorf, Monheim 

Zu beachten 
ü Welche Zielgruppen nutzen die alternativen Mobilitätsansätze? 
ü Welche Verkehrskonzepte eignen sich für eine Stadt / ein Viertel? 
ü Wie kann ein stimmiges Gesamtkonzept entstehen? 

INFOBOX 

Fahrradstraße in Bremen 
https://www.weser -kurier.de/bremen/bremen-stadt_artikel,-parkallee-offiziell-als- fahrradstrasse-markiert-
_arid,1822952.html 
Umweltspuren in Düsseldorf, die nur von Bussen, Fahrrädern, Taxen und elektrisch betriebenen Fahrzeugen befahren  
werden dürfen 
https://www.duesseldorf.de/verkehrsmanagement/clever-unterwegs/umweltspuren.html 
Autonome Busse in Monheim am Rhein 
https://www.sueddeutsche.de/auto/automatisiert- fahrende-elektro-busse- in-monheim-nrw-1.4820833 

https://www.weser-kurier.de/bremen/bremen-stadt_artikel,-parkallee-offiziell-als-fahrradstrasse-markiert-_arid,1822952.html
https://www.weser-kurier.de/bremen/bremen-stadt_artikel,-parkallee-offiziell-als-fahrradstrasse-markiert-_arid,1822952.html
https://www.duesseldorf.de/verkehrsmanagement/clever-unterwegs/umweltspuren.html
https://www.sueddeutsche.de/auto/automatisiert-fahrende-elektro-busse-in-monheim-nrw-1.4820833
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Anti-Graffiti -Mobil 

Das Anti-Graffiti-Mobil dient der fachmännischen, möglichst schnellen und kostenfreien Entfernung von Graffiti. Ge-
schädigte melden die Sachbeschädigung zunächst bei der Polizei, danach können sie sich zur kostenlosen Scha-
densentfernung beim Anti-Graffiti -Mobil melden. Gefasste Täter*innen und Ehrenamtliche kümmern sich gemeinsam 
um die Schadensbeseitigung, wobei sie von professionellen Maler*innen und Lackierer*innen angeleitet und unter-
stützt werden. 

Chancen und Herausforderungen 

» Schnell und unbürokratisch 
» Kostenlose Graffitientfernung 
» Form des Täter-Opfer-Ausgleichs: Täter*innen müssen ihre Schäden selbst beseitigen (wirkungsvolle Wiedergut-

machung) 
» Kostenintensiv  
» Monetärer Täterschutz: eigenhändige Beseitigung der Graffiti kann (immensen) zivilrechtlichen Schadensersatz-

forderungen vorbeugen 
» Senkt Rückfallquote 
» Verbesserung des Stadtbilds 
 

  

 

Zielsetzung 
» Illegalem Sprayen vorbeugen 
» Täter-Opfer-Ausgleich fördern 
» Rückfallquoten senken 

 Praxisbeispiel Pforzheim 

Zu beachten 
ü Wer trägt insbesondere die Materialkosten? 
ü Soll das betreuende Personal hauptberuflich  

oder ehrenamtlich tätig sein? 

INFOBOX 

Praxisbeispiel Pforzheim: Anti-Graffiti-Mobil  
https://haus -des- jugendrechts-pforzheim.justiz-bw.de/pb/,Lde/Startseite/Anti_Graffiti_Mobil   
Täter-Opfer-Ausgleich: Projekt ơGraffiti MûnchenƟ 
https://www.bruecke-muenchen.de/index.php?page=program 

EVALUATIONSERGEBNISSE 

Höffler, Katrin (2008): Graffiti. Prävention durch Wiedergutmachung: Implementation und Evaluation eines Münchner Mo-
dellprojekts. Lit-Verlag. 

 

https://haus-des-jugendrechts-pforzheim.justiz-bw.de/pb/,Lde/Startseite/Anti_Graffiti_Mobil
https://www.bruecke-muenchen.de/index.php?page=program
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Anwaltsplanung 

Das Konzept der Anwaltsplanung stammt aus den USA. Es sieht vor, dass artikulationsschwache und/ oder sozial be-
nachteiligte Bewohnergruppen bei der Wahrnehmung ihrer Interessen durch erfahrene Fachleute unterstützt werden. 
Ziel ist es konkret, die Interessen benachteiligter Quartiersbewohnenden in der kommunalen Gremienarbeit stärker zur 
Geltung zu bringen, Alternativplanungen und Gegengutachten zu erarbeiten, Planungsprozesse verständlicher und 
transparenter zu artikulieren, Selbstorganisationsprozesse zu unterstützen und zu begleiten und im Konfliktfall ver-
mittelnd tätig zu werden. Anwaltsplanung weist Merkmale anderer Kommunikations- und Prozessgestaltungsformen 
auf wie Ą Gemeinwesenarbeit, Ą Konfliktmanagement oder Ą Quartiersmanagement und sollte Teil von Ą Dialog-
formaten in Planungsverfahren sein. 

Finanziert werden Anwaltsplaner*innen oftmals von der kommunalen Verwaltung oder intermediärer Organisationen, 
die öffentliche Gelder treuhänderisch verwalten. Primäre Aufgabe ist die Herstellung, Vermittlung und Kommunikation 
von Fach- und Alltagswelt zugunsten sozial Benachteiligter. 

Chancen und Herausforderungen 

» Parteilichkeit Ą gibt Benachteiligten eine Stimme 
» Konstruktive Auseinandersetzung von Fachleuten und sozial benachteiligten Bürger*innen 
» Trotz klarer Parteilichkeit Gesprächsoffenheit nach allen Seiten gewährleisten 
» Gradwanderung, Fachinhalte einfach zu formulieren 
» Einseitige Interessenvertretung 
» Ggf. Bevormundung benachteiligter Gruppen 
» Umfassende Konflikte werden auf technisch bearbeitbare Probleme reduziert 
 

 

Zielsetzung 
» Verschiedene Interessen ausbalancieren 
» Nachhaltige Lösungen finden 
» Empowerment erhöhen 

 Praxisbeispiel Hannover 

Zu beachten 
ü Wo besteht Unterstützungsbedarf? 
ü Wie kann ein dialogorientierter Austausch aussehen? 

INFOBOX 

Anwaltsplanung: Informationen der Stiftung Mitarbeit 
https://www.buergergesellschaft.de/mitentscheiden/methoden-verfahren/planungsprozesse- initiieren-und-gestaltend-
begleiten/anwaltsplanung/  
Anwaltsplanung, Hannover 
http://www.beteiligungskompass.org/article/show/804   
Regional-  und strukturpolitische Bewertung EXPO 2000. Diskussionspapier der Arbeitsgruppe Anwaltsplanung 
https://www.ioew.de/publikation/regional_und_strukturpolitische_bewertung_expo_2000  

https://www.buergergesellschaft.de/mitentscheiden/methoden-verfahren/planungsprozesse-initiieren-und-gestaltend-begleiten/anwaltsplanung/
https://www.buergergesellschaft.de/mitentscheiden/methoden-verfahren/planungsprozesse-initiieren-und-gestaltend-begleiten/anwaltsplanung/
http://www.beteiligungskompass.org/article/show/804
https://www.ioew.de/publikation/regional_und_strukturpolitische_bewertung_expo_2000
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Arbeit mit Straffälligen  

Arbeit mit Straffälligen umfasst differenzierte Beratungs- und Unterstützungsangebote für Straftäter*innen, von Haft 
bedrohte Personen, aus der Haft Entlassene und deren Angehörige. Ziel ist es mittels durchgehender Hilfe und Ver-
mittlung geeigneter Angebote, Menschen davor zu bewahren (erneut) straffällig oder Opfer von Straftaten zu werden.  

Konkret erhalten Betroffene in diesem Rahmen z.B. Unterstützung bei der Wohnungs-  und Arbeitsplatzsuche, Schuld-
nerberatung, Hilfe bei der Straftataufarbeitung und Klärung allgemeiner Fragen der weiteren Lebensgestaltung. Teil 
der Arbeit mit Straffälligen sind zudem ambulante Maßnahmen wie Betreuungsweisungen, Täter-Opfer-Ausgleich 
(siehe Ą Anti-Graffiti -Mobil) und soziale Trainingskurse sowie die Vermittlung in gemeinnützige Arbeit. 

Chancen und Herausforderungen 

» Ganzheitlicher Ansatz 
» Hilfe, um ein eigenverantwortliches Leben zu führen: Stärkung und Förderung persönlicher Fähigkeiten 
» Individuelle Beratung und Unterstützung 
» Vermittlung in Unterkünfte 
» Vermittlung in Einrichtungen 
» Koordination weiterführender Hilfen 
» Personal-  und zeitintensiv 
  

 

Zielsetzung 
» Resozialisierung ermöglichen 
» Hilfe zur Selbsthilfe leisten 
» Rückfälligkeit vorbeugen 

Praxisbeispiel Berlin, Bremen 

Zu beachten 
ü Welche Beratungsangebote können angeboten werden? 
ü Wer ist die Zielgruppe (z.B. Jugendliche oder Erwachsene)? 

INFOBOX 

Fachstelle für Gewaltprävention, Bremen 
https://fgp -bremen.de/selbstverstaendnis/ 
Freie Hilfe, Berlin 
http://freiehilfe.de/beratung/  

 

https://fgp-bremen.de/selbstverstaendnis/
http://freiehilfe.de/beratung/
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Arbeitercafé (z.B. für Tagelöhnende, Prostituierte) 

Ein Arbeitercafé (auch Beratungscafé) ist eine niedrigschwellige Anlauf-  und Informationsstelle für Personen in prekä-
ren Lebenssituationen wie z.B. Arbeitslose (Migranten), Flüchtlinge, Geringbeschäftigte, Prostituierte oder Tagelöh-
nende. Es bietet Beratung und Unterstützung bei Anträgen und Behördenangelegenheiten, Bewerbungen oder Alltags-
fragen. Neben Arbeits- , Bildungs- und sprachlichen Angeboten können Arbeitercafés auch als (kurzfristiger) Tagesauf-
enthalt genutzt werden. Ziel ist Hilfe zur Selbsthilfe zu geben, d.h. eine größtmögliche Eigenständigkeit der Hilfesu-
chenden zu erreichen durch das Anbieten verschiedener, kostenfreier Angebote wie Onlinejob- oder Wohnungsbörsen, 
Deutschkurse oder Berufsberatung. Träger kann eine soziale Einrichtung sein oder die Kommune. 

Chancen und Herausforderungen 

» Niedrigschwellig 
» Unbürokratisch 
» Mehrsprachig 
» Hilfe zur Selbsthilfe 
» Tagesaufenthalt/ Aufwärmmöglichkeit verknüpft mit aktiver Selbsthilfe 
» Breites Themenspektrum 
» Überforderungsgefahr: genau definierte Zielgruppe 
» Anziehungspunkt für Gruppen- und Szenebildung 
» Personalintensiv 
 

 

Zielsetzung 
» Sozial Schwache unterstützen 
» Hilfe zur Selbsthilfe leisten 
» Niedrigschwelliges Angebot schaffen 

Praxisbeispiel Bremen, Hannover, München 

Zu beachten 

ü Welche Art von Beratung (allgemein, spezifisch)? 
ü Wer trägt die Kosten (insb. Miete)? 
ü Wie sollen die Öffnungszeiten aussehen? 
ü Soll das betreuende Personal hauptberuflich oder ehrenamtlich 

tätig sein? 

INFOBOX 

Infozentrum Migration und Arbeit, München 
https://www.awo -muenchen.de/migration/migrations-und- integrationsberatung/infozentrum-migration-und-arbeit/pro-
jektbeschreibung 
Beratungscafé, Bremen 
https://welcometobremen.de/angebot/beratungscafe-fuer- junge-gefluechtete/ 
Café für Prostituierte, Hannover 
https://www.la -strada-hannover.de/index.php?option=com_attachments&task=download&id=57 

 

https://www.awo-muenchen.de/migration/migrations-und-integrationsberatung/infozentrum-migration-und-arbeit/projektbeschreibung
https://www.awo-muenchen.de/migration/migrations-und-integrationsberatung/infozentrum-migration-und-arbeit/projektbeschreibung
https://welcometobremen.de/angebot/beratungscafe-fuer-junge-gefluechtete/
https://www.la-strada-hannover.de/index.php?option=com_attachments&task=download&id=57
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Aufklärungskampagnen Ladendiebstahl 

Ladendiebstahl ist kein Kavaliersdelikt, sondern eine Straftat. Täter*innen können gleichermaßen Mitarbeitende oder 
Kund*innen sein, Einzelpersonen oder professionelle Banden. Jährlich entstehen dem deutschen Einzelhandel Schäden 
in Millionenhöhe. Einen vollständigen Schutz vor Ladendiebstahl gibt es nicht, Erfolge lassen sich aber mit dem Einsatz 
breiter Maßnahmenbündel erreichen. Möglichkeiten zur Vorgehensweise und Schutzmaßnahmen bei Ladendiebstahl 
liegen verschiedene vor: 

» Schulung von Mitarbeitenden 
» Verbesserte Ladengestaltung und Warenpräsentation 
» Warensicherung (technische Lösungen wie Videoüberwachung, akustomagnetisches Sicherungsetikett, Alarman-

lagen, Einwegspiegel) 
» Sicherheits-  und Notfall-App 
» SMS-Info-Service 
» Einsatz von Sicherheitspersonal 
» Konsequente Reaktion und Ahndung durch die Strafverfolgungsbehörden 
» Infofilme der polizeilichen Kriminalprävention können beispielsweise im Vorspann bei Kinoaufführungen oder ähn-

lichem gezeigt werden, um eine breitere Öffentlichkeit zu erreichen und bei den Zuschauenden Themensensibili-
sierung zu schaffen 

» Nonverbale Spots bieten sich für so genannte Infoscreens im öffentlichen Nah- und Fernverkehr an 

Chancen und Herausforderungen 

» Sichtbare Sicherungsmaßnahmen schrecken ab 
» Immer ausgefeilteres Vorgehen der Täter*innen: stetige Anpassung ist zeit-  und kostenintensiv  
» Kosten-Nutzen-Relation (Warenwert vs. Sicherungskosten) 
» Hohes Anzeigeaufkommen 
» Abschreckung erfordert konsequentes Handeln 
» Erheben von Unkostenbeiträgen 

 

Zielsetzung » Ladendiebstahl vorbeugen 

Praxisbeispiel Heidelberg 

Zu beachten 
ü Welche Materialien stehen zur Verfügung? 
ü Welche Zielgruppe wird erreicht? 
ü Welche Verbreitungswege bieten sich an? 

INFOBOX 

Prävention und Tipps bei Ladendiebstahl, Heidelberg 
https://www.heidelberg.de/site/Heidelberg_ROOT/get/params_E-1808083933/923158/80_pdf_Leitfaden%20La-
dendiebstahl.pdf  
Landesrat für Kriminalitätsvorbeugung Mecklenburg-Vorpommern 
http://www.kriminalpraevention-mv.de/serviceassistent/_php/download.php?datei_id=1599518  

 

https://www.heidelberg.de/site/Heidelberg_ROOT/get/params_E-1808083933/923158/80_pdf_Leitfaden%20Ladendiebstahl.pdf
https://www.heidelberg.de/site/Heidelberg_ROOT/get/params_E-1808083933/923158/80_pdf_Leitfaden%20Ladendiebstahl.pdf
http://www.kriminalpraevention-mv.de/serviceassistent/_php/download.php?datei_id=1599518
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Aufklärungskampagnen Taschendiebstahl 

Nicht nur innerhalb von Einzelhandelsgeschäften, sondern vor allem auch im öffentlichen Raum, bei Großveranstaltun-
gen oder publikumswirksamen Märkten stellt Taschendiebstahl seit jeher ein hochkonjunkturelles Problem dar. Er ge-
hört zur Straßenkriminalität und damit zu einer der häufigsten Formen erfasster Kriminalität in der Polizeilichen Krimi-
nalstatistik. Das Vorgehen potenzieller Täter*innen fußt meistens auf Ablenkung des Opfers, indem etwa nach dem 
Weg gefragt, scheinbar aus Versehen Kaffee über Kleidung geschüttet oder eine Person direkt angerempelt wird. Um 
Wertgegenstände zu schützen, sollten sie immer direkt am Körper getragen werden. Möglichkeiten zur Vorgehens-
weise und Schutzmaßnahmen bei Taschendiebstahl liegen verschiedene vor: 

» Erhöhte Polizei-  und Ordnungsdienstpräsenz (in Uniform und Zivil) 
» Aufklärungskampagnen und Sensibilisierung vor Ort (z.B. auf Weihnachtsmärkten, indem Polizist*innen in Zivil po-

tenzielle Opfer auf Fehlverhalten aufmerksam machen) 
» Polizeiliche Infostände 
» Infofilme der polizeilichen Kriminalprävention (beispielsweise als Vorspann bei Kinoaufführungen oder ähnlichem, 

um eine breitere Öffentlichkeit zu erreichen und bei den Zuschauenden ein Gefahrenbewusstsein zu schaffen) 
» Nonverbale Spots auf Infoscreens im öffentlichen Nah- und Fernverkehr 
 
Chancen und Herausforderungen 

» Hoher Personaleinsatz durch vermehrte Bestreifungen 
» Immer ausgefeilteres Vorgehen der Täter*innen 
 

 

Zielsetzung » Taschendiebstahl vorbeugen 

 Praxisbeispiel Berlin, Karlsruhe, Kehl 

Zu beachten 
ü Welche Materialien stehen zur Verfügung? 
ü Welche Zielgruppe wird erreicht? 
ü Welche Verbreitungswege bieten sich an? 

INFOBOX 

Aktion ơGelbe HandƟ, Karlsruhe 
https://www.sicherheid.de/projekte/opferschutz-zivilcourage/gelbe-hand/  
Artikel über polizeiliche Maßnahmen, Kehl 
https://www.bo.de/lokales/kehl/kampagne-gegen-taschendiebstahl  
Medienangebot der Polizei 
https://www.polizei -beratung.de/medienangebot/ 

EVALUATIONSERGEBNISSE 

Evaluation ơOPG TascheƠ, Berlin 
https://www.praeventionstag.de/html/download.cms?id=866&datei=ID253-OPG-Tasche-DPT-Langversion.pdf  

https://www.sicherheid.de/projekte/opferschutz-zivilcourage/gelbe-hand/
https://www.bo.de/lokales/kehl/kampagne-gegen-taschendiebstahl
https://www.polizei-beratung.de/medienangebot/
https://www.praeventionstag.de/html/download.cms?id=866&datei=ID253-OPG-Tasche-DPT-Langversion.pdf
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Aufwertung und Instandhaltung von Unterführungen 

Sind Unterführungen nicht zu ersetzen, sollten sie so gestaltet sein, dass sie Kriminalität und subjektiv unerwünschtes 
Verhalten minimieren und das Sicherheitsempfinden erhöhen. Unterführungen müssen hell (ausreichend gute Be-
leuchtung) und übersichtlich, gut belüftet und sauber sein; auf vandalismusanfälliges Material, Nischen und Vorsprünge 
ist zu verzichten. Gegebenenfalls können in Unterführungen Zusatzeinrichtungen vorgenommen werden, z.B. in Form 
von Kiosken, kleinen Geschäften oder Marktständen, um die Örtlichkeit zu beleben. 

Ergänzt werden sollten Unterführungen, sofern möglich, durch alternative Angebote des niveaugleichen Querens von 
Straßen. 

Chancen und Herausforderungen 

» Räumliche Trennung: reduziert Unfallrisiko durch Vermischung verschiedener Verkehrsteilnehmenden 
» Erhöhung Sicherheitsgefühl 
» Hohe Reinigungskosten für das Entfernen von Ausscheidungen, Graffiti, Müll oder Drogenbesteck 
» Mangelnde Barrierefreiheit: Treppen, Stufen und zu steile Anstiege erschweren Teilhabe von mobilitätseinge-

schränkten Personen 
 

  

 

Zielsetzung 
» Subjektive Sicherheit stärken 
» Aufenthaltsqualität erhöhen 

 

Praxisbeispiel Zürich  

Zu beachten 

ü Wie kann konstante Beleuchtung und Sauberkeit  
sichergestellt werden? 

ü Besteht die Möglichkeit, Unterführungen durch  
oberirdische Querungsmöglichkeiten zu ergänzen? 

 

INFOBOX 

Beispiele zur gelungenen Gestaltung von Unterführungen 
https://www.stadt -zuerich.ch/ted/de/index/taz/erhalten/standards_stadtraeume_zuerich/raumtypen/kunstbau-
ten/ueber_unterfuehrungen.html  
Illumination von Bahnunterführungen 
https://lebendige-stadt.de/pdf/Kuenstlerische_Illumination.pdf  

https://www.stadt-zuerich.ch/ted/de/index/taz/erhalten/standards_stadtraeume_zuerich/raumtypen/kunstbauten/ueber_unterfuehrungen.html
https://www.stadt-zuerich.ch/ted/de/index/taz/erhalten/standards_stadtraeume_zuerich/raumtypen/kunstbauten/ueber_unterfuehrungen.html
https://lebendige-stadt.de/pdf/Kuenstlerische_Illumination.pdf
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Ausstiegsberatung (Prostitution)  

Ausstiegsberatung berücksichtigt die Lebensbedingungen und Ausstiegsmotivationen der Betroffenen und leistet in-
dividuell angepasste Hilfe. Diese reicht von reiner Informationsvermittlung bis zu längerfristiger und umfangreicher 
sozialer, gesundheitlicher und beruflicher Unterstützung. Ein niedrigschwelliger Zugangsweg für Ausstiegsberatung 
bietet Ą Sozialarbeit/ Streetwork . Ein akuter Ausstiegswunsch muss dabei keine Vorbedingung sein; gegebenenfalls 
entwickelt sich der Wunsch zum Ausstieg erst durch psychosoziale Beratung oder während des Wahrnehmens von 
(Weiter-) Qualifizierungsangeboten durch soziale oder Bildungseinrichtungen. Um die Zielgruppe zu erreichen, müssen 
Beratungs- und Unterstützungsangebote niedrigschwellig sein, von den Betroffenen akzeptiert und wertgeschätzt 
werden. Erreicht wird dies zuvörderst durch individuelle Förderung und vertrauensvolle Kooperation von Fachbera-
tungsstellen mit Bildungsträgern und Arbeitsagenturen. Nur dann ist ein erhöhter Ausstiegs- und Umorientierungs-
prozess wahrscheinlich. Besonders hoch ist der Unterstützungsbedarf beim Vorliegen prekärer Lebensumstände, ge-
sundheitlicher Belastungen und fehlender Basisqualifikationen (Bildungs-  und Berufsabschlüsse) sowie Stigmatisie-
rungserfahrungen in der ơbûrgerlichenƟ Welt. 

Chancen und Herausforderungen 

» Hilfe zum Ausstieg, Hilfe zur Selbsthilfe 
» Fußt auf den persönlichen Ressourcen der Betroffenen 
» Individuelle und bedarfsgerechte Maßnahme 
» Prozesshaft-  und langwierig: erfordert viel Durchhaltevermögen 
» Umfasst rechtliche, gesundheitliche und psychosoziale Beratung 
» Aus- und Weiterbildung der Fachmitarbeitenden 
» Erfordert behördenübergreifende Kooperation 
» Vertrauensvolle Zusammenarbeit erfordert langfristig gleichbleibendes Personal 

 

Zielsetzung 
» Hilfe zur Selbsthilfe ermöglichen 
» Sozial- und Lebenskompetenz erhöhen 
» Berufliche Neuorientierung ermöglichen 

Praxisbeispiel Stuttgart  

Zu beachten 

ü Wie soll die Zielgruppe erreicht werden? 
ü Welche Beratungsangebote existieren? Wie lässt sich eine 

Kooperation organisieren? 
ü Wie langfristig  kann eine Person betreut werden? 

INFOBOX 

Ausstiegsberatung im Rahmen sozialer Hilfseinrichtung, Beispiel Caritas Stuttgart 
https://www.caritas -stuttgart.de/hilfe -beratung/wohnungslos/grundversorgung/la-strada/la-strada  
Abschlussbericht des Bundesmodells ơUnterstûtzung des Ausstiegs aus der ProstitutionƟ 
https://www.bmfsfj.de/blob/95442/9cf9511e4b18c27ef7d71b24f866dd 60/unterstuetzung-des-ausstiegs-aus-der-prostitu-
tion-kurzfassung-deutsch-data.pdf 

https://www.caritas-stuttgart.de/hilfe-beratung/wohnungslos/grundversorgung/la-strada/la-strada
https://www.bmfsfj.de/blob/95442/9cf9511e4b18c27ef7d71b24f866dd60/unterstuetzung-des-ausstiegs-aus-der-prostitution-kurzfassung-deutsch-data.pdf
https://www.bmfsfj.de/blob/95442/9cf9511e4b18c27ef7d71b24f866dd60/unterstuetzung-des-ausstiegs-aus-der-prostitution-kurzfassung-deutsch-data.pdf
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Austausch mit anderen Städten 

Die Gewährleistung von Sicherheit geht alle Kommunen an und richtet sich auf die Verbesserung der tatsächlichen 
Sicherheitslage wie auch auf die Erhöhung des Sicherheitsgefühls in der Bevölkerung. Da sich Fragen rund um Sicher-
heit in vielen Kommunen ähneln, können kommunale Sicherheitsakteure und -beauftragte von einem Austausch mit 
anderen Kommunen profitieren. Erfahrungen anderer helfen weiter, um Impulse für die Weiterentwicklung der Krimi-
nalprävention vor Ort zu geben. 

Interkommunale Dialogplattformen verfügen über einen Wissens- und Erfahrungspool, der durch das Engagement der 
Mitglieder wächst. Beispiele für solche Plattformen sind das Städtenetzwerk DEFUS (Deutsch-Europäisches Forum für 
Urbane Sicherheit e.V.) und das Städtenetzwerk Kriminalprävention vom Deutschen Forum Kriminalprävention (DFK). 
Neben dem Informations- und Erfahrungsaustausch stehen auf der Agenda: das Erarbeiten gemeinsamer Lösungen, 
die Entwicklung gemeinsamer Präventionsprojekte sowie das Aufstellen gemeinsamer Empfehlungen und Erklärun-
gen. 

Einen informellen Austausch praktizieren Kommunen, wenn sie vergleichbare Interessen- oder Ausgangslagen haben 
oder eine Kommune von den Erfahrungen einer anderen Kommune mit bestimmten kriminalpräventiven Maßnahmen 
lernen möchte. 

Chancen und Herausforderungen 

» Berücksichtigung aktueller Herausforderungen und Entwicklungen 
» Mehr Aufmerksamkeit für aktuelle Anliegen und Themen 
» Großer Erfahrungsschatz 
» Unbürokratische und kontinuierliche Zusammenarbeit/ Weitervermittlung 
» u.U. Mitgliedsbeitrag 
» Hoher Zeitaufwand beim Aufbau und bei der Pflege von Kontakten 
» Anpassung auf jeweilige Kommune (z.B. aufgrund unterschiedlicher rechtlicher Grundlagen, Sozialstruktur) 
» Ineffektiv bei zu kleiner Mitgliederzahl 

 

Zielsetzung 
» Vernetzung voranbringen 
» Informationsaustausch verbessern 

 

 

Praxisbeispiel DEFUS, Städtenetzwerk Kriminalprävention  

Zu beachten 

ü Wer wird mit der Netzwerkarbeit betraut? 
ü Wie regelmäßig soll der Austausch stattfinden? 
ü Welche eigenen Erfahrungswerte sollen/ dürfen  

weitergegeben werden? 

 

INFOBOX 
Deutsch-Europäisches Forum für Urbane Sicherheit e.V. 
https://www.defus.de/  
Städtenetzwerk Kriminalprävention 
https://www.kriminalpraevention.de/erklaerung2001.html 
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Austeilen von Toiletten-Jetons 

Toiletten-Jetons (auch Toiletten-Chips) sind Plastikmarken, die entweder von Sozialarbeitenden, Polizei oder kommu-
nalem Ordnungsdienst an Angehörige von Randgruppen mit Lebensmittelpunkt Straße verteilt werden, damit diese die 
ansonsten kostenpflichtigen städtischen WC-Anlagen gratis nutzen können. Alternativ bzw. zusätzlich können Ange-
hörige von Randgruppen die Jetons selbst in sozialen Einrichtungen abholen. Durch Toiletten-Jetons kann öffentliches 
Urinieren vermindern werden; gleichzeitig besteht für Randständige die Möglichkeit ihre Notdurft in einer hygienischen 
Umgebung zu verrichten. 

Insbesondere wenn das Verteilen von Toiletten-Jetons mit direktem Kontakt zu Sozialarbeit verbunden ist, kann zu-
sätzliche Unterstützung und Beratung angeboten werden bzw. an Einrichtungen vermittelt werden, die passgenaue 
Hilfen leisten. 

Chancen und Herausforderungen 

» Hohe Reichweite 
» Unbürokratisch 
» Erhöhung Lebensqualität und Würde 
» Reduzierung Geruchsbelästigung 
» Reduzierung Beschwerdeaufkommen 
» u.U. Beratung und Vermittlung an andere Institutionen 
» Missbräuchliche Nutzung öffentlicher Toiletten (Drogenkonsum, Prostitution) 
  

 

Zielsetzung 
» Öffentliches Urinieren reduzieren 
» Lebensqualität erhöhen 

Praxisbeispiel Wien 

Zu beachten 

ü Wer ist die Zielgruppe? 
ü Wer bekommt wie viele Jetons? 
ü Soll die Anzahl der sich im Umlauf befindlichen Jetons begrenzt 

sein? 

INFOBOX 

Toiletten-Jetons, Wien 
https://kurier.at/chronik/wien/obdachlose-zieht-es-zum-praterstern/32.262.295 

https://kurier.at/chronik/wien/obdachlose-zieht-es-zum-praterstern/32.262.295
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Aus- und Weiterbildung von Akteuren der Prävention 

Aus- und Weiterbildung kommt eine Schlüsselfunktion bei Qualifizierung und nachhaltiger Kompetenzentwicklung zu. 
Städte, Kommunen und Träger sozialer Einrichtungen haben dafür Sorge zu tragen, dass diejenigen Personen, deren 
Aufgaben in Sicherheit, Prävention und Sozialberatung bestehen, die erforderlichen Aus- und Weiterbildungen erhalten. 
Nur dann ist sichergestellt, dass Fachkräfte und Sicherheitsakteure über grundlegende und aktuelle Kenntnisse, Fähig-
keiten und Fertigkeiten verfügen, die sie für ein wirksames Handeln in ihrer alltäglichen Arbeit brauchen. 

Chancen und Herausforderungen 

» Qualifizierung 
» Nachhaltige Entwicklung aufgabenbezogener Handlungskompetenzen 
» Berücksichtigung aktueller rechtlicher, politischer und gesellschaftlicher Entwicklungen 
» Zeit-  und ressourcenintensiv 
» Monitoring und Evaluation von Aus- und Weiterbildungen 
 

 

Zielsetzung 
» (Weiter-)Qualifizierung ermöglichen 
» Ressortübergreifende Perspektiven entwickeln 
» Basisschulungen zu speziellen Themen fördern 

 Praxisbeispiel Berlin, München, Niedersachsen 

Zu beachten 
ü Wer führt sie durch (intern, extern)? 
ü Sollen sie verpflichtend oder freiwillig  sein? 
ü Wie werden Aus- und Weiterbildungen finanziert? 

INFOBOX 

Beispiel für Weiterbildungen Akteure sozialer Einrichtungen ơCondrobsƟ, Mûnchen 
https://www.condrobs.de/kontakt -hilfe  
Fortbildungsprogramme der Deutschen Hochschule der Polizei 
https://www.dhpol.de/fortbildung/online -fortbildungen/onlinefortbildungen.php  
Beispiel Fortbildung zu ơverhaltensorientierter GewaltprãventionƟ, Berlin 
https://www.berlin.de/polizei/aufgaben/praevention/gewalt/artikel.148189.php#pers  
Beccaria-Qualifizierungsprogramm Fachkraft Kriminalprävention, Landespräventionsrat Niedersachsen 
https://www.lpr.sachsen.de/23629.htm  

EVALUATIONSERGEBNISSE 

Evaluation des Beccaria-Qualifizierungsprogramms LRP Niedersachsen 
https://www.beccaria.de/Kriminalpraevention/de/Dokumente/Evaluationsbericht-Beccaria-Qualifizierungsprogramm-Au-
gust-2012.pdf  

 

https://www.condrobs.de/kontakt-hilfe
https://www.dhpol.de/fortbildung/online-fortbildungen/onlinefortbildungen.php
https://www.berlin.de/polizei/aufgaben/praevention/gewalt/artikel.148189.php#pers
https://www.lpr.sachsen.de/23629.htm
https://www.beccaria.de/Kriminalpraevention/de/Dokumente/Evaluationsbericht-Beccaria-Qualifizierungsprogramm-August-2012.pdf
https://www.beccaria.de/Kriminalpraevention/de/Dokumente/Evaluationsbericht-Beccaria-Qualifizierungsprogramm-August-2012.pdf
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Autofreie Innenstädte 

Verstopfte Straßen, Verkehrslärm und Luftverschmutzung: Ziel vieler Kommunen ist es, Innenstädte oder hoch fre-
quentierte Stadtviertel gänzlich vom Autoverkehr zu befreien, um die Aufenthalts-  und Lebensqualität zu verbessern 
und die Sicherheit von Radfahrenden und Fußgänger*innen zu erhöhen. Um Innenstädte langsam vom Autoverkehr zu 
befreien, bieten sich unterschiedliche Maßnahmen an: Ą Sommerstraßen, temporäre Fußgängerzonen, Ą Shared 
Spaces, Ą Abschleppen von Falschparkenden oder Ą Verhängen von Bußgeldern. Nahezu autofreie Innenstädte er-
fordern einen gut ausgebauten ÖPNV, Fahrradwege und -abstellmöglichkeiten, (konsumfreie) Sitzgelegenheiten in 
Form bspw. von Ą Parkbänken und Ą Parklets, Ą Begrünung sowie Ą öffentliche Toiletten  und Ą Urinale, um die 
Verweildauer zu erhöhen. Komplett autofrei werden Innenstädte aber weder machbar noch gewollt sein, denn Privat-
eigentümer*innen z.B. von Parkhäusern oder Supermärkten kann man das Recht auf Zufahrtswege genauso wenig 
absprechen wie Anwohnenden, wichtigem Lieferverkehr, dem Müllauto oder dem Krankenwagen. Und eine weitere 
Ausnahme muss für gehbehinderte Menschen gemacht werden. Zudem gilt es zu bedenken, dass sich der Verkehr 
größtenteils in den Gürtel um die Stadt herum verschiebt und sich aufgrund der verbesserten Lebenssituation die Miet-
preise für Wohnungen stark erhöhen können. 

Chancen und Herausforderungen 

» Mehr öffentlicher Raum/ Platz für Fußgänger*innen 
» Reduzierung Verkehrslärm, Luftverschmutzung 
» Verändertes Nutzungsverhalten: entweder mehr oder weniger Frequentierung 
» Langwieriger Prozess 
» Gastronomie und Einzelhandel: Umsatzeinbußen, Einzelhandel: u.U. Abwanderung 
» Gentrifizierung 

 

Zielsetzung 
» Aufenthaltsqualität  erhöhen 
» Lebensqualität erhöhen 
» Lärmschutz verbessern 

 »  

Praxisbeispiel Gent, Houten   

Zu beachten 

ü Ist der ÖPNV gut ausgebaut und für mehr Nutzende als bisher 
gerüstet? 

ü Inwieweit können Bewohnende und Wirtschaftsverbände 
einbezogen werden? 

 ü  

INFOBOX 

Europäisches Modell für eine autofreie Stadt, Houten (Niederlande) 
https://www.deutschlandfunkkultur.de/houten- in-den-niederlanden-die-autofreie-modellstadt.976.de.html?dram:ar-
ticle_id=400037  
Beispiel für eine verkehrsberuhigte Innenstadt, Gent (Belgien) 
https://www.moz.de/landkreise/havelland/falkensee/falkensee-artikel/dg/0/1/1759756/  

https://www.deutschlandfunkkultur.de/houten-in-den-niederlanden-die-autofreie-modellstadt.976.de.html?dram:article_id=400037
https://www.deutschlandfunkkultur.de/houten-in-den-niederlanden-die-autofreie-modellstadt.976.de.html?dram:article_id=400037
https://www.moz.de/landkreise/havelland/falkensee/falkensee-artikel/dg/0/1/1759756/
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Autofreie Wochenenden, autofreie Tage 

Verstopfte Straßen, Verkehrslärm und Luftverschmutzung sind Anlass für viele Kommunen Innenstädte oder hoch fre-
quentierte Stadtviertel in Teilen vom Autoverkehr zu befreien, um die Aufenthalts-  und Lebensqualität zu verbessern. 
Eine Möglichkeit, Innenstädte temporär vom Autoverkehr zu befreien können autofreie Wochenenden bzw. Tage sein. 
Dabei werden einzelne Straßenzüge oder komplette Stadtbereiche für motorisierten Verkehr gesperrt (Ausnahmen bil-
den Ambulanzen, Feuerwehr-  und Polizeiautos, Anwohnende oder HopOn-HopOff-Busse). Auf diese Weise wird öf-
fentlicher Raum gewonnen, der beispielsweise für Außengastronomie oder publikumsanziehende Attraktionen genutzt 
werden kann oder um Fußgänger*innen und Radfahrer*innen die Gelegenheit zu bieten, das Viertel auf eine neue Art 
und Weise kennenzulernen. 

Zur Erhöhung der Aufenthaltsqualität und Belebung lassen sich autofreie Wochenenden und Tage mit weiteren tem-
porären Angeboten wie Ą Kulturveranstaltungen , Ą Quartiers- und Straßenfesten oder Ą regionalen Märkten ver-
knüpfen. Um insbesondere bei Autofahrenden, Anwohnenden und Hotel-  und Gastronomiebetreibenden für die Maß-
nahme zu werben, könnte der ÖPNV an den entsprechenden Tagen zur kostenfreien Nutzung angeboten werden; vor 
allem für Anwohnende muss sichergestellt sein, dass sie jederzeit von und zu ihrer Wohnstätte gelangen können. 

Chancen und Herausforderungen 

» Mehr öffentlicher Raum/ Platz für Fußgänger*innen und Fahrradfahrer*innen 
» Öffentlicher Raum wird nutzbarer gemacht für neue Nutzungsstrukturen 
» Erhöhung zwischenmenschlicher Kontakte 
» Reduzierung Verkehrslärm und Luftverschmutzung 
» Verändertes Nutzungsverhalten: entweder mehr oder weniger Frequentierung 
» Gastronomie und Einzelhandel: Auswirkungen auf Umsatz ungewiss (Umsatzgewinn oder Umsatzeinbußen) 

 

Zielsetzung 
» Aufenthaltsqualität  erhöhen 
» Lebensqualität erhöhen 
» Lärmpegel senken 

Praxisbeispiel Düsseldorf, Paris 

Zu beachten 
ü Ist der ÖPNV gut ausgebaut und für eine hohe Anzahl von  

Nutzenden gerüstet? 
ü Wie kann für die Maßnahme geworben werden? 

INFOBOX 

Autofreier Sonntag, Düsseldorf 
https://www.duess eldorf.de/aktuelles/news/detailansicht/newsdetail/autofreie- innenstadt-am-sonntag-15-september-
1.html 
Autofreier Tag, Paris (Frankreich) 
http://at.media.france.fr/de/node/6418  
Empirische Untersuchung von Rahmenbedingungen für autofreie Stadtentwicklungsprojekte 
https://d -nb.info/1101574690/34   

https://www.duesseldorf.de/aktuelles/news/detailansicht/newsdetail/autofreie-innenstadt-am-sonntag-15-september-1.html
https://www.duesseldorf.de/aktuelles/news/detailansicht/newsdetail/autofreie-innenstadt-am-sonntag-15-september-1.html
http://at.media.france.fr/de/node/6418
https://d-nb.info/1101574690/34
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Bahnhofspaten 

Bahnhofspat*innen sind Personen, die sich ehrenamtlich v.a. um kleinere oder nicht mit Personal der DB besetzte 
Bahnhöfe bzw. Haltepunkte kümmern. Sie achten darauf, dass ihr Bahnhof bzw. Haltepunkt sauber, funktionstüchtig 
und gepflegt ist, informieren das Bahnhofsmanagement über Mängel wie fehlende Fahrpläne, starke Verschmutzun-
gen durch Müll, Fäkalien u. dgl. oder Beschädigungen durch Vandalismus und helfen so mit, den Bahnhof bzw. den 
Haltepunkt in Ordnung zu halten. Zudem sind sie Orientierungshilfe, d.h. durch einheitliche Westen, Jacken o.ä. sind sie 
klar erkennbar und für Nutzende des Bahnhofs Ansprechperson. Sie beantworten Fragen über anstehende bauliche 
Veränderungen, veränderte Fahrpläne und Wege zu Gleisen. Sie helfen aber auch Angehörigen von Randgruppen, die 
sich im oder um den Bahnhof(haltepunkt) aufhalten, indem sie diese über Hilfs- , Unterstützungs- und Beratungsange-
bote sozialer Einrichtungen informieren. 

Pat*innen können Berufspendelnde sein, Rentner*innen oder Studierende auf dem Weg zur Uni; auch Angehörige von 
Randgruppen sind denkbar. Sie legen gemeinsam mit dem zuständigen Bahnhofsmanagement individuell fest, welche 
Beobachtungsschwerpunkte sie setzen und wie intensiv sie sich um ơihrenƟ Bahnhof kûmmern mõchten bzw. können. 

Chancen und Herausforderungen 

» Steigert Attraktivität eines Bahnhofs(haltepunkts), steigert Aufenthaltsqualität 
» Einbezug Bürger*innen fördert soziales Engagement und Verantwortungsgefühl 
» Möglichkeit zur Rückmeldung für Nutzende (Mängelhinweise, Beschwerden) 
» Kostenarme Maßnahme 
» Ggf. Integration von Randgruppen 
» Materialkosten (Uniform) 
» Ggf. Überforderung der Pat*innen 
» Ehrenamt: bei geringem Engagement nur sporadischer Einsatz 
» Kein Ersatz für Polizei, kommunalen Ordnungsdienst oder Sozialarbeit 
 

  

 

Zielsetzung 
» Aufenthaltsqualität  erhöhen 
» Subjektiv unerwünschte Verhaltensweisen reduzieren 

Praxisbeispiel NRW, Stuttgart 

Zu beachten 
ü In welchem Umfang wollen sich Bahnhofspat*innen engagieren? 
ü Wer ist beim Bahnmanagement oder der Stadt Ansprechperson? 

INFOBOX 

Bahnhofspaten, NRW 
https://infoportal.mobil.nrw/projekte/bahnhofspaten.html   
Bahnhofspaten, Stuttgart 
https://www.vvs.de/download/882.pdf  

https://infoportal.mobil.nrw/projekte/bahnhofspaten.html
https://www.vvs.de/download/882.pdf
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Bäume 

Das Leistungsspektrum baumbestandener Grünflächen in städtischen Gebieten ist vielfältig: Bäume im urbanen Raum 
befriedigen den Wunsch nach Freiraum und Naturerfahrung, sie erhöhen die Lebensqualität, tragen durch Wasserma-
nagement, Biodiversität und Filterung von Staub zu einem verbesserten Stadtklima bei, sie dienen als Wind- und Lärm-
schutz, können als gliedernde Elemente in Verkehrsräumen eingesetzt werden und durch Patenschaften die Identifi-
kation der Bewohnenden mit ihrem Wohnumfeld erhöhen. An heißen, sonnigen Tagen bieten sie Schatten und Abküh-
lung und sie steigern den Wert in der Nähe befindlicher Immobilien. Gleichzeitig führen die stark versiegelten Böden im 
urbanen Raum zu Belastungen und Einschränkungen: Geringer Wurzelraum sowie geringe Wasserverfügbarkeit und -
versorgung sind mit verminderter Lebenserwartung und einem hohen Pflegeaufwand verbunden. 

Chancen und Herausforderungen 

» Attraktivierung des öffentlichen Raums 
» Verbesserung Lebensqualität und Wohlbefinden 
» Temporäre Wasserspeicherung und Entlastung der Kanalisation bei Überschwemmung 
» Förderung der Biodiversität 
» Wind- und Lärmschutz 
» Verbesserung der Luftqualität 
» Verbesserung des Mikroklimas und der Biodiversität 
» Sorgfältige Planung, Pflanzung und Pflege 
» Flächenmangel 
» Hohes Gefährdungspotenzial bei Sturmereignissen 
» Versiegelte/ verdichtete Böden: senkt Lebenserwartung und erhöht Pflegeaufwand 

 

Zielsetzung 
» Lebensqualität verbessern 
» Aufenthaltsqualität  erhöhen 

Praxisbeispiel Frankfurt , Köln, Nürnberg 

Zu beachten 
ü Welche Art von Baum (Größe, Optik)? 
ü Welche Standorte sind geeignet? 
ü Wie oft sollen Baumkontrollen durchgeführt werden? 

INFOBOX 

Frankfurt: Europäische Stadt der Bäume 2014 
https://www.frankfurt -greencity.de/vernetzt/auszeichnungen/frankfurt-europaeische-stadt-der-baeume-2014/  
Konzept zur Jungbaumpflege, Nürnberg 
https://www.nuernberg.de/imperia/md/soer_nbg/dokumente/gruen/soer_200_2019_jungbaumpflegekonzept.pdf 
Broschûre ơBãume in der StadtƟ (2014) 
https://www.die -gruene-stadt.de/baeume-in-der-stadt.pdfx 
Wanderbaumallee, Köln 
https://wanderbaumallee-koeln.de/  

https://www.frankfurt-greencity.de/vernetzt/auszeichnungen/frankfurt-europaeische-stadt-der-baeume-2014/
https://www.nuernberg.de/imperia/md/soer_nbg/dokumente/gruen/soer_200_2019_jungbaumpflegekonzept.pdf
https://www.die-gruene-stadt.de/baeume-in-der-stadt.pdfx
https://wanderbaumallee-koeln.de/
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Bauliche Gestaltung 

In nahezu allen Städten und Kommunen lassen sich neben städtebaulichen Missständen, Brachflächen und Verkehrs-
barrieren bzw. Verkehrsbelastungen auch Funktionsschwächen wie nicht (mehr) konkurrenzfähige Versorgungsstand-
orte sowie problematische Entwicklung im Einzelhandel und Gewerbe feststellen. Oftmals ist das in den Bereichen rund 
um den Hauptbahnhof zu beobachten. Baustellen, schwindende Wohnbevölkerung und mangelnde resp. unattraktive 
Aufenthaltsmöglichkeiten erschweren die Problematik. Durch bauliche Um- bzw. Neugestaltung besteht die Möglich-
keit insbesondere Aufenthaltsqualität zu erhöhen, das Sicherheitsempfinden zu stärken und subjektiv unerwünschte 
Verhaltensweisen zu lenken. Dabei ist zu beachten, dass Stadtentwicklung und -gestaltung ein wichtiges kommunal-
politisches Thema ist, welches mitunter stark von Einzelpersonen abhängig ist, aber auch durch öffentliche oder private 
Impulsprojekte angestoßen werden kann. Des Weiteren muss bei gestalterischer Aufwertung öffentlichen Raums auf 
Gesetze und Entscheidungen auf Landes- oder Kreisebene Rücksicht genommen werden. 

Beispiele für konkrete Maßnahmen baulicher Gestaltung 

Č Aufwertung und Instandhaltung von Unterführungen 
Č Besseres Beleuchtungskonzept 
Č Defensive/ Hostile Architecture 
Č Graffitiabweisende Oberfläche/ Graffitisprühschutz 
Č Gute Sichtachsen 
Č Klare Wegführung 
Č Parkbänke 
Č Rückspritzlack oder -kacheln 
Č Unterführung/ Bauzäune/ Gerüste für Kunstprojekte, Informationen zur Baustelle etc. nutzen 
Č Urban Gardening 
Č Vermeidung von Unterführungen 
Č Zonierung durch unterschiedliche Bodentexturen 

 

Zielsetzung 
» Subjektiv unerwünschte Verhaltensweisen reduzieren 
» Aufenthaltsqualität erhöhen 

 Praxisbeispiel Augsburg, Wien 

Zu beachten 
ü Neu- oder Umgestaltung, Neu- oder Umbau? 
ü Was ist der Zweck, wer die Zielgruppe? 
ü Dauerhafte oder temporäre Maßnahme? 

INFOBOX 

Checkliste für Baugebiete, KPR Augsburg 
https://kriminalpraevention-augsburg.de/wp-content/uploads/2015/03/Checklliste_Baugebiete_Kriminalpraeventiver_Rat.pdf 

EVALUATIONSERGEBNISSE 

Evaluierung einer Platzgestaltung, Wien 
https://www.wien.gv.at/stadtentwicklung/studien/pdf/b008345.pdf  

https://kriminalpraevention-augsburg.de/wp-content/uploads/2015/03/Checklliste_Baugebiete_Kriminalpraeventiver_Rat.pdf
https://www.wien.gv.at/stadtentwicklung/studien/pdf/b008345.pdf
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Baustellen-Buddys 

Baustellen-Buddys sind eine Möglichkeit, in der Unübersichtlichkeit einer großen Baustelle temporär oder dauerhaft 
Orientierungshilfe zu bieten. Sie können flexibel in verschiedenen Stadien des Bauverlaufs, insbesondere zu Beginn, 
eingesetzt werden. Baustellen-Buddys beantworten Fragen von Reisenden über anstehende bauliche Veränderungen, 
veränderte Fahrpläne und Wege zu Gleisen. Eingesetzt werden sie vorrangig, wenn Serviceeinrichtungen verlagert wer-
den. Durch Uniformen in Signalfarben sind sie leicht erkennbar und immer ansprechbar. Neben dem Bahnhofsgebäude 
selbst können sie auch um das Bahnhofsgebäude bzw. die Baustelle herum zum Einsatz kommen, um Passant*innen 
den Weg zu weisen. Das gilt insbesondere, wenn reguläre Fuß- und Radwege aufgrund einer Baustelle abgesperrt sind. 

Chancen und Herausforderungen 

» Hohe Kommunikationsfähigkeit 
» Schnell und flexibel einsetzbar 
» Ggf. mehrsprachig 
» Leichte und gute Erkennbarkeit durch Uniform 
» Je nach Baustellenausmaß in hoher Anzahl erforderlich 
» Einsatz nicht rund um die Uhr, sondern tages- oder stoßzeitenabhängig 
 

  

 

Zielsetzung » Temporäre Orientierungshilfe leisten 

Praxisbeispiel Stuttgart  

Zu beachten 
ü Wie lange sollen sie eingesetzt werden? 
ü Welche Ansprüche werden an die Mitarbeitenden gestellt? 

INFOBOX 

Beispiel Stuttgart 
https://www.bahnprojekt -stuttgart -ulm.de/no_cache/projekt/aktuell/archiv-suche/news-archiv-detail/news/1505 -
auf-wiedersehen- im-neuen-bonatzbau/newsParameter/detail/News/   

https://www.bahnprojekt-stuttgart-ulm.de/no_cache/projekt/aktuell/archiv-suche/news-archiv-detail/news/1505-auf-wiedersehen-im-neuen-bonatzbau/newsParameter/detail/News/
https://www.bahnprojekt-stuttgart-ulm.de/no_cache/projekt/aktuell/archiv-suche/news-archiv-detail/news/1505-auf-wiedersehen-im-neuen-bonatzbau/newsParameter/detail/News/
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Begehung  

Um die objektive Sicherheitslage und das Sicherheitsempfinden festzustellen, eignet sich eine Begutachtung vor Ort. 
Ortsbegehungen können mit unterschiedlichen Bevölkerungs- und Expertengruppen, die baulich-räumliche und sozi-
alräumliche Aspekte in einem Begehungsschema erfassen, durchgeführt werden. Bei der Terminierung ist es ratsam, 
auf die Uhr- , Tages- und Jahreszeit sowie Witterungsbedingungen zu achten. Bekanntlich ist das Sicherheitsempfinden 
im Dunkeln stärker als tagsüber beeinträchtigt, so dass sich die Durchführung von Begehungen zur Identifizierung von 
Problembereichen und für Sicherheitschecks in den Abendstunden anbietet. Mittels standardisierten Begehungssche-
mata, aber auch Ton- und Bildaufnahmen, lassen sich Ergebnisse dokumentieren, um Eindrücke von der räumlichen 
(Problem-)Situation zu erhalten und Lösungsvorschläge erarbeiten zu können. 

Chancen und Herausforderungen 

» Identifikation von Defiziten der objektiven und subjektiven Sicherheit 
» Arbeitshilfe zur Planung und Bewertung öffentlicher Räume aus der Perspektive der Sicherheit 
» Begehungen mit vulnerablen Zielgruppen (z.B. Behinderte, Kinder, marginalisierte Gruppen, Senior*innen) bzw. 

deren Interessensvertreter*innen 
» Sensibilisierung der Zielgruppen für besondere Problemlagen 
» Zur Vorbereitung gute Ortskenntnisse nötig 
» Momentaufnahme vor Ort (u.a. abhängig von Tageszeit und Wetter) 
 

 Das SiBa-Begehungsschema ist auf Anfrage beim Projektteam erhältlich. 
 
  

 

Zielsetzung 
» Probleme erkennen und analysieren 
» Bedarfe ermitteln 
» Zusammenarbeit verschiedener Akteure erhöhen 

Praxisbeispiel Stuttgart  

Zu beachten 
ü Welche Ziele werden mit der Begehung verfolgt? 
ü Wer geht mit? 
ü Welche Orte werden begangen? 

INFOBOX 

Stadtteilbegehung mit Kindern in Stuttgart 
http://sichersauberstutt gart.de/wp-content/uploads/2018/08/Exploratory -Walk- in-Stammheim.pdf 
Walk around your hood, BMBF-Verbundprojekt DIVERCITY 
https://www.div -city.de/projektergebnisse/begehung-walk-around-your-hood/ 
Twelve Quality Criteria, Gehl Institute 
https://gehlinstitute.org/wp -content/uploads/2017/08/QUALITY-CRITERIA-FINAL.pdf 

http://sichersauberstuttgart.de/wp-content/uploads/2018/08/Exploratory-Walk-in-Stammheim.pdf
https://www.div-city.de/projektergebnisse/begehung-walk-around-your-hood/
https://gehlinstitute.org/wp-content/uploads/2017/08/QUALITY-CRITERIA-FINAL.pdf
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Begleitservice 

Möbilitätseingeschränkte Personen, Ältere oder Frauen können sich von einer Mobilitätsbegleitung zur Haltestelle, zur 
Arbeitsstelle, zum Parkplatz oder zur Wohnung tagsüber oder bei Dunkelheit begleiten lassen. Der Begleitservice kann 
ƚ wie bei einem Taxi ƚ telefonisch angefordert und gegen eine kleine Gebühr oder kostenfrei genutzt werden. 

Chancen und Herausforderungen 

» Individuell nutzbar 
» Erhöhung Sicherheitsempfinden 
» Individuelle Mobilität steigern 
» Hohe Kosten 
 
 
 
 

 

 

 

Zielsetzung » Subjektive Sicherheit erhöhen  

 Praxisbeispiel Bochum, Heidelberg, Leipzig, München  

Zu beachten 

ü Serviceangebot für wen? 
ü Serviceangebot an welchen Orten? 
ü Serviceangebot zu welchen Zeiten? 
ü Schulung des Begleitservice? 
ü Wer trägt die Kosten? 

 

INFOBOX 

Beispiel ơWalk SafeƟ (Campussicherheit) 
https://www.uni -heidelberg.de/gleichstellungsbeauftragte/serviceleistungen/walksafe.html  
Beispiel Begleitschutz, Ruhr-Universität Bochum 
https://www.ruhr -uni-bochum.de/chancengleich/aktuell/begleitschutz.html 

EVALUATIONSERGEBNISSE 

Evaluationsstudie ơDas Alter hat ZukunftƟ (ab S. 100) 
https://www.technik -zum-menschen-bringen.de/service/publikationen/evaluation-der- forschungsagenda-das-alter-hat-
zukunft 
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Begrünung 

Städte, vor allem in dicht besiedelten und stark frequentierten Vierteln, heizen sich im Sommer stärker auf, kühlen 
nachts schlechter aus und bieten oft keine ausreichenden Versickerungs-  und Abflussmöglichkeiten für Starknieder-
schläge. Abhilfe kann Begrünung schaffen, denn das Leistungsspektrum von Pflanzen ist vielfältig. Durch das Fixieren 
von Kohlendioxid leisten sie einen direkten Beitrag zum Klimaschutz, sie beschatten Gebäude und sorgen durch das 
Verdunsten von Wasser für Abkühlung. Grünflächen, also nicht versiegelte Böden, nehmen bei Niederschlag Wasser 
auf und wirken so entlastend auf die Kanalisation. Insgesamt wirken Begrünungsmaßnahmen regulierend, unterschei-
den sich aber nach Art und Standort der Pflanze: Ą Bäume beispielsweise beschatten den Außenraum, Fassadenbe-
grünung kühlt durch Verdunstung Außenwände und nähere Umgebung und Dachbegrünungen reduzieren die Oberflä-
chentemperatur. Dadurch verbessert Begrünung die Aufenthalts-  und Lebensqualität im städtischen Raum. Ebenfalls 
erreicht wird das durch ihre visuelle und olfaktorische Wirkung auf das Wohlbefinden der Bevölkerung; insbesondere 
kleinere Begrünungselemente wie Topfplanzen lockern das Straßenbild auf oder können in Form von Ą Urban Garde-
ning sozialen Zusammenhalt stärken. Begrünung kann zudem genutzt werden, um Sichtbezüge herzustellen, d.h. Ą 
gute Sichtachsen und Ą klare Wegführung, sie kann im Zuge Ą konsumfreier Sitzgelegenheiten zum Einsatz kom-
men oder durch die Übernahme von Ą Ordnungspatenschaften für Bäume oder Grünanlagen lokale Identität erhöhen. 

Chancen und Herausforderungen 

» Multifunktionalität  
» Positiver Effekt auf Stadtbild, Umwelt sowie Aufenthalts-  und Lebensqualität 
» Mobil: schnell und flexibel einsetzbar 
» Ermöglicht Bürgerbeteiligung 
» u.U. hoher Pflegeaufwand 
» Witterungsanfällig 
» Vandalismusanfällig 

 

Zielsetzung 
» Lebensqualität erhöhen 
» Aufenthaltsqualität  verbessern 

 

Praxisbeispiel Dresden, München  

Zu beachten 
ü Welche Standorte sind geeignet? 
ü Wer ist für Kontrollen und Pflege zuständig? 
ü Wer trägt die Kosten? 

ü  

INFOBOX 

Wettbewerb zur Dach-  und Fassadenbegrünung, Dresden 
https://www.dresden.de/de/stadtraum/umwelt/umwelt/klima -und-energie/stadtklima/dresden-baut-gruen-wettbewerb.php  
Münchner Förderprogramm ơGrûn in der StadtƟ 
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/baureferat/foerderprogramm-priv-gruen.html 
Leitfaden für klimaorientierte Kommunen in Bayern 
https://www.zsk.tum.de/fileadmin/w00bqp/www/PDFs/Berichte/1806014_Leitfaden_Web.pdf  

https://www.dresden.de/de/stadtraum/umwelt/umwelt/klima-und-energie/stadtklima/dresden-baut-gruen-wettbewerb.php
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/baureferat/foerderprogramm-priv-gruen.html
https://www.zsk.tum.de/fileadmin/w00bqp/www/PDFs/Berichte/1806014_Leitfaden_Web.pdf
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Belebung öffentlicher Plätze 

In nahezu allen Städten und Kommunen lassen sich Bereiche identifizieren, die aufgrund ihrer Lage, der baulichen Ge-
staltung oder einseitiger sozialer bzw. wirtschaftlicher Nutzung unbelebt sind. Baustellen, demografische Schrump-
fungsprozesse und mangelnde oder unattraktive Aufenthaltsmöglichkeiten erhöhen die Problematik. Durch bauliche 
Um- bzw. Neugestaltungen besteht die Möglichkeit, die Aufenthaltsqualität zu erhöhen, das Sicherheitsempfinden zu 
stärken und subjektiv unerwünschte Verhaltensweisen stärker zu steuern. Gleiches gilt für die Belebung durch sozio-
kulturelle Maßnahmen. Dabei ist zu beachten, dass Stadtentwicklung und -gestaltung ein wichtiges kommunalpoliti-
sches Thema ist, welches mitunter stark von Einzelpersonen abhängig ist, aber auch durch öffentliche oder private 
Impulsprojekte angestoßen werden kann. Des Weiteren muss bei der gestalterischen Aufwertung öffentlicher Räume 
auf Vorgaben der Landes-, Bezirks- oder Kreisebene Rücksicht genommen werden. 

Beispiele für konkrete Maßnahmen zur Belebung öffentlicher Plätze 

Č Begrünung  
Č Belebung zu verschiedenen Tageszeiten 
Č Gute Sichtachsen  
Č Häufige Reinigung 
Č Konsumfreie Sitzgelegenheiten  
Č Kulturveranstaltungen 
Č Nutzbare Grün-  und Freiflächen 
Č Öffentliche Toiletten 

Č Parklets 

Č Regionale Märkte 
Č Straßenfest 
Č Wasserspiele 

 

Zielsetzung 
» Aufenthaltsqualität erhöhen 
» Subjektiv unerwünschte Verhaltensweisen senken 
» Soziale Durchmischung fördern 

 

Praxisbeispiel Köln  

Zu beachten 

ü Was ist der Zweck, wer die Zielgruppe? 
ü Neu- oder Umgestaltung, Neu- oder Umbau? 
ü Dauerhafte oder temporäre Maßnahmen? 
ü Wie kann die Bevölkerung in die Planung einbezogen werden? 

 

INFOBOX 

Ebertplatz, Köln 
https://unser -ebertplatz.koeln/  

https://unser-ebertplatz.koeln/
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Belebung zu verschiedenen Tageszeiten 

Öffentlicher Raum sollte auch jenseits der gängigen Öffnungszeiten von Geschäften und Büros belebt sein. Die Bele-
bung von Innenstädten und öffentlichen Plätzen zu verschiedenen Tageszeiten gelingt nur durch eine Mischung der 
Nutzungsmöglichkeiten und damit der Nutzenden. Dies trägt zu einer Stärkung der sozialen Kontrolle bei und erhöht 
das Sicherheitsempfinden. Erreicht wird dies z.B. über eine etagenunterschiedliche Nutzung von Gebäuden (Erdge-
schoss: Einzelhandel/ Gastronomie, 1. OG: Büroräume, 2. OG: Wohnungen); insbesondere abendlicher/ nächtlicher 
Leere kann auf diese Weise entgegengewirkt werden. Städte und Kommunen können zudem geografisch begrenzte 
Gebiete festlegen, die explizit als Wohn-, Misch- oder Gewerbegebiete ausgeschrieben sind. Bei der Planung und Um-
setzung muss insbesondere auf Partizipation und Mitwirkung der Bevölkerung geachtet werden, um Akzeptanz für 
strukturelle Veränderungen zu schaffen. 

Chancen und Herausforderungen 

» Vielgestaltigkeit von Straßen und Plätzen (Funktionsvielfalt) 
» Erhöht Kommunikation und Begegnung 
» Erhöht Facettenreichtum Ą Integration verschiedener Gruppierungen und Szenen 
» Ausgedehnte tageszeitliche Konsum- und Aufenthaltsfunktionen 
» Optimale Nutzung räumlich begrenzter Flächen 
» Boden- und Immobilienpreise bestimmen Eigentümer*innen Ą Stadt kann Nutzung und damit soziale Zusam-

mensetzung nur begrenzt festlegen 
» ơÛbernutzungƟ kann zu erhõhter Verschmutzung, Zerstõrung, Vermûllung und Lãrm fûhren 
» Nutzungskonkurrenz 
  

 

Zielsetzung 

» Subjektive Sicherheit erhöhen 
» Verantwortung für den öffentlichen Raum stärken 
» Sozialkontrolle stärken 
» Aufenthaltsqualität erhöhen 

 

   

Zu beachten 
ü Wie lässt sich die Bevölkerung einbeziehen? 
ü Wie lässt sich die Nutzung steuern? 
ü Wie verhindert man Übernutzung? 

 

INFOBOX 

Nutzung öffentlicher Räume im Stadtzentrum 
https:// www.netzwerk-stadt.eu/Downloads/Publikationen/ViSta_II_kurzbericht.pdf 
Bundesinstitut für Bau-, Stadt-  und Raumforschung 
https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/Veroeffentlichungen/Sonderveroeffentlichungen/2015/innenstadt-oeffentliche-
raeume.html?nn=406100 

https://www.netzwerk-stadt.eu/Downloads/Publikationen/ViSta_II_kurzbericht.pdf
https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/Veroeffentlichungen/Sonderveroeffentlichungen/2015/innenstadt-oeffentliche-raeume.html?nn=406100
https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/Veroeffentlichungen/Sonderveroeffentlichungen/2015/innenstadt-oeffentliche-raeume.html?nn=406100
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Benachteiligte Gruppen einbeziehen 

Als Alternative zu Ą Alkoholverboten im öffentlichen Raum hat die Stadt Solingen ein integratives Konzept erprobt: 
Suchtkranke und Wohnungslose, Privatpersonen und Geschäftsleute, die sich durch Menschen mit Lebensmittelpunkt 
Straße beeinträchtigt fühlen, Polizei, Ordnungsamt und Politik sollen gemeinsam über Lösungen diskutieren und ver-
bindliche Regeln finden, die für alle zufriedenstellende Ergebnisse erzeugen. Die Idee dabei ist, dass Regeln von allen 
Beteiligten stärker verinnerlicht werden, wenn sie bei deren Entwicklung einbezogen wurden. Eine derartige Verbind-
lichkeit soll dazu führen, dass Regelverstöße aus der Gruppe heraus sanktioniert werden. 

Chancen und Herausforderungen 

» Kontakte zwischen Menschen mit dem Lebensmittelpunkt auf der Straße und der Stadtverwaltung nachhaltig 
etablieren 

» Konzept nicht gegen polizeiliche und soziale Maßnahmen ausspielen 
 

 

 

 

  

 

Zielsetzung 

» Subjektiv unerwünschten Verhaltensweisen vorbeugen 
» Verantwortung für den öffentlichen Raum stärken 
» Informelle Sozialkontrolle stärken 
» Aufenthaltsqualität erhöhen 

Praxisbeispiel Solingen 

Zu beachten 
ü Welche Personengruppen will ich ansprechen? 
ü Wie gewinne ich auch schwer erreichbare Gruppen für Gespräche? 

INFOBOX 

Bericht von kommunal.de (Informationen zum Modellversuch in Solingen unten im Beitrag) 
https://kommunal.de/alkoholverbote-partizipation  

https://kommunal.de/alkoholverbote-partizipation
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Beschränkung und Regulierung von Spielhallen und Wettbüros 

Zur Regulierung von Spielhallen verschärften die Bundesländer im Jahr 2012 die Voraussetzungen zu deren Genehmi-
gung und Betrieb (Erster Glücksspieländerungsstaatsvertrag), um etwas gegen Spielsucht zu unternehmen sowie den 
Jugend- und Spielerschutz zu gewährleisten. Die §§ 24 bis 26 Glücksspielstaatsvertrag (GlüStV) sehen seither Begren-
zungen für die Zulassung gewerblicher Spielhallen vor: Erlaubniserfordernis, Verbot von Mehrfachkonzessionen bzw. 
Abstandsgebot (Einhaltung eines Mindestabstands), Verbundverbot (keine Erlaubnis in einem gemeinsamen Gebäude 
oder Gebäudekomplex), Werbeverbot sowie die Einrichtung von Sperrzeiten. Noch dazu können die Länder die Anzahl 
der Erlaubnisse für Spielhallen in einer Gemeinde begrenzen. 

Im Rahmen der sog. ơClan-KriminalitãtƟ sind Spielhallen, die von Angehõrigen tûrkischarabischstãmmiger GroÞfamilien 
betrieben oder kontrolliert werden, im polizeilichen Fokus. Diese Glücksspielstätten helfen wohl dabei, Kontakte zur 
Vorbereitung und Begehung von Straftaten anzubahnen sowie kriminell erlangte Gelder in den legalen Kreislauf einzu-
schleusen (Geldwäsche); zusätzlich können Manipulationen an Spielgeräten die Spielenden, die Betreibenden und den 
Fiskus schädigen. 

Chancen und Herausforderungen 

» Kriminalitätsprävention und -bekämpfung 
» Suchtprävention und -bekämpfung 
» Steuerausfall durch Begrenzung 
» Zunahme von Internetglücksspiel 
» Leerstand von Gewerbeflächen bei fehlenden Alternativen 
  

 

Zielsetzung 
» Angebotsstruktur  regulieren 
» Überangebot von Glücksspielmöglichkeiten verhindern 

Praxisbeispiel  Konstanz 

Zu beachten 
ü Wie viele Spielhallen gibt es im Gebiet?  
ü Wo genau sind die Spielhallen angesiedelt? 
ü Welche Beschränkungsmöglichkeiten lassen sich umsetzen?  

INFOBOX 

Aktuelle Übersicht zur Gesetzeslage auf der Homepage des VDAI 
https://www.vdai.de/frames.htm#glstv.htm  
Erfolglose Verfassungsbeschwerde, Bundesverfassungsgericht 07.03.2017 
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2017/bvg17-027.html 
Verringerung der Anzahl von Spielautomaten, Konstanz (Zeitungsartikel) 
https://www.suedkurier.de/region/kreis-konstanz/konstanz/Die-Stadt-versucht-das-Angebot-an-Spielautomaten- in-
Konstanz-zu-reduzieren-Das- ist-muehsam-dauert-und- loest-auch-nicht-alle-Spielsucht-Probleme;art372448,9974060 
Clankriminalität ƚ Lagebild NRW 2018 
https://polizei.nrw/sites/default/files/2019 -05/190515_Lagebild%20Clan%202018.pdf 

https://www.vdai.de/frames.htm#glstv.htm
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2017/bvg17-027.html
https://www.suedkurier.de/region/kreis-konstanz/konstanz/Die-Stadt-versucht-das-Angebot-an-Spielautomaten-in-Konstanz-zu-reduzieren-Das-ist-muehsam-dauert-und-loest-auch-nicht-alle-Spielsucht-Probleme;art372448,9974060
https://www.suedkurier.de/region/kreis-konstanz/konstanz/Die-Stadt-versucht-das-Angebot-an-Spielautomaten-in-Konstanz-zu-reduzieren-Das-ist-muehsam-dauert-und-loest-auch-nicht-alle-Spielsucht-Probleme;art372448,9974060
https://polizei.nrw/sites/default/files/2019-05/190515_Lagebild%20Clan%202018.pdf
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Besondere polizeiliche Einsätze im Bahnhofsviertel 

Als Kriminalitätsbrennpunkt erfolgt im Bahnhofsviertel der Einsatz von spezifischen Polizeikräften, um Kriminalität und 
auch unerwünschte Verhaltensweisen zu verringern sowie in der Folge dort das Sicherheitsempfinden der Bevölkerung 
zu erhöhen. Dabei führt eine größere Anzahl von Polizeibeamt*innen, die für Einsätze an Hotspots besonders geschult 
sind, Schwerpunkt-  bzw. Komplexkontrollen im Bahnhofsviertel durch. Unterschiede gibt es bei der Organisation und 
Struktur: Während in einer Stadt ein Einsatztrupp der Landespolizei im gesamten Stadtgebiet an Kriminalitätsbrenn-
punkten tätig ist, kooperieren woanders Bundes- und Landespolizei im Bahnhofsviertel und in der Innenstadt zustän-
digkeitsübergreifend miteinander, indem sie gemeinsam sowohl auf Streife gehen als auch Komplexkontrollen durch-
führen und so für Ą Polizeipräsenz sorgen. Darüber hinaus werden im Bahnhofsviertel häufig Ą Kontaktbereichsbe-
amte eingesetzt. 

Chancen und Herausforderungen 

» Flexible Einsatzmöglichkeiten je nach Tageslage 
» Steigerung des Sicherheitsempfindens 
» Erhöhte Entdeckungswahrscheinlichkeit bei unregelmäßigen und unvorhersehbaren Kontrollen 
» Präventive und repressive Maßnahme an Kriminalitätsbrennpunkten und Angstorten 
» Erfordert Kooperationsbereitschaft 
» Ressourcenintensiv in personeller und finanzieller Hinsicht 
 

  

 

Zielsetzung » Kriminalität mindern   

Praxisbeispiel Düsseldorf, Leipzig  

Zu beachten 
ü Wie setzen sich die Polizeikräfte zusammen (Bund und Land)? 
ü Wo sind sie im Bahnhofsviertel tätig? 
ü Wie kooperieren sie miteinander? 

 

INFOBOX 

Einsatztruppe PRIOS, Artikel in der NRZ 
https://www.nrz.de/staedte/duesseldorf/eine -einsatztruppe-der-polizei-duesseldorf-als-erfolgsmodell- id271127.html 
Einsatztruppe BaZe, Polizei Sachsen 
https://www.po lizei.sachsen.de/de/MI_2019_67876.htm 

https://www.nrz.de/staedte/duesseldorf/eine-einsatztruppe-der-polizei-duesseldorf-als-erfolgsmodell-id271127.html
https://www.polizei.sachsen.de/de/MI_2019_67876.htm
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Besseres Beleuchtungskonzept 

Aufgabe der Straßenbeleuchtung ist es, für die Sicherheit aller Verkehrsteilneh-
menden (u.a. zu Fuß, auf dem Rad oder im Auto) auf öffentlichen Verkehrswe-
gen bei Dunkelheit zu sorgen. Während in einigen Landesgesetzen die Verpflich-
tung für eine kommunale Beleuchtung aufgenommen ist, ist in anderen Bun-
desländern der jeweilige Träger der Straßenbaulast im Rahmen der Verkehrssi-
cherheit hierfür verantwortlich. Die Beleuchtungspflicht sagt aber noch nichts 
über die Art und das Ausmaß der Beleuchtung aus. Für die jeweilige Kommune kommt es dabei auf die Finanzsituation 
und die Einschätzung der Gefahrensituation an. Im Bahnhofsviertel verbessert eine gute Ausleuchtung im Dunkeln die 
subjektive, aber auch objektive Sicherheit der (z.B. weiblichen und älteren) Verkehrsteilnehmenden, die zu Fuß oder mit 
dem Rad unterwegs sind. Die Aufgabe besteht darin, die unterschiedlichen Sicherheitsansprüche der Bevölkerung mit 
den finanziellen Grenzen des Stadthaushalts in Einklang zu bringen. 

Beleuchtung ist auch auf Baustellen, in Unterführungen und Parks wichtig und kann andere Maßnahmen wie Ą Farb-
gestaltung, Ą Parkbänke, Ą Videoüberwachung oder Ą Wasserspender ergänzen. 

Chancen und Herausforderungen 

» Beleuchtung mit Tageslicht über Oberlichter 
» Leuchtende Werbeflächen als zusätzliche Beleuchtung 
» Bedürfnisvielfalt 
» Lichtverschmutzung 
» Naturschutzaspekte 

 

Zielsetzung 
» Subjektiv unerwünschten Verhaltensweisen vorbeugen 
» Subjektive Sicherheit stärken 
» Aufenthaltsqualität erhöhen 

 Praxisbeispiel Berlin 

Zu beachten 
ü Wo sind aufzuhellende Bereiche? 
ü Gemeinsamer Rundgang mit einer Person der Lichtplanung? 

INFOBOX 

Lichtkonzept der Stadt Berlin 
https://www.stadtentwicklung.berlin.de/staedtebau/baukultur/lichtkonzept/download/Broschuere_Lichtkonzept.pdf 
Anregung zur Lichtgestaltung 
https://www.licht.de/fileadmin/Publikationen_Downloads/1403_lw03_Strassen_Wege_web.pdf  

EVALUATIONSERGEBNISSE 

Evaluationsstudie: Painter, K. & Farrington, D.P. (1997): The crime reducing effect of improved street  
lightning: The Dudley project, in: Clarke, V.R. (Hrsg.): Situational crime prevention: Successful case studies. 
New York. 

ƨƨ94% der Befragten ist  
Beleuchtung für ihr Sicherheits-
empfinden besonders wichtigƧƧ 

Bewohnendenbefragung 

https://www.stadtentwicklung.berlin.de/staedtebau/baukultur/lichtkonzept/download/Broschuere_Lichtkonzept.pdf
https://www.licht.de/fileadmin/Publikationen_Downloads/1403_lw03_Strassen_Wege_web.pdf
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Bewegungsmelder 

Eine Möglichkeit, um öffentliches Urinieren im Dunklen zu reduzieren, stellen Beleuchtungskörper da, die mit Bewe-
gungsmeldern ausgestattet sind. Nähert sich eine Person einer besonders von öffentlichem Urinieren belasteten Stelle, 
wie z.B. einer Stadtmauer, einer Hauswand oder einem Gebüsch, geht Licht an. Dadurch lassen sich Menschen entwe-
der abschrecken, so dass sie gar nicht erst urinieren; oder sie sind zumindest, durch das Stehen im Licht, für alle gut 
sichtbar. 

Chancen und Herausforderungen 

» Wirken abschreckend 
» Einfache Installation 
» Lichtverschmutzung 
» Geht u.U. bei jeder Bewegung an (nicht nur bei öffentlichem Urinieren) 
» Naturschutzaspekte 
» Vandalismusanfällig 
 
  

 

Zielsetzung 
» Abschreckung bewirken 
» Sauberkeit erhöhen 
» Aufenthaltsqualität erhöhen 

 Praxisbeispiel Bad Aibling, Köln 

Zu beachten 

ü Welche Stellen sind in besonderem Maße von öffentlichem 
Urinieren betroffen? 

ü Wo dürfen Bewegungsmelder (rechtlich) angebracht werden? 
ü Wer installiert die Bewegungsmelder? 

INFOBOX 

Bewegungsmelder gegen Vandalismus, Bad Aibling (Zeitungsartikel) 
https://www.ovb -online.de/rosenheim/bad-aibling/wildpinklern-ende-bereiten-6162438.html  
Scheinwerferlicht gegen ơWildpinklerƟ, Kõln (Zeitungsartikel) 
https://www.ksta.de/koeln/innenstadt/severinstorburg - in-koeln-scheinwerferlicht-soll-wildpinkler-abschrecken-23653702  

https://www.ovb-online.de/rosenheim/bad-aibling/wildpinklern-ende-bereiten-6162438.html
https://www.ksta.de/koeln/innenstadt/severinstorburg-in-koeln-scheinwerferlicht-soll-wildpinkler-abschrecken-23653702
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Bodenbevorratung (Erbbaurecht, kommunales Vorkaufsrecht) 

Fehlende Grundstücke, hohe Bodenpreise und die Spekulation mit Bauland werden bereits seit längerer Zeit als we-
sentliche Hürden bezahlbaren Wohnungsbaus in deutschen Großstädten diskutiert. Eine Studie des Bundesinstituts für 
Bau-, Stadt-  und Raumforschung (BBSR) sieht in der mangelnden Verfügbarkeit geeigneten und nicht spekulativ über-
teuerten Baulands die zentralen ơEngpassfaktoren fûr mehr bezahlbaren WohnraumƟ. Zunehmend diskutiert wird da-
her eine langfristige und strategische Bodenvorratspolitik, mit der Entwicklungsoptionen in den Städten gesichert wer-
den können. Gerade in Metropolregionen mit hohen Grundstückspreisen erscheint das Erbbaurecht als eine Option, mit 
der durch das Zurückhalten von Grundstücken vom Markt der Bodenspekulation Einhalt geboten und der Entwicklung 
bezahlbaren Wohnraums Vorschub geleistet werden kann, da der Erbbauberechtigte vertraglich zur Bebauung des 
Grundstücks verpflichtet wird. In sozialen Erhaltungsgebieten ist darüber hinaus die Anwendung des kommunalen Vor-
kaufsrechts möglich, um den Verkauf einzelner Immobilien an private Interessenten zu verhindern. 

Chancen und Herausforderungen 

» Aktive Förderung bezahlbaren Wohnungsbaus durch Erbbaurecht 
» Kommune bleibt Grundstückseigentümerin und erhält regelmäßige Einnahmen über Erbbauzins 
» Risiko von Ausgleichszahlungen nach Ende des Erbbaurechtsvertrags 
» Erhalt der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung 
» Wirtschaftlicher Kraftakt für kommunale Wohnungsbaugesellschaften und Genossenschaften 
» Kommunales Vorkaufsrecht in Zeiten knapper Kassen 
 

 

 

Zielsetzung 
» Bezahlbaren Wohnraum sichern 
» Bodenspekulation eindämmen 
» Sozial gerechte Bodennutzung fördern 

Praxisbeispiel Berlin, Münster, Ulm 

Zu beachten 
ü Wie kann bezahlbarer Wohnraum in der Stadt entwickelt werden? 
ü Wie können Städte ihre Handlungsfähigkeit erhalten? 

INFOBOX 

Studie des Bundesinstituts für Bau-, Stadt-  und Raumforschung (BBSR) 
https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/presse/pressemitteilungen/2017/2017-baulandpreise.html 
Wie bezahlbarer Wohnraum entstehen könnte (Deutschlandfunk Kultur) 
https://www.deutschlandfunkkultur.de/mittel -gegen-explodierende-grundstueckspreise-wie.976.de.html?dram:ar-
ticle_id=414075 

https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/presse/pressemitteilungen/2017/2017-baulandpreise.html
https://www.deutschlandfunkkultur.de/mittel-gegen-explodierende-grundstueckspreise-wie.976.de.html?dram:article_id=414075
https://www.deutschlandfunkkultur.de/mittel-gegen-explodierende-grundstueckspreise-wie.976.de.html?dram:article_id=414075
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Bodycams 

Bodycams sind von polizeilichen Einsatzkräften sichtbar getragene Videokameras zur Dokumentation von Begegnun-
gen mit Bürger*innen. Der Einsatz der Kamera soll eine deeskalierende Wirkung entfalten, indem potenziellen Aggres-
soren ihr Fehlverhalten vor Auge geführt werden kann und Beweise für eine spätere Ahndung vorliegen. Polizeibe-
amt*innen aktivieren die Bodycams nach eigenem Ermessen. Die hohe Komplexität und Vielschichtigkeit polizeilicher 
Einsatzlagen erschwert es, Regelmäßigkeiten zum wirkungsvollen Einsatz der Bodycams festzulegen. Hinweise zum 
sinnvollen Einsatz der Bodycams sollten Eingang in die polizeiliche Ausbildung finden, damit sie sich nicht negativ auf 
polizeitaktische Einsätze auswirken (z.B. zu zurückhaltendes, passives Verhalten). Die öffentliche Kommunikation der 
Maßnahme sollte auf Akzeptanz in der Bevölkerung hinwirken und die Justiz darauf aufmerksam machen, dass es nicht 
um die Sicherung von Beweismitteln geht, sondern gefahrenabwehrende Aspekte im Vordergrund stehen. 

Chancen und Herausforderungen 

» Verhinderung von Tätlichkeiten gegen Polizeikräfte durch Abschreckung und Drohung mit Strafverfolgung 
» Verbesserte Strafverfolgung 
» Videosequenzen zeigen nur einen zeitlich beschränkten Ausschnitt des Geschehens 
» Komplexität der Eingriffsvoraussetzungen 
» Datenschutzrechtliche Vorgaben 
» Eigenverantwortliches Einschalten der Aufzeichnung kann zu Verzerrungen führen (zurückhaltendes, passives 

Verhalten der Polizei) 
 
 
 

 

  

 

Zielsetzung 
» Gewalt gegen Polizeibeamt*innen vorbeugen 
» Subjektive Sicherheit stärken 
» Straftataufklärung erleichtern  

 Praxisbeispiel NRW 

Zu beachten 

ü Wann soll die Bodycam zum Einsatz kommen? 
ü Wie wird die Bevölkerung über den Einsatz informiert? 
ü Welche datenschutzrechtlichen Bedingungen gibt es zu 

erwägen? 

EVALUATIONSERGEBNISSE 

Evaluation zur Wirkung von Body Cams in NRW 
https://www.fhoev.nrw.de/fileadmin/user_upload/190429_Bodycam_NRW_Abschlussbericht.pdf 

https://www.fhoev.nrw.de/fileadmin/user_upload/190429_Bodycam_NRW_Abschlussbericht.pdf
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Bürger-App 

Eine kostenlose Bürger-App ist eine Möglichkeit für Kommunen, um Bürger*innen über aktuelle Entwicklungen in ihrem 
Stadtteil zeitnah und umstandslos zu informieren (siehe auch Ą Kurznachrichten-Newsletter ). Mit der App können 
z.B. die Inhalte des Amts- oder Gemeindeblatts oder ggf. einer Quartierszeitung mobil gelesen werden; ebenso können 
Termine von Vereinen, Veranstaltungen oder lokalem Gewerbe vorgemerkt werden.  

Die App kann zudem dazu genutzt werden, online Bewohnendenbefragungen durchzuführen, insbesondere zu stritti-
gen Themen. Die Befragungsergebnisse dienen dann Entscheidungsgremien als Hilfe bei Beschlussfassungen. Auch 
möglich ist es, mit der App Schadensmeldungen vorzunehmen, d.h. mit Hilfe von Fotos und Geo-Daten der Stadtver-
waltung bzw. dem Ordnungsamt unkompliziert Müll und Vandalismus im öffentlichen Raum zu melden (siehe auch Ą 
Müllmelde-App). Des Weiteren bietet eine solche App die Möglichkeit barrierefreie Einrichtungen, Ą öffentliche Toi-
letten  oder Parkplätze (siehe auch Ą Parkplatz-App) auf einer Stadtkarte anzuzeigen, um die Orientierung und den 
Aufenthalt im Viertel zu verbessern. 

Chancen und Herausforderungen 

» Einfache Handhabung (erfordert nur einmalige Registrierung) 
» Niedrigschwellig 
» Direkte und unkomplizierte Kommunikation mit der Stadtverwaltung 
» Nutzende nicht ortsgebunden 
» Kostenlos 
» Eher an junge Menschen gerichtet 
» Umgang mit persönlichen Daten (DSGVO) 
» Setzt Internetverbindung und Smartphone voraus 
 

 

Zielsetzung 
» Information en vermitteln 
» Bürgerdialog erhöhen 
» Politische Willensbildung fördern 

Praxisbeispiel Gaggenau, Tübingen, Weissach 

Zu beachten 
ü Wer ist für die technische Umsetzung und Betreuung zuständig? 
ü Wie lässt sich weitreichend Werbung machen? 
ü Wie werden alle Bürger*innen erreicht? 

INFOBOX 

BürgerApp der Stadt Tübingen 
https://www.tuebingen.de/buergerapp 
BürgerApp der Stadt Gaggenau 
https://www.gaggenau.de/immer- informiert-mit-der-neuen-buerger-app-fuer-gaggenau.18498.htm 
BürgerApp der Stadt Weissach 
https://www.weissach.de/index.php?id=891 

https://www.tuebingen.de/buergerapp
https://www.gaggenau.de/immer-informiert-mit-der-neuen-buerger-app-fuer-gaggenau.18498.htm
https://www.weissach.de/index.php?id=891
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Bürgerbüro 

Das Bürgerbüro (auch Bürgeramt, Bürgerservice) ist eine Einrichtung innerhalb der Kommunalverwaltung, in der Bür-
ger*innen zentral verschiedene publikumsintensive Dienstleistungen erhalten. Es ist vorrangig ein allgemeiner Aus-
kunfts-  und Informationsservice, nimmt aber auch alle Aufgaben der Einwohnermeldebehörde war. Das Aufgaben-
spektrum ist weit, u.a. umfasst es Bearbeitung von Ausweisen und Pässen, Beglaubigungen, Bereitstellung einer Viel-
zahl von Formularen, Ausgabe von Anwohnerparkscheiben, Sperrmüllkarten, Müllsäcken, Vorprüfung wichtiger An-
träge zu Aufgaben der Kommunalverwaltung oder das Anbieten aller sozial- , jugend- und wohnungspolitischen Aufga-
ben einer Kommune. 

Denkbar wäre turnusmäßig (z.B. einmal pro Woche) eine Sprechstunde im Bürgerbüro von behördenexternen Fach-
kräften anzubieten wie etwa lokalen Vertretenden von Polizei, Ordnungsamt oder sozialen Einrichtungen. Auf diese 
Weise kann sich die Bürgerschaft niedrigschwellig über kommunale Präventions-  und Hilfsmaßnahmen informieren 
und ggf. schnell und kompetent weitervermittelt werden.  

Chancen und Herausforderungen 

» Schnittstelle der Kommunalverwaltung zu Bürgerinnen und Bürgern 
» Bürgerfreundliche Verwaltung 
» Behõrdendienstleistungen ơaus einer HandƟ 
» Zentrale Anlaufstelle für Verwaltungsangelegenheiten im Stadtteil durch Außenstellen 
» u.U. lange Wartezeiten (vor Ort oder bei telefonischen Anliegen) 
» Keine spezialisierten Verwaltungsfachkräfte vor Ort 
 

 

Zielsetzung 
» Bürgerfreundliche Verwaltung 
» Zentrale Anlaufstelle für Verwaltungsangelegenheiten 

Praxisbeispiel Birenbach, Markt Oberstdorf  

Zu beachten 

ü Wie viel Personal steht zur Verfügung? 
ü Welche Öffnungszeiten sind realistisch machbar? 
ü Welche digitalen Angebote sind möglich, um die Effizienz zu 

erhöhen? 

INFOBOX 

Beispiele Aufgabenspektrum Bürgerbüro, Birenbach 
https://www.birenbach.de/rathaus-service/wo-erledige- ich-was/dienstleistungen  
Beispiel soziales Bürgerbüro, Markt Oberstdorf 
https://www.markt -oberstdorf.de/rathaus/ordnungsamt/soziales-buergerbuero/  
Bürgerämter in Deutschland. Ergebnisse einer bundesweiten Umfrage, Uni Potsdam 
https://www.uni -potsdam.de/fileadmin/projects/ls-kuhlmann/Starseite/Neuigkeiten/Ergebnisbericht_Buergeramt.pdf  

https://www.birenbach.de/rathaus-service/wo-erledige-ich-was/dienstleistungen
https://www.markt-oberstdorf.de/rathaus/ordnungsamt/soziales-buergerbuero/
https://www.uni-potsdam.de/fileadmin/projects/ls-kuhlmann/Starseite/Neuigkeiten/Ergebnisbericht_Buergeramt.pdf
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Bürgerräte (Bundes-, Landes- und regionale Ebene) 

Bürgerräte sind dialogorientierte Formen politischer Bürgerbeteiligung auf lokaler Ebene mit dem Ziel, demokratische 
Partizipation zu stärken. D.h. sie arbeiten mit an Empfehlungen zur Stärkung der Demokratie, debattieren über Lobby-
ismus, Volksentscheide und Formen der Politikberatung durch Bürger*innen. Bürgerräte werden per Los ermittelt, um 
die Gesellschaft möglichst ganzheitlich abzubilden. Sie verstehen sich als weiteres, ergänzendes Element parlamenta-
risch-repräsentativer Demokratie und können ein Mittel darstellen, um v.a. Populismus und Extremismus vorzubeugen 
und entgegenzuwirken. Politisch tatsächlich wirken kann ein Bürgerrat nur, wenn er an die Politik angebunden oder von 
ihr beauftragt ist. 

Chancen und Herausforderungen 

» Bürgerbeteiligung 
» Politische Meinungsbildung 
» Ergänzung und Stärkung parlamentarisch-repräsentativer Demokratie (ơDemokratie-UpdateƟ) 
» Direkte Demokratie 
» Bindeglied zwischen Regierung/ Parlament und Bevölkerung 
» Gesetzlich nicht verankert 
» Hohes Frustrationsrisiko: Umsetzungen von Empfehlungen ungewiss 
» u.U. stärkere Beteiligung und Interessendurchsetzung von höher Gebildeten und Besserverdienenden 
 
 
 

  

 

Zielsetzung 
» Politische Partizipation/ Beteiligung  fördern 

(Bottom-Up-Ansatz) 

Praxisbeispiel Leipzig 

Zu beachten 
ü Wie viele Personen sollen ausgewählt werden? 
ü Ist der Bürgerrat repräsentativ zusammengesetzt? 
ü Welche Anliegen und Entscheidungen sollen diskutiert werden? 

INFOBOX 

 ơMehr Demokratie e.V.Ɵ, bundesweiter Bûrgerrat mit 16 Landesverbãnden 
https://www.mehr -demokratie.de/ueber-uns/bueros-und- landesverbaende/   
Beispiel ơCitizensƝs AssemblyƠ, Irland 
https://www.citizensassembly.ie/en/  
Bürgergutachten ƚ Empfehlungen des 1. Bürgerrats in Deutschland (Leipzig, 2019) 
https://www.mehr -demokratie.de/fileadmin/pdf/Buergerrat/2019-11-07_Bu__rgergutachten_Web.pdf  

https://www.mehr-demokratie.de/ueber-uns/bueros-und-landesverbaende/
https://www.citizensassembly.ie/en/
https://www.mehr-demokratie.de/fileadmin/pdf/Buergerrat/2019-11-07_Bu__rgergutachten_Web.pdf
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Bürgerzentrum 

Ein Bürgerzentrum (auch Bürgerhaus) ist ein zentral gelegenes Gebäude für Musik und Theater, Literatur und Tanz, 
Tagungen und Seminare, Beratung und Gespräche, Messen und Märkte, Feste und Feiern, jahreszeitliche Bastelange-
bote für Groß und Klein, Kochkurse, Krabbelgruppen, Ausstellungen, einen Kaffeetreff für die ältere Generation u.v.a. 
mehr. D.h. Bürgerzentren sind Begegnungsstätten für unterschiedliche Menschen in unterschiedlichen Lebenslagen 
mit unterschiedlichen Interessen. Bürgerzentren ermöglichen es den Bewohnenden eines Stadtviertels, Veranstaltun-
gen lokal und gut erreichbar für Besuchende zu organisieren und selbst zu besuchen. Auf diese Weise können sich 
Bürger*innen vor Ort in ihrem Viertel engagieren und zur Erhöhung lokaler Identität beitragen. Bürgerzentren fördern 
Bürgerbeteiligung, soziale Durchmischung und Integration. Die Angebote in Bürgerzentren werden von städtischen 
Mitarbeitenden in Kooperation mit engagierten Bürger*innen, ortansässigen Vereinen, Kirchen-Gemeinden u.a. orga-
nisiert und durchgeführt. 

Chancen und Herausforderungen 

» Bürgerbeteiligung 
» Soziale und kulturelle Durchmischung 
» Förderung sozialen Zusammenhalts 
» Integrationsleistung 
» Zentrale Lage 
» Mehrfachnutzung 
» Organisatorischer Aufwand 
» Kostenintensiv (Anschaffung, Unterhaltskosten) 
» Mangelnde Nutzung bedeutet ggf. Leerstand 
 

 

Zielsetzung 
» Soziales Engagement erhöhen 
» Soziale Durchmischung fördern 

Praxisbeispiel Düsseldorf, Ulm, Waiblingen 

Zu beachten 
ü Welche Immobilie ist geeignet? 
ü Wie gut erreichbar ist das Gebäude? 
ü Welche Angebote sollen möglich sein? 

INFOBOX 

Bürgerhaus Düsseldorf 
https://www.duesseldorf.de/jugendamt/fuer - familien-da-sein/duesseldorfer-buergerhaeuser.html  
Bürgerzentrum Ulm 
https://www.ulm.de/rathaus/ortsteile -und-sozialr%C3%A4ume/sozialr%C3%A4ume/einrichtungen-und-zen-
tren/b%C3%BCrgerzentren/b%C3%BCrgerzentrum-eselsberg  
Bürgerzentrum Waiblingen 
https://www.buergerzentrum-waiblingen.de/willkommen  

 

https://www.duesseldorf.de/jugendamt/fuer-familien-da-sein/duesseldorfer-buergerhaeuser.html
https://www.ulm.de/rathaus/ortsteile-und-sozialr%C3%A4ume/sozialr%C3%A4ume/einrichtungen-und-zentren/b%C3%BCrgerzentren/b%C3%BCrgerzentrum-eselsberg
https://www.ulm.de/rathaus/ortsteile-und-sozialr%C3%A4ume/sozialr%C3%A4ume/einrichtungen-und-zentren/b%C3%BCrgerzentren/b%C3%BCrgerzentrum-eselsberg
https://www.buergerzentrum-waiblingen.de/willkommen
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Bußgeld für Halte- und Parkverstöße 

Halteverstöße und Parkverstöße sind Ordnungswidrigkeiten, die mit einem Bußgeld von 10 Euro bis zu 110 Euro 
(Stand: 21.09.2020) geahndet werden. Verstärkte Parkkontrollen und Abschleppmaßnahmen können dazu beitragen, 
die Zahl falsch geparkter Fahrzeuge zu senken und Beschwerden von Anwohnenden und anderen Verkehrsteilnehmen-
den zuvorzukommen. Bei Rettungsfahrzeugen können falsch geparkte Autos nicht nur die Durchfahrt, sondern auch 
die Rettung von gefährdeten Menschen verzögern bzw. verhindern. In solchen Fällen können neben das Bußgeld für 
Falschparken Schadensersatzansprüche des dadurch Verletzten treten. Zudem ist eine Kostenbeteiligung für Schäden 
an Einsatzfahrzeugen der Feuerwehr nicht auszuschließen. 

Chancen und Herausforderungen 

» Rückgang von Verkehrsunfällen und damit verbundenen Personen- und Sachschäden 
» Rückgang von Behinderungen bei Einsatzfahrten von Rettungskräften und der Gefährdung von Menschenleben 
» Senkung von Straßenlärm und Abgasbelästigungen bei der Parkplatzsuche 
» Weniger Beschwerden von Anwohnenden wegen Falschparkens 
» Anstoß für ein Umdenken geben 
» Personalintensiv 
» Langfristige Senkung von Halte-  und Parkverstößen nur bei regelmäßigem und konsequentem Ahnden über län-

geren Zeitraum hinweg 
 
 
 

 

Zielsetzung 
» Verkehrssicherheit erhöhen 
» Verkehrsaufkommen reduzieren 

Praxisbeispiel Düsseldorf, Leipzig, München 

Zu beachten 
ü Wo soll kontrolliert werden? 
ü Wie oft (sporadisch, regelmäßig) soll kontrolliert werden? 
ü Wie lassen sich Falschparkende zum Umdenken bewegen? 

INFOBOX 

Unzulässiges Halten und Parken, Deutscher Bußgeldkatalog 
https://www.bussgeldkatalog.org/halten-parken/ 
Umgang mit Falschparkern, Beispiel München 
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Kreisverwaltungsreferat/Verkehr/Verkehrsueberwachung.html  
Sensibilisierung Autofahrer durch Feuerwehr, Düsseldorf 
https://www.duesseldorf.de/medienportal/pressedienst-einzelansicht/pld/falschparker-gefaehrden-menschenleben.html 
Falschparken aus ökonomisch-wissenschaftlicher Sicht 
https://l ink.springer.com/content/pdf/10.1007/s41025-020-00186-0.pdf 

https://www.bussgeldkatalog.org/halten-parken/
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Kreisverwaltungsreferat/Verkehr/Verkehrsueberwachung.html
https://www.duesseldorf.de/medienportal/pressedienst-einzelansicht/pld/falschparker-gefaehrden-menschenleben.html
https://link.springer.com/content/pdf/10.1007/s41025-020-00186-0.pdf
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Bußgeld für öffentliches Urinieren 

Urinieren in der Öffentlichkeit ist eine Ordnungswidrigkeit (§ 118 OWiG), die mit einem Bußgeld von 35 Euro bis zu 
5.000 Euro (Stand 15.07.2020) geahndet wird. Bußgelder in dreistelliger Höhe sind eher zu erwarten, wenn eine Haus-
wand oder Straße betroffen ist. Zusätzlich können Schadensersatzansprüche von Hauseigentümer*innen anfallen. 
Ausnahmeweise bleiben Personen mit attestierter Blasenschwäche von einem Bußgeld verschont, wenn sich kein WC 
in der Nähe befindet. In besonders schweren Fällen droht sogar eine Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr wegen Erregung 
öffentlichen Ärgernisses gem. § 183a StGB, was jedoch in der Strafrechtswissenschaft abgelehnt wird und die Reform-
kommission zum Sexualstrafrecht bewog, eine Streichung der Straftat zu empfehlen. Darüber hinaus können u.U. mehr 
Kontrollen und eine konsequente Ahndung die Zahl von sich im Freien erleichternden Personen verringern und dadurch 
Beschwerden von Anwohnenden und anderen Nutzenden eines Viertels zuvorzukommen. Dies gilt vor allem bei Groß-
veranstaltungen, wo insbesondere alkoholisierte Mãnner in Gruppen (ơSozialpinkelnƟ) in der Õffentlichkeit urinieren. 
Parallel dazu bedarf es kostenfreier Möglichkeiten zur Verrichtung der Notdurft (z.B. Ą Komposttoilette , Ą öffentliche 
Toiletten, Ą öffentliche Urinale, Ą Pinkelbeete). 

Chancen und Herausforderungen 

» Reduzierung von Geruchsbelästigung von beschädigten Hauswänden 
» Rückgang der Beschwerden von Anwohnenden 
» Anstoß für ein Umdenken geben 
» Personalintensiv 
» Ahndung nur von kommunalem Ordnungsdienst oder Polizei 
» Rückgang öffentlichen Urinierens nur bei regelmäßigem und konsequentem Ahnden über längeren Zeitraum hin-

weg 
 

 

Zielsetzung 
» Sauberkeit erhöhen 
» Stadtbild verschönern 

Praxisbeispiel Düsseldorf, Heidelberg, Leipzig, München 

Zu beachten 
ü Wo soll kontrolliert werden? 
ü Wie oft (sporadisch, regelmäßig) soll kontrolliert werden? 

INFOBOX 

Öffentliches Urinieren, Deutscher Bußgeldkatalog 
https://www.bussgeldkatalog.org/wildpinkeln/  
Öffentliches Urinieren, Deutscher Anwaltverein 
https://anwaltauskunft.de/magazin/leben/freizeit -alltag/oeffentliches-urinieren-pinkeln- in-die-kommunenkasse 
Sozialverträgliches Urinieren von Fußballfans in München (Zeitungsartikel) 
https://www.sueddeutsche.de/muenchen/wildpinkler- fussball-stadion-1.3987645 
Umgang mit öffentlichem Urinieren, Beispiel Heidelberg 
https://www.heidelberg.de/hd,Lde/13_03_2015+_Wildpinkeln_+wird+teurer.html 

https://www.bussgeldkatalog.org/wildpinkeln/
https://anwaltauskunft.de/magazin/leben/freizeit-alltag/oeffentliches-urinieren-pinkeln-in-die-kommunenkasse
https://www.sueddeutsche.de/muenchen/wildpinkler-fussball-stadion-1.3987645
https://www.heidelberg.de/hd,Lde/13_03_2015+_Wildpinkeln_+wird+teurer.html
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Bußgeld für unnützes Hin- und Herfahren (§ 30 Abs. 1 Satz 3 StVO) 

Laut Straßenverkehrsordnung sind bei der Benutzung von Fahrzeugen unnötiger Lärm und vermeidbare Abgasbelästi-
gungen verboten, ebenso wie unnützes Hin-  und Herfahren innerhalb geschlossener Ortschaften, wenn Andere 
dadurch belästigt werden (§ 30 Abs. 1 S. 3 StVO). Auf dieser Grundlage kann die Polizei gegen Freier (sog. Cruiser), die 
mit ihrem Fahrzeug auf der Suche nach käuflichem Sex mehr als nötig in einem bestimmten Stadtgebiet umherfahren, 
vorgehen. Als geringfügige Ordnungswidrigkeit darf die Polizei die Cruiser mit einem Verwarnungsgeld (§ 56 OWiG) 
belegen, das in manchen Städten 20 Euro beträgt. Die Cruiser ziehen in der Regel die Begleichung eines Verwarnungs-
gelds (Bargeld oder Überweisung) einem Ordnungswidrigkeitenverfahren vor, da der Bußgeldbescheid postalisch ver-
sendet wird und enge Familienangehörige mit Öffnen des Briefes ungewollt Kenntnis von dem Vorgang erhalten kön-
nen. Verstärkte Kontrollen wegen unnützen Hin- und Herfahrens oder Lärmbelästigung können helfen, Straßenprosti-
tution zu senken und Beschwerden von Anwohnenden und Gewerbetreibenden zuvorzukommen. 

Chancen und Herausforderungen 

» Reduzierung von Straßenlärm und Abgasbelästigungen 
» Reduzierung von Anwohnerbeschwerden 
» Verfolgung und Erteilung einer(s) Verwarnung(sgelds) ggf. durch kommunalen Ordnungsdienst 
» Senkung der Straßenprostitution nur bei regelmäßigem & konsequentem Ahnden über längeren Zeitraum hinweg 
» Entziehung der Arbeitsgrundlage von Prostituierten 
» Nachweis des unnötigen Umherfahrens (Ausrede und mitunter Fakt: schwierige Parkplatzsuche) 
» Entrichtung des Verwarnungsgelds zur Vermeidung familiärer Konflikte 
 
 
 

 

Zielsetzung 
» Straßenprostitution reduzieren 
» Verkehrslärm reduzieren 
» Verkehrsaufkommen reduzieren 

Praxisbeispiel Chur, Düsseldorf 

Zu beachten 

ü Wo soll kontrolliert werden? 
ü Wie oft (sporadisch, regelmäßig) soll kontrolliert werden? 
ü Besteht die Möglichkeit eines höheren Bußgelds (ggf. im 

Sperrbezirk)? 

INFOBOX 

Ahndung ơunnûtzes UmherfahrenƟ im Sperrbezirk, Beispiel Dûsseldorf 
https://www.duesseldorf.de/medienportal/pressemitteilung/pld/osd-schwerpunktkontrolle-an-der-charlottenstrasse.html   
Ahndung ơunnûtzes UmherfahrenƟ, Beispiel Chur (Schweiz) 
https://www.suedostschweiz.ch/vermischtes/kontrollen-nach-klagen-wegen-prostitution-verstaerkt   

https://www.duesseldorf.de/medienportal/pressemitteilung/pld/osd-schwerpunktkontrolle-an-der-charlottenstrasse.html
https://www.suedostschweiz.ch/vermischtes/kontrollen-nach-klagen-wegen-prostitution-verstaerkt
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Bußgeld für wilden Müll und unsachgemäße Müllentsorgung 

Die unsachgemäße Entsorgung von Müll ist eine Ordnungswidrigkeit. Das Bußgeld bemisst sich nach dem Bußgeldka-
talog des jeweiligen Bundeslands. Insbesondere Kleinstmüll und kaputte Fahrräder fallen in Bahnhofsvierteln häufig 
auf. Bei unbedeutenden Produkten (z.B. Pappbecher, Fast-Food-Verpackungen, Zigarettenkippen, Kaugummis, Bana-
nenschalen) liegt die Bußgeldspanne zwischen 5 und 100 Euro. Kleinere Mengen an Fäkalien kosten zwischen 10 und 
150 Euro sowie illegal entsorgte Fahrräder zwischen 20 und 1000 Euro in den Bundesländern. Bei geringfügigen Ord-
nungswidrigkeiten darf das Verwaltungsvollzugspersonal die Betroffenen verwarnen und ein Verwarnungsgeld bis 55 
Euro erteilen (§ 56 OWiG). In den Kommunen ist die Obergrenze teilweise niedriger angesetzt. Verstärkte Präsenz von 
Ą Polizei, Ą kommunalem Ordnungsdienst und Ą Abfallfahndung sowie konsequentes Ahnden können helfen, die 
nicht ordnungsgemäße Müllentsorgung zu senken sowie Beschwerden von Anwohnenden und anderen Nutzenden 
eines Viertels zuvorzukommen. 

Chancen und Herausforderungen 

» Reduzierung von Müll am Straßenrand, in Parks, Grünanlagen und auf Spielplätzen 
» Reduzierung von Beschwerden der Anwohnenden und Gewerbetreibenden 
» Verbesserung der Schadstoffbelastung in der Umwelt 
» Anstoß für ein Umdenken 
» Personalintensiv 
» Verfolgung durch Abfallfahndung, kommunalem Ordnungsdienst oder Polizei 
» Verwarnung und Verwarnungsgeld als unmittelbare Konsequenz auf Zuwiderhandlung 
» Dauerhafte Senkung illegaler Müllentsorgung bei regelmäßigem und konsequentem Ahnden über längeren Zeit-

raum hinweg 
 
 

 

Zielsetzung 
» Sauberkeit erhöhen 
» Stadtbild verschönern 

Praxisbeispiel Hamburg, Mannheim 

Zu beachten 
ü Wo soll kontrolliert werden? 
ü Wie oft (sporadisch, regelmäßig) soll kontrolliert werden? 
ü Wie hoch soll das Buß- bzw. Verwarnungsgeld ausfallen? 

INFOBOX 

Wegwerfen von Zigaretten, Beispiel Mannheim 
https://www.mannheim.de/de/presse/neue-bussgelder-wegwerfen-von-zigarettenkippen-am-haeufigsten-geahndet  
Umgang mit Fahrradschrott, Hamburg 
https://www.stadtreinigung.hamburg/privatkunden/strassenundwege/Fahrradschrott/index.html 
Müll und Müllentsorgung, Deutscher Bußgeldkatalog 
https://www.bussgeldkatalog.org/umwelt-muell/#nowe 

https://www.mannheim.de/de/presse/neue-bussgelder-wegwerfen-von-zigarettenkippen-am-haeufigsten-geahndet
https://www.stadtreinigung.hamburg/privatkunden/strassenundwege/Fahrradschrott/index.html
https://www.bussgeldkatalog.org/umwelt-muell/#nowe
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Co-Creation 

Im Gegensatz zur Bürgerbeteiligung werden bei Co-Creation von Beginn eines Projektes die wichtigsten Sektoren (Po-
litik, Wirtschaft, Wissenschaft, Bürger*innen) und Zielgruppen gleichberechtigt einbezogen. D.h. insbesondere Bür-
ger*innen werden nicht nur einbezogen, um Auskunft über ihre Haltungen und Meinungen zu geben, sie sollen auch 
Ideen vorschlagen und Impulse setzen ƚ basierend auf ihrer Expertise, ihren Erfahrungen und Bedürfnissen. Co-Crea-
tion ist die Möglichkeit, tatsächlich Gehör zu finden und so Einfluss auf den Planungsprozess zu gewinnen, was letztlich 
die Akzeptanz von Projekten und Maßnahmen bei Bürger*innen bzw. Zielgruppen erhöht. Im besten Fall ist Co-Creation 
ein andauernder Prozess, um zwischen allen Beteiligten einen regelmäßigen Austausch sicherzustellen und auf diese 
Weise regelmäßig Nachjustierungen der Projekte und Maßnahmen vornehmen zu können ƚ immer dem Bedarf ange-
passt. Ziel ist soziale Integration und Belebung öffentlicher Räume, die von diversen Nutzergruppen gleichermaßen 
beansprucht werden. 

Chancen und Herausforderungen 

» Demokratischer Weg, um öffentlichen Raum zu gestalten 
» Öffentlichkeit/ Bürger*innen liefern Input 
» Gleichberechtigung Ą Bürger*innen fühlen sich ernst genommen 
» Politik muss auf Bürgerschaft und andere beteiligte Sektoren stark eingehen 
» Kostenersparnis: Es wird nur gemacht, was tatsächlich gebraucht und genutzt wird 
» Vermeidet Fehlplanungen 
» Benutzergruppen-Vielfalt schwer zu vereinbaren 
» Keine automatische Aneignung, auch wenn Öffentlichkeit in Designprozess integriert ist 
» Nur bei langfristigem Engagement wird Verantwortung für den öffentlichen Raum übernommen 
 

 

Zielsetzung 

» Bürgerbeteiligung erhöhen 
» Probleme unter Bürgerbeteiligung analysieren 
» Nachhaltig planen 
» Akzeptanz von Maßnahmen erhöhen 

 

Praxisbeispiel Bremen, Ludwigsburg  

Zu beachten 
ü Welche Gruppen sollen einbezogen werden? 
ü Wie sind dauerhafter Austausch & Engagement sicherzustellen? 
ü Ist eine Evaluation der Maßnahme vorgesehen? 

 

INFOBOX 

Praxisbeispiel Bremen, Co-Creation eines digitalen Stadtteilwegweisers für und mit älteren Menschen 
https://www.ifib.de/Publikationen.html?autor=&id_pubtyp=&jahr=&titel=stadtteilwegweiser   
Co-Creation in der Stadtentwicklung, Ludwigsburg (in Kooperation mit dem Fraunhofer- Institut) 
https://www.muse.iao.fraunhofer.de/de/projekte/co-creation.html 

https://www.ifib.de/Publikationen.html?autor=&id_pubtyp=&jahr=&titel=stadtteilwegweiser
https://www.muse.iao.fraunhofer.de/de/projekte/co-creation.html
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Community Organizing (Bürgerplattformen) 

Community Organizing versteht sich als Ansatz, der im Gegensatz zum Quartiermanagement einer Steuerungslogik 
ơvon untenƟ folgt. Dabei finden sich die Bewohner*innen eines Wohnquartiers in Form einer Art Zweckgemeinschaft 
von Vereinen, Initiativen und anderen Gruppen zusammen und gründen lokale Bürgerplattformen. Die Themen werden 
von den Bürger*innen entlang der Belange und Bedarfe ihres Wohnquartiers selbst formuliert und nach außen kom-
muniziert. Bürgerplattformen agieren selbstorganisiert, arbeiten jedoch mit wichtigen Nachbarschafts-  bzw. Stadttei-
linstitutionen zusammen wie beispielsweise dem Ą Quartiersmanagement. Auf diese Weise können ihre Forderungen 
an kommunale (politische) Entscheidungsträger auf Augenhöhe herangetragen werden ohne dabei administrativ oder 
durch ein finanzielles Abhängigkeitsverhältnis gehemmt zu sein. So finanzieren sich Bürgerplattformen bewusst nicht 
über staatliche Gelder, sondern über Spenden oder Mitgliedsbeiträge, um auf diese Weise ihre Unabhängigkeit zu wah-
ren. 

Chancen und Herausforderungen 

» Aktivierung der Bürger*innen, sich für eigene Belange einzusetzen 
» Förderung demokratischer Beteiligung 
» Unsichere finanzielle Grundlagen 
  

 

Zielsetzung 
» Bürger*innen aktiv einbeziehen 
» Lebenslagen in sozial benachteiligten Stadtteilen verbessern 

 Praxisbeispiel Köln 

Zu beachten 

ü Wie können Bürger*innen ihren Stadtteil aktiv mitgestal-
ten? 

ü Wie können Bürger*innen darin unterstützt  werden, für ihre In-
teressen einzutreten? 

INFOBOX 

Bûrgerplattform ơStark! Im Kõlner NordenƟ 
https://stark -koeln.org/ 
Kurtenbach, S. (2018): Quartiersmanagement und Community Organizing: zwei Seiten derselben Medaille? In:  vhw FWS 4, 
S. 174-176. 
https://www.vhw.de/publikationen/forum -wohnen-und-stadtentwicklung/archiv/archiv-detail/magazin/heft-42018-
zivilgesellschaft-baut-stadt/  

EVALUATIONSERGEBNISSE 

Evaluation von Community Organizing im Vergleich USA-Deutschland-UK 
https://www.ilpc.org.uk/Portals/7/2013/Documents/PaperUpload/ILPC2013paper-Tapia_ILPC_pa-
per_2013_20130208_022750.pdf  

https://stark-koeln.org/
https://www.vhw.de/publikationen/forum-wohnen-und-stadtentwicklung/archiv/archiv-detail/magazin/heft-42018-zivilgesellschaft-baut-stadt/
https://www.vhw.de/publikationen/forum-wohnen-und-stadtentwicklung/archiv/archiv-detail/magazin/heft-42018-zivilgesellschaft-baut-stadt/
https://www.ilpc.org.uk/Portals/7/2013/Documents/PaperUpload/ILPC2013paper-Tapia_ILPC_paper_2013_20130208_022750.pdf
https://www.ilpc.org.uk/Portals/7/2013/Documents/PaperUpload/ILPC2013paper-Tapia_ILPC_paper_2013_20130208_022750.pdf
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Community Policing 

Community Policing (deutsch: Bürgernahe Polizeiarbeit) ist eine aus dem US-amerikanischen Raum stammende Philo-
sophie polizeilichen Tätigwerdens. Ziel ist die Verhinderung bzw. Reduzierung von Kriminalität, Disorder und Incivilities, 
die Erhöhung des Sicherheitsempfindens in der Bevölkerung sowie die Verbesserung der Beziehung zwischen der Po-
lizei und der Bevölkerung. Kernelement im US-amerikanischen Vorbild ist, dass Streifenpolizist*innen in ihrer Kommune 
mit den Anwohnenden eine Partnerschaft eingehen, um Probleme der öffentlichen Sicherheit gemeinsam zu identifi-
zieren, zu analysieren und zu lösen. Dieser Ansatz setzt eine diesbezügliche Ausrichtung der gesamten polizeilichen 
Organisation und des polizeilichen Selbstverständnisses voraus. Bürger*innen sollen in diesem Rahmen als Partner*in-
nen behandelt werden, nicht als polizeiliches Gegenüber. 

Chancen und Herausforderungen 

» Gemeindebezogene Polizeiarbeit, um Probleme im lokalen Kontext zu lösen: setzt Vertrauen in Polizei voraus 
» Erhöhte Präsenz und Ansprechbarkeit von Polizei durch vermehrte Streifen 
» Zuordnung eines Polizisten zu einem bestimmten Bezirk: erhöht Vertrauensverhältnis zwischen Polizei & Bürger*in 
» Einbezug/ Beteiligung der Bürger*innen in Polizeiarbeit (z.B. Neighborhood Watch-Programme) 
» Einbezug anderer Sicherheitsakteure, um gemeinsam Lösungen im lokalen Interesse zu erarbeiten 
» 1:1-Konzept-Ûbertragung auf deutsche Verhãltnisse eher schwer (Was ist eine ơCommunityƟ in Deutschland?) 
» Anspruchsvoller Ansatz: setzt organisatorische Veränderungen und Veränderungen in der Administration polizei-

lichen Handelns voraus 
» Kann für bestimmte Bevölkerungsgruppen verschärfte Kontrolle und konsequentere polizeiliche Repression be-

deuten 

 

Zielsetzung 
» Bürgernähe erreichen 
» Vertrauen schaffen 

 

 Praxisbeispiel Missouri, New Brunswick  

Zu beachten 

ü Wie kann man Bürger*innen in die Arbeit von Polizei und 
anderen Sicherheitsakteuren einbeziehen? 

ü Wie hoch sind organisatorischer und administrativer 
Aufwand? 

 

INFOBOX 

Artikel, Informationsdienst Bürgerrechte & Polizei/CILIP 
https://www.cilip.de/1999/12/20/community -policing-alternative-zu-herkoemmlicher-polizeiarbeit/  

EVALUATIONSERGEBNISSE 

Evaluationsstudie, New Brunswick (Kanada) 
https://w ww.publicsafety.gc.ca/lbrr/archives/cnmcs-plcng/cn32507-eng.pdf  
Evaluationsstudie, Missouri (USA) 
https://www.ncjrs.gov/pdffiles1/Digitization/161458NCJRS.pdf  

https://www.cilip.de/1999/12/20/community-policing-alternative-zu-herkoemmlicher-polizeiarbeit/
https://www.publicsafety.gc.ca/lbrr/archives/cnmcs-plcng/cn32507-eng.pdf
https://www.ncjrs.gov/pdffiles1/Digitization/161458NCJRS.pdf
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Defensive/ Hostile Architecture 

Defensive Architecture (auch: Hostile Architecture, zu Deutsch: feindliche Architektur), ist ein Überbegriff für eine bau-
liche Gestaltung des öffentlichen Raumes, die vermeintliche Fehlnutzungen öffentlicher Flächen ƚ bspw. Die Nutzung 
von Bänken als Schlafplätze ƚ erschwert. Bestimmte Nutzende wie etwa Menschen mit Lebensmittelpunkt Straße, 
Skater*innen oder Sprayer*innen (aber auch Tiere, insbesondere Vögel) sollen durch Defensive Architecture aus be-
stimmten öffentlichen Räumen verdrängt werden. Typische Beispiele für Defensive Architecture sind: 

» Bänke mit sehr schmalen oder unebenen Sitzflächen bzw. mit Armstützen, um das Liegen zu verhindern 
» Schwarzlicht bzw. Blaulicht, um intravenösen Drogenkonsum zu verhindern 
» Spikes zur Vogelabwehr 
» Musikbeschallung, um einen längeren Aufenthalt zu verhindern 
» Sprinkleranlagen auf Grünflächen 
» Ausstatten ebener Sitz-  oder Stellflächen mit Steinelementen, Bolzen u.ä., um Sitzen, Liegen oder Skaten zu ver-

hindern 

Chancen und Herausforderungen 

» Kontrolle sozialen Verhaltens im öffentlichen und semi-öffentlichen Raum 
» Vorbeugung nichtintendierter Nutzung von Gegenständen und Flächen im öffentlichen und semi-öffentlichen 

Raum 
» Verringerung der Aufenthaltsmöglichkeiten auch für die Mehrheitsgesellschaft, insbesondere Sitzmöglichkeiten 

für Ältere, Kinder oder Gehbehinderte 
» Vertreibung von Marginalisierten, statt Bekämpfung der eigentlichen Problemlage 
 

 

Zielsetzung 
» Subjektiv unerwünschte Verhaltensweisen verdrängen 
» Fehlnutzung öffentl icher Räume verhindern 

Praxisbeispiel London 

Zu beachten 

ü Was ist als Fehlnutzung anzusehen? 
ü Wer soll verdrängt werden? 
ü Wohin soll verdrängt werden? 
ü Welche alternativen Angebote soll es geben? 

INFOBOX 

Artikel über hostile architecture in London 
https://www.theguardian.com/artanddesign/2014/jun/13/anti -homeless-spikes-hostile-architecture 
Dauerausstellung ơMaÞnahmen gegen ObdachloseƟ, Wien 
http://socialdesign.ac.at/images/PDF/Exhibition-guide_DE_web.pdf 
Artikel über hostile design 
https://www.derstandard.de/story/2000114816270/gitter -dornen-stacheln-architektur-die-sich-gegen-obdachlose-richtet 

https://www.theguardian.com/artanddesign/2014/jun/13/anti-homeless-spikes-hostile-architecture
http://socialdesign.ac.at/images/PDF/Exhibition-guide_DE_web.pdf
https://www.derstandard.de/story/2000114816270/gitter-dornen-stacheln-architektur-die-sich-gegen-obdachlose-richtet
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Dialogformate in Planungsverfahren 

Dialogformate bieten anhand verschiedener Kommunikationsmöglichkeiten das Potenzial, öffentlich relevante Themen 
im Planungsverfahren transparenter zu gestalten. Von öffentlichem Interesse können dabei beispielsweise Nutzung, 
Ausbau oder Sanierung von Flächen oder Infrastruktur sein. Mit Gesprächsrunden, Tagungen oder einer zentralen An-
laufstelle bestehen verschiedene Möglichkeiten, wie Interessierte stärker integriert werden können.  

Chancen und Herausforderungen 

» Informationsvermittlung und Austausch 
» Interessensaustausch von verschiedenen beteiligten Akteuren 
» Neue Anregungen und breite Akzeptanz aus und in der Gesellschaft 
» Vernetzung und Koordination 
» Beratung und Ausarbeitung von Lösungen 
» Interessenskonflikte 
 

 

  

 

Zielsetzung 
» Information en vermitteln 
» Partizipation & Zwei-Wege-Kommunikation fördern 
» Austausch, Diskussion, Beratung, Beteiligung fördern 

Praxisbeispiel Düsseldorf, Münster 

Zu beachten 

ü Wie werden Bürger*innen zuverlässig erreicht? 
ü Wie kann ein dialogorientierter Austausch gewährleistet werden?  
ü Welche Themen sind zugänglich für Bürger*innen und bedürfen 

der Absprache?  

INFOBOX 

Werkzeugkasten: Dialog und Beteiligung, Münster/ NRW 
https://www.bezreg -muenster.de/zentralablage/dokumente/service/oeffentlichkeitsbeteiligung/Werkzeugkasten_Dia-
log_und_Beteiligung-_1_.pdf 
Runder Tisch Oberbilk, Düsseldorf 
https://www.d -oberbilk.de/ueber-mich/ 

https://www.bezreg-muenster.de/zentralablage/dokumente/service/oeffentlichkeitsbeteiligung/Werkzeugkasten_Dialog_und_Beteiligung-_1_.pdf
https://www.bezreg-muenster.de/zentralablage/dokumente/service/oeffentlichkeitsbeteiligung/Werkzeugkasten_Dialog_und_Beteiligung-_1_.pdf
https://www.d-oberbilk.de/ueber-mich/
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Diskussionsveranstaltungen 

Õffentliche Diskussionsveranstaltungen wie beispielsweise ơ#kommrausƟ stellen eine Möglichkeit dar, die Be-
wohnenden eines Viertels mit Vertretenden aus Stadtverwaltung, Polizei, Sozialarbeit, lokalen Vereinen und anderen 
Organisationen zusammenzubringen. Ziel ist es die Bedeutung des öffentlichen Raums aus verschiedenen Blickwinkeln 
offen und gemeinsam zu diskutieren, Merkmale für die Lebensqualität aller Nutzenden und Bewohnenden auszu-
machen und Ansätze zu besprechen wie öffentlicher Raum erhalten und verbessert werden kann. Gleichzeitig bieten 
öffentliche Diskussionsveranstaltungen die Möglichkeit sich zu vernetzen sowie andere Disziplinen und Institutionen 
kennenzulernen und Informationen über künftige Initiativen zu bekommen. Vorrangiges Ziel öffentlicher Dis-
kussionsveranstaltungen besteht darin alle Menschen eines Viertels zu erreichen, d.h. möglichst vielseitige und diverse 
Personen aus Lokalpolitik, Verwaltung und Zivilgesellschaft an einen Tisch zu bekommen. 

Bestehen können öffentliche Diskussionsveranstaltungen aus Vorträgen, Begehungen, Workshops, Walkshops, 
Aktionen, Ausfahrten u.v.a.m. Der öffentliche Raum soll nicht nur thematisiert, sondern auch aktiv erlebt und erlebbar 
gemacht werden. Öffentliche Diskussionsveranstaltungen können Impulsgeber und Grundlage sein für Projekte zur 
Verbesserung der Lebens- und Aufenhaltsqualität eines Viertels. 

Chancen und Herausforderungen 

» Bürgerbeteiligung 
» Soziale Durchmischung 
» Aktivierender und kreativer Ansatz 
» Erhöhung des sozialen Zusammenhalts 
» Auf Bürgerbeteiligung angewiesen 
» Impulsgeber: Umsetzung muss mit und von den Menschen vor Ort stattfinden 
 

 

 

 

Zielsetzung 
» Bürgerbeteiligung ermöglichen 
» Öffentlichen Diskurs fördern 

 

Praxisbeispiel Wien  

Zu beachten 
ü Wozu dient die Maßnahme? Was soll erreicht werden? 
ü Wie regelmäßig sollen solche Veranstaltungen durchgeführt 

werden? 

 

INFOBOX 

#kommraus, Wien 
https://www.kommraus.wien/  

https://www.kommraus.wien/
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Drogenkonsumraum  

Drogenkonsumräume sind Einrichtungen für die Drogenszene, in denen die Ausstattung für den (meist intravenösen) 
Konsum illegaler Drogen bereitgestellt wird. Um unhygienischen Drogenkonsum und das damit verbundene Infektions-
risiko zu reduzieren, werden sterile Spritzen und Einweghandschuhe angeboten sowie die Möglichkeit zur Desinfektion 
von Händen und Einstichstellen gegeben. Der Besitz der mitgebrachten Substanz zum Eigenverbrauch wird geduldet, 
mitgebrachte Utensilien dürfen allerdings nicht benutzt werden. Erst-  oder Gelegenheitskonsum ist in den Einrichtun-
gen nicht gestattet. Es besteht die Möglichkeit, an den Konsumraum angegliedert medizinische Beratung, eine Notfall-
versorgung und Informationen zur Ausstiegsberatung anzubieten.  

Chancen und Herausforderungen 

» Konsum spielt sich nicht mehr im öffentlichen Raum ab 
» Prävention von Todesfällen in Zusammenhang mit Überdosierung 
» HIV-Prävention 
» Medizinische Versorgung möglich 
» Enge Anbindung an das Hilfesystem möglich 
» Drogenszene konzentriert sich auf die Umgebung der Druckräume 
»  Eine zentrale Anlaufstelle zieht auch Drogenhändler an Ą Zugänglichkeit von Drogen steigt 
 

  

 

Zielsetzung 
» Konsum im öffentlichen Raum mindern 
» Medizinische Versorgung von Suchtkranken 
» Weniger Drogentote durch Überdosierung 

 

 Praxisbeispiel Berlin  

Zu beachten 
ü Welcher Standort ist geeignet? 
ü Welche Ge- und Verbote sollen in den Räumlichkeiten sowie 

rund um das Gebäude gelten (z.B. Drogenverkaufsverbot)? 

 

INFOBOX 

Bericht der Drogenbeauftragten der Bundesregierung 2018  
https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/publikationen/drogen-und-suchtbericht-2018-1545480 

EVALUATIONSERGEBNISSE 

Evaluation der Arbeit der Drogenkonsumräume in Deutschland (2002) 
https://www.researchgate.net/publication/237065287_Evaluation_der_Arbeit_der_Drogenkonsumraume_in_der_Bundes-
republik_Deutschland  
Evaluation Drogenkonsumräume Berlin 
http://www.fixpunkt -berlin.de/fileadmin/user_upload/PDF/DKR/NuDroB_Endbericht_2015.pdf 

https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/publikationen/drogen-und-suchtbericht-2018-1545480
https://www.researchgate.net/publication/237065287_Evaluation_der_Arbeit_der_Drogenkonsumraume_in_der_Bundesrepublik_Deutschland
https://www.researchgate.net/publication/237065287_Evaluation_der_Arbeit_der_Drogenkonsumraume_in_der_Bundesrepublik_Deutschland
http://www.fixpunkt-berlin.de/fileadmin/user_upload/PDF/DKR/NuDroB_Endbericht_2015.pdf
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Duschmobil  

Ziel eines Duschmobils ist es, Menschen mit Lebensmittelpunkt Straße, wie Wohnungs- und Obdachlosen, Alkohol-  
und Drogenkonsumierenden, den Zugang zu (täglicher) Körperhygiene zu erleichtern. Es ist ein aufsuchendes Angebot, 
das ganzjährig zum Einsatz kommt. Zielgruppe sind diejenigen Personen, die nicht von sich aus Hilfseinrichtungen auf-
suchen möchten oder können. 

Damit Betroffene das Duschmobil finden, sollte es entweder gut sichtbar im Bahnhofsviertel umherfahren und/ oder 
(in gleicher Reihenfolge) festgelegte Plätze bzw. Straßenzüge aufsuchen. 

Chancen und Herausforderungen 

» Hohe Reichweite 
» Erhöhung Lebensqualität und Würde durch Basisversorgung (Körperpflege, Hygieneartikel, Kleidung, Lunchpakete) 
» Aufklärungsarbeit 
» Soziale Beratung 
» Weitervermittlung an andere Einrichtungen und Behörden 
» Sofortige Erste Hilfe 
» Reduzierung Beschwerdeaufkommen 
» Kostenintensiv 
» Außerordentliche Nutzung öffentlicher Straßen bedarf einer Betriebserlaubnis Ą erschwert spontane Änderung 

der aufzusuchenden Orte 
» Begrenzte Ressourcen durch Größe des Busses 
 

  

 

Zielsetzung 
» Randgruppen schützen 
» Lebensqualität erhöhen 

 

 Praxisbeispiel Berlin  

Zu beachten 

ü Inwieweit kann es stationäre Angebote ergänzen? 
ü Wer stellt die Zielgruppe dar (Frauen, Männer, Geflüchtete, 

Alte, Junge)? 
ü Wer trägt die Kosten? 

 

INFOBOX 

Duschmobil für obdachlose Frauen, Berlin 
https://duschmobil.de/ 

https://duschmobil.de/
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Einschreitschwellen festlegen 

Wichtig für Intervention und Prävention sowohl bei deviantem Verhalten als auch Ordnungsverstößen und Kriminalität 
ist ein eindeutiges Festlegen der Einschreitschwellen der zuständigen Akteure. Polizei und Ordnungsdienste müssen 
klar bestimmen, wann eingegriffen wird bzw. welche Handlungen und Verhaltensweisen noch tolerierbar sind. Das er-
leichtert die Arbeit der Sicherheitsakteure, weil es klare Vorgaben und Richtlinien gibt, also mit Behörden, Organisatio-
nen und unterschiedlichen Nutzergruppen des Bahnhofsviertels abgesprochene Standards. So sollte z.B. genau geklärt 
werden, was die Kommune, Anwohnende, Gewerbe und/ oder Betroffene selbst etwa unter ơLagern im õffentlichen 
RaumƟ verstehen, wie viel Platz Passanten beim Betteln auf dem Gehweg gelassen werden muss oder an welche al-
ternativen Orte die Menschen bei einer Wegweisung gehen können. 

Chancen und Herausforderungen 

» Erhöhung Sicherheitsempfinden 
» Erhöhung Aufenthaltsqualität 
» Gratwanderung unterschiedliche, z.T. divergierende Interessen und Bedürfnisse auszutarieren 
» Politische und rechtliche Rahmenbedingungen beachten 
» u.U. sehr kleinteilige Vorgaben 
» Erfordert konsequente Anwendung und Durchsetzung 
 
 

 

 

Zielsetzung 

» Handlungsspielraum von Sicherheitsakteuren 
eindeutig festlegen 

» Einheitliche Vorgaben (Standards) schaffen  
» Handlungssicherheit schaffen 

 

Praxisbeispiel Bremen  

Zu beachten 
ü Wie sehen die politischen und rechtlichen Rahmenbedingungen 

aus? 
ü Welche Ge- und Verbote sollen gelten? 

 

INFOBOX 

Sicherheitsprogramm Bremen 
https://www.inneres.bremen.de/sixcms/media.php/13/Hbf%20Brosch%FCre%20final.pdf 

 

https://www.inneres.bremen.de/sixcms/media.php/13/Hbf%20Brosch%FCre%20final.pdf
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Einsehbarkeit verbessern 

ơEinsehbarkeitƟ ist eine äußerst effiziente Maßnahme, um im öffentlichen Raum Veränderungen hinsichtlich subjektiv 
unerwünschter Verhaltensweisen, Kriminalität, Sicherheitsempfinden und Aufenthaltsqualität zu bewirken. Straßen, 
Plätze, Parks, Spiel-  und Sportflächen und andere Teile öffentlichen Raums, sollten immer über die Möglichkeit verfü-
gen, das Geschehen dort sowohl von außen wie auch von innen beobachten zu können, d.h. einen guten Überblick über 
potenzielle Gefahrenquellen und mögliche Fluchtwege zu bieten. Dadurch ist spontane Nutzung gewährleistet, die Be-
lebung steigt und mit ihr das Sicherheitsempfinden der Nutzenden. Wesentlich für das Sicherheitsempfinden sind über-
schaubare Raumstrukturen, die nicht von Mauern und Zäunen, Bäumen und Hecken, Schilden und Plakaten verstellt 
sind. Je größer, zentraler, belebter und einsehbarer, desto ơõffentlicherƟ wirkt städtischer Raum. Damit bietet Einseh-
barkeit auch die Möglichkeit, zur öffentlichen Nutzung gedachte Räume klar von halb-öffentlichen und privaten Räu-
men abzugrenzen. 

Chancen und Herausforderungen 

» Klare Ordnung und Struktur erleichtert Orientierung 
» Gibt Nutzenden das Gefühl von Kontrolle 
» Transparenz: Verhalten der Nutzenden immer beobachtbar 
» Keine Bildung von Angsträumen 
» Keine Rückzugsmöglichkeit, keine Nischen 
» Klare Fluchtwege 
» Steuerbarer Aneignungsprozess 
» Übernutzung, unterschiedliche Nutzungsansprüche können zu Konflikten führen 
 

 

Zielsetzung 
» Subjektive Sicherheit stärken 
» Kriminalität senken 
» Subjektiv unerwünschte Verhaltensweisen minimieren 

Praxisbeispiel Erfurt  

Zu beachten 

ü Wie weit muss Transparenz im öffentlichen Raum gehen? 
ü Welche Ziele sollen erreicht werden (Verhaltenssteuerung 

oder Aufenthaltsqualität) ? 
ü Wer ist für die regelmäßige Kontrolle zuständig? 

INFOBOX 

Beispiel Leipziger Straße, Erfurt 
https://www.erfurt.de/mam/ef/leben/verkehrsplanung/vep/rvk_kurzfassung.pdf  
Die 12 wichtigsten Kriterien für eine sichere Stadt, u.a. Einsehbarkeit 
https://www.stadtmarketing.eu/sichere-stadt/   

 

https://www.erfurt.de/mam/ef/leben/verkehrsplanung/vep/rvk_kurzfassung.pdf
https://www.stadtmarketing.eu/sichere-stadt/
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Erfrierungsschutz 

Ende 2019 begann in Ulm eine Testphase mit Schlafkapseln als Erfrierungsschutz für Obdachlose in kalten Winter-
nächten. Das sog. ơUlmer NestƟ dient als letzte Notzuflucht, damit Obdachlose nicht ungeschûtzt im Freien ûbernachten 
müssen. Der Erfrierungsschutz ist für Menschen gedacht, die aus vielerlei Gründen nicht in Sammelunterkünften oder 
Übernachtungsheimen übernachten wollen oder können. Die Schlafkapsel ist eine längliche fünfeckige Konstruktion 
aus Holz und Stahlblech und mit technischen Sensoren ausgestattet. Diese Sensoren geben Informationen über die 
Belegung der Schlafkapsel, die Temperatur-  und Frischluftzufuhr und gesundheitliche Bedrohungen (z.B. Rauchent-
wicklung) weiter. Die Schlafkapsel verfügt über einen Schließmechanismus, der im Notfall automatisch öffnet, und über 
eine einfache Versorgung mit Strom und Licht. Am nächsten Morgen weckt ggf. eine Person aus dem Streetwork-Team 
die schlafende Person auf, um ihren Zustand zu überprüfen und wenn nötig betreuende Maßnahmen einzuleiten. Wer-
den Schäden oder Verunreinigungen hinterlassen, so werden die für die Beseitigung zuständigen Stellen verständigt. 
Auf diese Weise soll die Akzeptanz sowohl bei den Betroffenen als auch den Anwohnenden wachsen. Die Erprobung 
wird wissenschaftlich begleitet. 

Chancen und Herausforderungen 

» Niedrigschwelliger Schutz für Leib und Leben 
» Innovative Übernachtungsmöglichkeit 
» Flexibel einsetzbar 
» Platzsparend 
» Betreuung durch Streetwork sinnvoll 
» Leicht zu reinigen 
» Sofortige Reinigung und Behebung von Schäden für Akzeptanz der Nutzenden und Anwohnenden erforderlich 
» Wartung der Technik erforderlich 
» Kosten für Herstellung und Wartung 
 

 

Zielsetzung 
» Obdachlose vorm Erfrieren schützen 
» Übernachtung unter freiem Himmel vermeiden 

Praxisbeispiel Ulm 

Zu beachten 

ü Wo befinden sich geeignete Standorte? 
ü Werden Anwohnende einbezogen? 
ü Wie lassen sich Bedenken ausräumen? 
ü Erfolgt eine Betreuung durch Sozialarbeit? 
ü Wer kümmert sich um die Pflege und Wartung? 

INFOBOX 

ơUlmer NestƟ 
https://ulmernest.de/  
https://trott -war.de/ulmer-nester-beliebter-unterschlupf/ 
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Erhaltungs- und Zweckentfremdungssatzungen 

Mit Erhaltungs- oder Milieuschutzsatzungen (§ 172 BauGB) wird das Ziel verfolgt, die gewachsenen Bevölkerungs-
strukturen zu erhalten und vor Verdrängungsprozessen zu schützen. Erhaltungssatzungen umfassen Gebiete mit ei-
nem besonderen Mitspracherecht der Kommune, um Spekulationen mit Mietwohnungen zu erschweren. So unterlie-
gen bauliche Änderungen wie Modernisierungsmaßnahmen und Umwandlungen einem Genehmigungsvorbehalt. Für 
Grundstücke in Erhaltungssatzungsgebieten besteht häufig ein Vorkaufsrecht der Kommune. 

Bei Zweckentfremdungs- oder Wohnraumschutzsatzungen geht es um den Schutz frei finanzierten Wohnraums vor 
ungenehmigter Zweckentfremdung. Eine Zweckentfremdung liegt immer dann vor, wenn Wohnraum nicht zum Woh-
nen genutzt wird: d.h. berufliche oder gewerbliche Nutzung, Nutzung als Ferienwohnung, Abbruch oder Leerstand. Eine 
solche Satzung erlässt eine Kommune auf Grundlage eines entsprechenden landesrechtlichen Gesetzes. Im Falle einer 
Zweckentfremdungssatzung klärt die Kommune auf und versucht Vermietungshemmnisse im Dialog mit den Eigentü-
mer*innen zu beseitigen. Verstöße gegen die erforderliche Genehmigung oder gegen Auskunfts-  und Vorlagepflichten 
für Unterlagen sind Ordnungswidrigkeiten und können mit Bußgeldern geahndet werden. 

Chancen und Herausforderungen 

» Sozial verträgliche Steuerung von Aufwertungsprozessen 
» Schutz der sozialen Zusammensetzung, aber kein individueller Schutz 
» Erhöhung der Zufriedenheit der Bewohnenden im Quartier 
» Erhöhung der städtebaulichen Attraktivität 
» Kein Ausschluss von Mietpreissteigerungen 
» Hohe personelle und organisatorische Ressourcen zur Durchsetzung von Verordnungen 
» u.U. Verringerung von Investitionen in den Bestand wegen Eingriff s in den Wohnungsmarkt und die Eigentums-

rechte 

 

Zielsetzung 
» Soziale Mischung erhalten 
» Leerstand und Verdrängungsprozesse verhindern 

Praxisbeispiel Düsseldorf, Hamburg, Leipzig, München 

Zu beachten ü In welchen Gebieten sollen Satzungen realisiert werden? 

INFOBOX 

Berliner Mietergemeinschaft: ơEin scharfes Schwert ƚ Milieuschutz in HamburgƟ 
https://w ww.bmgev.de/mietrecht/tipps-a-z/artikel/ein -scharfes-schwert-milieuschutz- in-hamburg/ 
Soziale Erhaltungssatzungen in Leipzig 
https://www.leipzig .de/bauen-und-wohnen/stadterneuerung- in- leipzig/soziale-erhaltungssatzungen/ 
Zweckentfremdung erklärt in München 
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Sozialreferat/Wohnungsamt/Zweckentfremdung/Was- ist-eine-
Zweckentfremdung-.html 
Wohnraumschutzsatzung der Landeshauptstadt Düsseldorf 
https://www.duesseldorf.de/wohnen/zweckentfremdung.html 

 

https://www.bmgev.de/mietrecht/tipps-a-z/artikel/ein-scharfes-schwert-milieuschutz-in-hamburg/
https://www.leipzig.de/bauen-und-wohnen/stadterneuerung-in-leipzig/soziale-erhaltungssatzungen/
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Sozialreferat/Wohnungsamt/Zweckentfremdung/Was-ist-eine-Zweckentfremdung-.html
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Sozialreferat/Wohnungsamt/Zweckentfremdung/Was-ist-eine-Zweckentfremdung-.html
https://www.duesseldorf.de/wohnen/zweckentfremdung.html
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Fahrradparkplätze 

Wichtige Voraussetzung für die Nutzung des Fahrrads ist die Möglichkeit, es sicher, einfach, schnell oder wetterge-
schützt abstellen zu können. Fahrradparkplätze gibt es in unterschiedlichen Ausführungen, die Intentionen liegen ent-
weder im kurzfristigen Abstellen und Festschließen (Ständer) oder im längeren und sicheren Aufbewahren (Box). Ab-
stell-  und Parksysteme bieten Fahrradfahrenden eine sichere und komfortable Möglichkeit, sich mobil in der Stadt mit 
dem Fahrrad zu bewegen. Gleichzeitig sorgen Abstell-  und Parksysteme für ein ordentliches Stadtbild, da dem Abstel-
len und Anlehnen von Fahrrädern an allen sich bietenden Gelegenheiten vorgebeugt wird. Insbesondere entlang von 
Straßen und Gehwegen bilden wild abgestellte Fahrräder (alleine oder in großer Anzahl) ein Gefahrenpotenzial für Fuß-
gänger*innen und Rollstuhlfahrende. 

Chancen und Herausforderungen 

» Platzsparendes Parken 
» Geordnetes Stadtbild 
» Witterungsanfällig 
» Vandalismusanfällig 
 

 

 

Zielsetzung 
» Raum schaffen 
» Verkehrssicherheit stärken 
» Fahrradnutzung stärken 

 

Praxisbeispiel Düsseldorf, Herrenberg, Ulm  

Zu beachten 
ü Welche Standorte sind geeignet? 
ü Gibt es ausreichend Schutz gegen Diebstahl? 
ü Was soll mit nicht mehr abgeholten Fahrrädern passieren? 

 

INFOBOX 

Beispiel Fahrradhäuschen, Düsseldorf 
https://www.duesseldorf.de/leben- in-duesseldorf/verkehr/detail/newsdetail/duesseldorfer- fahrradhaeuschen-zwei-prototy-
pen- im-praxistest-1.html 
Beispiel Fahrradparkhaus, Ulm 
https://www.ulm.de/leben - in-ulm/verkehr-und-mobilitaet/radverkehr/fahrradparken 
Beispiel Fahrradbox, Herrenberg 
https://www.herrenberg.de/de/Rathaus/Buergerservice/Buergerservice-A-Z/Dienstleistung?view=publish&item=ser-
vice&id=2262  
Fahrradparken Baden-Württemberg 
https://www.fahrradland -bw.de/radverkehr- in-bw/infrastruktur/fahrradparken/   

https://www.duesseldorf.de/leben-in-duesseldorf/verkehr/detail/newsdetail/duesseldorfer-fahrradhaeuschen-zwei-prototypen-im-praxistest-1.html
https://www.duesseldorf.de/leben-in-duesseldorf/verkehr/detail/newsdetail/duesseldorfer-fahrradhaeuschen-zwei-prototypen-im-praxistest-1.html
https://www.ulm.de/leben-in-ulm/verkehr-und-mobilitaet/radverkehr/fahrradparken
https://www.herrenberg.de/de/Rathaus/Buergerservice/Buergerservice-A-Z/Dienstleistung?view=publish&item=service&id=2262
https://www.herrenberg.de/de/Rathaus/Buergerservice/Buergerservice-A-Z/Dienstleistung?view=publish&item=service&id=2262
https://www.fahrradland-bw.de/radverkehr-in-bw/infrastruktur/fahrradparken/
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Fahrrad-Servicestationen 

Auch mit dem Fahrrad gibt es manchmal Pannen: Platte Reifen, Kette rausgesprungen, Bremse defekt oder im Fall von 
E-Bikes auch mal Akku leer. Für kleinere Reparaturen bieten sich Fahrrad-Servicestationen an, die in einigen Städten 
bereits kostenlos angeboten werden. Diese Stationen erleichtern eine intensive Nutzung des Fahrrads. Menschen, die 
beispielsweise auf dem Arbeitsweg eine Panne haben, haben dort eine verlässliche Anlaufstelle und können nach der 
Reparatur gleich weiterfahren. Radfahrende mit dem E-Bike können eine Pause einlegen und ihren Akku aufladen. Um 
die Menschen auf diese Stationen aufmerksam zu machen, bietet sich eine Übersichtskarte im Internet an. 

Chancen und Herausforderungen 

» Zielgerichtet an Ausflugszielen oder stark frequentierten Radwegen anbieten  
» Witterungsanfällig 
» Vandalismusanfällig 
 

 

  

 

Zielsetzung 
» Verkehrssicherheit erhöhen 
» Fahrradnutzung stärken 

 

Praxisbeispiel Malmö, Tübingen  

Zu beachten 
ü Welche Standorte sind geeignet? 
ü Gibt es ausreichend Schutz gegen Vandalismus? 

 

INFOBOX 

Beispiel Tübingen, Übersichtskarte Reparaturstationen 
https://www.tuebingen.de/mobil/stadtplan/radservicestationen  
Beispiel Tübingen, Übersichtskarte Reparaturstationen 
https://www.tuebingen.de/mobil/stadtplan/e -bike- ladestationen 
Beispiel Malmö (Schweden), Übersichtskarte Fahrradpumpen 
https://kartor.malmo.se/rest/leaf/1.0/?zoom=12&center=13,55.58&ol=adress,cykelpumpar&bl=stadskartan&config=../con-
figs-1.0/malmo_atlas.js 

https://www.tuebingen.de/mobil/stadtplan/radservicestationen
https://www.tuebingen.de/mobil/stadtplan/e-bike-ladestationen
https://kartor.malmo.se/rest/leaf/1.0/?zoom=12&center=13,55.58&ol=adress,cykelpumpar&bl=stadskartan&config=../configs-1.0/malmo_atlas.js
https://kartor.malmo.se/rest/leaf/1.0/?zoom=12&center=13,55.58&ol=adress,cykelpumpar&bl=stadskartan&config=../configs-1.0/malmo_atlas.js
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Fahrradstraßen 

Bei einer Fahrradstraße ist die gesamte Fahrbahn dem Radverkehr vorbehalten. Andere Fahrzeuge dürfen eine Fahr-
radstraße nur dann benutzen, wenn ein Zusatzschild weiteren Verkehr zulässt. Dabei ist die Höchstgeschwindigkeit auf 
30 km/h begrenzt. Die Fahrradstraße gewährt Radfahrenden mehr Freiraum: Sie dürfen auf einer Fahrradstraße ne-
beneinander fahren. Anliegenden ist regelmäßig die Durchfahrt mit dem Auto gestattet, allerdings müssen sie Rück-
sicht auf den Radverkehr nehmen und ggf. im Schritttempo fahren. Die in Tempo-30-Zonen übliche Rechts-vor- links-
Regelung ist gültig, verlangsamt aber den Radverkehr, so dass mancherorts Radfahrende durch Beschilderung oder 
Gestaltung gegenüber Fahrzeugführenden aus Nebenstraßen bevorrechtigt sind. 

Chancen und Herausforderungen 

» Weniger (schwere) Unfälle durch weniger Konfliktsituationen zwischen Radfahrenden und Autofahrenden 
» Zielgerichtete Lenkung des Radverkehrs, Bündelung des Radverkehrs 
» Trennung von Rad- und Autoverkehr 
» Geringere Lärmbelastung 
» u.U. Wegfall von Parkplätzen 
» Wenig Kenntnis von Fahrradstraßen und entsprechenden Verkehrsregelungen 

 

Zielsetzung 
» Verkehrssicherheit erhöhen 
» Verkehr beruhigen 
» Fahrradnutzung stärken 

Praxisbeispiel Bremen, Düsseldorf, Leipzig, München 

Zu beachten 
ü Welche Straßen sind geeignet? 
ü Soll die Straße (eingeschränkt) für den Autoverkehr freigegeben 

werden?  

INFOBOX 

Die Fahrradstraße gemäß StVO 
https://www.bussgeldkatalog.de/fahrradstrasse/ 
Beispiel Bremen (Zeitungsartikel) 
https://www.weser -kurier.de/bremen/stadtteile/stadtteile-bremen-suedost_artikel,-Vorfahrt-auf-der-Fahrradstrasse-
_arid,1174503.html  
Beispiel Düsseldorf 
https://www.duesseldorf.de/radschlag/infrastrukturelemente/radwege.html 
Beispiel Leipzig 
https://www.leipzig.de/news/news/fahrradstrassen-erhalten-fahrbahn-piktogramme/ 
Beispiel München  
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Kreisverwaltungsreferat/Verkehr/Radln- in-Muenchen/Fahrradstras-
sen.html  

https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Kreisverwaltungsreferat/Verkehr/Radln-in-Muenchen/Fahrradstrassen.html
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Kreisverwaltungsreferat/Verkehr/Radln-in-Muenchen/Fahrradstrassen.html
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Kreisverwaltungsreferat/Verkehr/Radln-in-Muenchen/Fahrradstrassen.html


 

SAMMLUNG DER MAßNAHMEN 
 

                                        zurück zur Maßnahmenübersicht       108 

Fahrradverkehr stärken 

Städtischer Raum ist knapp bemessen. Das spiegelt sich auch in der vielerorts überlasteten Straßeninfrastruktur der 
Städte wider. Gerade zu Stoßzeiten und in den Innenstadtbereichen drängt sich der Autoverkehr und Parkflächen ste-
hen nicht ausreichend zur Verfügung. Das hat bereits viele Kommunen dazu veranlasst, die Autostraßen zu entlasten 
und den Radverkehr zu fördern. Technische Entwicklungen kommen diesem Bestreben entgegen. Gerade das E-Bike 
ermöglicht es, längere Distanzen problemlos und autofrei zurückzulegen. Lastenräder können für einen autofreien Lie-
ferverkehr genutzt werden. Für kurze Strecken oder eine flexible Nutzung wurden Angebote von Leihfahrrädern einge-
richtet. Der Umstieg auf den Radverkehr ist allerdings eine langfristige Entwicklung. Es muss Raum für Fahrradwege 
gefunden und geschaffen werden. Darüber hinaus ist eine Anbindung an den ÖPNV mit entsprechenden Abstellflächen 
in Bussen und Bahnen sinnvoll. 

Viele unterschiedliche Maßnahmen können zu einer Stärkung des Fahrradverkehrs beitragen wie beispielsweise  
Ą Fahrradparkplätze, Ą Fahrrad-Servicestationen, Ą Fahrradstraßen, Ą Radschnellwege oder auch 
Ą Radverkehrsbeauftragte. 

Chancen und Herausforderungen 

» Geringere Geräusch- und Abgasbelastung 
» Klimafreundlich 
» Platzsparend in Vergleich zum Autoverkehr 
» Autoverkehr an vielen Stellen unvermeidbar 
» Verkehrssicherheit für Radfahrer*innen 
 

 

Zielsetzung 
» Verkehrsberuhigung erzeugen 
» Subjektive Sicherheit stärken 
» Aufenthaltsqualität erhöhen 

Praxisbeispiel Marburg 

Zu beachten 
ü Welchen lokalen Bedarf gibt es, welche Wege sind für den 

Radverkehr relevant? 
ü Wo bleibt der Autoverkehr besonders relevant? 

INFOBOX 

Ampelschaltung in Marburg 
https://kommunal.de/marburgs-ampeln-zeigen-gruen-fuer-den-radverkehr 
Weiterführende Informationen vom Umweltbundesamt 
https://www.umweltbundesamt.de/themen/verkehr - laerm/nachhaltige-mobilitaet/radverkehr#vorteile-des-fahrradfah-
rens  

https://kommunal.de/marburgs-ampeln-zeigen-gruen-fuer-den-radverkehr
https://www.umweltbundesamt.de/themen/verkehr-laerm/nachhaltige-mobilitaet/radverkehr%23vorteile-des-fahrradfahrens
https://www.umweltbundesamt.de/themen/verkehr-laerm/nachhaltige-mobilitaet/radverkehr%23vorteile-des-fahrradfahrens
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Fallkonferenzen 

Das Sicherheitsempfinden ist u. a. durch den Umgang mit Suchtkranken in der Öffentlichkeit beeinflusst. Einzelfallbe-
zogene und einrichtungsübergreifende Fallkonferenzen stellen eine zielführende Möglichkeit der ambulanten Sucht-
hilfe dar. Die fallbezogene Suchthilfe bietet durch intensive Kooperationsbeziehungen zwischen verschiedenen Akteu-
ren Möglichkeiten der individuellen Hilfeplanung. Somit können beispielsweise Sicherheitsakteure, Stadt und Suchthil-
feeinrichtungen in schwerwiegenden Fällen wichtige Informationen austauschen. Ein Großteil der Suchthilfeeinrich-
tungen in Nordrhein-Westfalen (ca. 82 %) führt bereits Fallkonferenzen mit anderen Einrichtungen durch. Kooperatio-
nen mit Akteuren der Sicherheitsarbeit werden jedoch häufig aus Gründen des Daten-  und Klientenschutzes gescheut. 
In Mönchengladbach werden individualisierte und anonymisierte Fallkonferenzen durchgeführt, die zu einer besseren 
Abstimmung von Maßnahmen führen und den Klient*innen umfassende Hilfe bieten. 

Chancen und Herausforderungen 

» Steigerung der Behandlungseffizienz  
» Vernetzung und Kooperationen zwischen unterschiedlichen Suchthilfeeinrichtungen  
» Verbesserung des Sicherheitsgefühls  
» Erhöhung der Lebensqualität für Suchtkranke 
» Kostengünstiges Verhältnis 

 
 

 
 
 

 

Zielsetzung 
» Individualisierte Lösungskonzepte verschiedener sozialer 

Akteure für Drogenabhängige erarbeiten 

Praxisbeispiel Bamberg, Nürnberg 

Zu beachten ü Wie können soziale Akteure miteinander vernetzt werden? 

INFOBOX 

Erhebung und Analyse der ambulanten Suchthilfestrukturen in Nordrhein-Westfalen, MAGS NRW  
http://www.landesstellesucht-nrw.de/tl_files/images/pages/PDFs/Strukturanalyse_NRW_PDFUA.pdf 
Die Zukunft der Suchthilfe in Deutschland, Tagungsbericht 
https://www.apk -ev.de/fileadmin/downloads/Band_36.pdf   
ơHaLT ƚ Hart am LimitƟ ƚ Präventionsprojekt für Kinder und Jugendliche mit riskantem Alkoholkonsum 
https://www.bunde sgesundheitsministerium.de/ministerium/ressortforschung/drogen-und-sucht/praevention-des-sucht-
mittelkonsums/halt -hart-am-limit.html  

http://www.landesstellesucht-nrw.de/tl_files/images/pages/PDFs/Strukturanalyse_NRW_PDFUA.pdf
https://www.apk-ev.de/fileadmin/downloads/Band_36.pdf
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/ministerium/ressortforschung/drogen-und-sucht/praevention-des-suchtmittelkonsums/halt-hart-am-limit.html
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/ministerium/ressortforschung/drogen-und-sucht/praevention-des-suchtmittelkonsums/halt-hart-am-limit.html
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Falschparker*innen abschleppen 

Blockiert ein Fahrzeug im öffentlichen Raum Verkehrswege und behindert dadurch andere, sind Polizei und Ordnungs-
amt für das Abschleppen des unbefugt abgestellten Fahrzeugs Ansprechperson für Bürger*innen. Denn Parkverstöße, 
d.h. Ordnungswidrigkeiten, im öffentlichen Raum festzustellen, ist eine hoheitliche Aufgabe. Zum öffentlichen Raum 
zählen u.a. Ein- und Ausfahrten, Parken auf Radwegen oder Parken auf Behindertenparkplätzen ohne Ausweis sowie 
Parken im absoluten Halteverbot. 

Neben (vermehrten) Streifen von Polizei und Ą kommunalem Ordnungsdienst zur Parkkontrolle eignet sich auch der 
Einbezug von Bürgerinnen und Bürgern, die via Ą App Falschparker*innen beim Ordnungsamt melden können, um die 
Zahl von Falschparker*innen zu reduzieren. Senken lässt sich die Zahl aber auch durch ein verbessertes Angebot an Ą 
Parkmöglichkeiten bzw. einen attraktiven ÖPNV. Um generell auf das Problem aufmerksam zu machen und das Be-
wusstsein für korrektes Parken bei motorisierten Verkehrsteilnehmenden zu erhöhen können außerdem intensive 
Kontrollen an angekündigten Ą Sicherheitstagen stattfinden und/ oder Ą gezielte Infokampagnen zum Thema ge-
startet werden. 

Chancen und Herausforderungen 

» Sicherheit aller Verkehrsteilnehmenden erhöhen 
» Senkung von Verkehrsunfällen und Personenschäden 
» Bußgeldeinnahmen 
» Hoher Personalaufwand 
» Unmut in der Bevölkerung, v.a. wenn Alternativen fehlen 
» Unklarheit über gesetzliche Regeln in der Bevölkerung 
» Denunziantentum: Bürger*innen als ơPrivat-SheriffsƟ 
» Bürgereinbezug: u.U. vermehrte Falschmeldungen und bürokratischer Aufwand 

 

Zielsetzung » Verkehrssicherheit erhöhen  

Praxisbeispiel Düsseldorf  

Zu beachten 
ü Handelt es sich um öffentlichen oder privaten Raum? 
ü Inwieweit sollen Bürger*innen zur Ahnung miteinbe-

zogen werden? 

 

INFOBOX 

Ahndung von Falschparker*innen, Düsseldorf 
https://www.due sseldorf.de/ordnungsamt/verkehrueb/drittanzeige.html  
Beispiel ơParken in DûsseldorfƟ 
https://www.duesseldorf.de/verkehrsmanagement/mit-dem-auto/parken- in-duesseldorf.html  
Falsch parken, Deutscher Bußgeldkatalog 
https://www .bussgeldkataloge.de/falschparker-abschleppen- lassen/  
Falschparker*innen, Informationen ADAC 
https://www.adac.de/verkehr/recht/verkehrsvorschriften-deutschland/falschparker-abschleppen/  

https://www.duesseldorf.de/ordnungsamt/verkehrueb/drittanzeige.html
https://www.duesseldorf.de/verkehrsmanagement/mit-dem-auto/parken-in-duesseldorf.html
https://www.bussgeldkataloge.de/falschparker-abschleppen-lassen/
https://www.adac.de/verkehr/recht/verkehrsvorschriften-deutschland/falschparker-abschleppen/
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Falschparken-App 

Immer mehr Städte und Kommunen bieten spezielle Apps an, um Verkehrsverstöße insbesondere von Autofahrenden 
zu melden. Die Apps erfassen den aktuellen Standort, bieten aber auch die Möglichkeit denjenigen Straßennamen ein-
zutippen, in der sich das unrechtmäßig geparkte Auto befindet. Mittels hochgeladenem ơBeweisfotoƟ wird der Vorfall 
an das entsprechende Ordnungsamt übermittelt ƚ und zwar nicht anonym, sondern mit Klarnamen. Das Ordnungsamt 
entscheidet dann über die weitere Bearbeitung. 

Blockiert ein Fahrzeug im öffentlichen Raum Verkehrswege und behindert dadurch andere, sind Polizei und Ordnungs-
amt für das Abschleppen des unbefugt abgestellten Fahrzeugs Ansprechperson für Bürger*innen. Apps, um falsch ge-
parkte Fahrzeuge im öffentlichen Raum zu melden, können neben (vermehrten) Streifen von Polizei und Ą kommuna-
lem Ordnungsdienst, dazu beitragen die Zahl von Falschparkenden zu reduzieren. Ein konsequentes Vorgehen gegen 
Falschparkende kann die innerstädtische Belastung durch Kraftfahrzeuge reduzieren. 

Chancen und Herausforderungen 

» Sicherheit aller Verkehrsteilnehmenden erhöhen 
» Senkung von Verkehrsunfällen und Personenschäden 
» Schnell und unbürokratisch 
» App kostenlos 
» Smartphone-gebunden 
» Internetverbindung notwendig 
» Denunziantentum: Bürger*innen als ơPrivat-SheriffsƟ 
» u.U. vermehrte Falschmeldungen und bürokratischer Aufwand 
» Keine einheitliche bundesdeutsche Regelung 
» Verschärft Klima zwischen Autofahrenden, Radfahrenden und Fußgänger*innen 
 

  

 

Zielsetzung » Verkehrssicherheit erhöhen  

Praxisbeispiel Berlin, Hamburg  

Zu beachten 
ü Handelt es sich um öffentlichen oder privaten Raum? 
ü Anonyme oder namentliche Meldung? 

 

INFOBOX 

Falschparker-Meldungen via App, Berlin (Zeitungsartikel) 
https://www.morgenpost.de/berlin -aktuell/article127297930/Wie-Berliner-per-Smartphone-Falschparker-verpetzen.html 
Falschparker-Meldungen via App, Hamburg (Zeitungsartikel) 
https://www.mopo.de/hamburg/privatpersonen-gegen-parksuender-hamburger-gehen-auf- falschparker- jagd-26699348 

https://www.morgenpost.de/berlin-aktuell/article127297930/Wie-Berliner-per-Smartphone-Falschparker-verpetzen.html
https://www.mopo.de/hamburg/privatpersonen-gegen-parksuender-hamburger-gehen-auf-falschparker-jagd-26699348
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Farbgestaltung  

Ähnlich wie Beleuchtungs-  und Begrünungskonzepte kann auch durchdachte Farbgestaltung im öffentlichen Raum ei-
nen positiven Effekt auf das Sicherheitsempfinden und die Aufenthaltsqualität haben. Farbe hat eine psychologische 
und identitätsstiftende Funktion, d.h. mit einer ansprechenden, hellen und bunten Farbgestaltung besteht für Städte 
die Möglichkeit, Urbanität und Lebendigkeit nachzuzeichnen und einzelnen Stadtteilen durch wiederkehrenden Far-
beinsatz eigene Identitäten oder ein besonderes Image zu verpassen. Insbesondere in eher unübersichtlichen Berei-
chen kann Farbe zudem als Orientierungshilfe dienen (sog. ơUrban CodingƟ) oder in Kombination mit Beleuchtung 
dunkle Ecken und Nischen einsehbarer wirken lassen. 

Chancen und Herausforderungen 

» Farbe schafft Atmosphäre und weckt Emotionen 
» Bunte Farben vermitteln ein Gefühl von Sicherheit 
» Farbgestaltung als Mittel für nachhaltige Stadtplanung 
» Maßnahme, die sich sehr gut eignet, um Bewohnende, Immobilieneigentümer*innen und Investor*innen miteinzu-

beziehen 
» Strategische Farbgestaltung bedarf konsequenter Umsetzung 
» Farbgestaltung ggf. nicht nur für einzelne Plätze, sondern als Teil eines städtischen Gesamtfarbenkonzepts 
 
 

 

 

Zielsetzung 
» Subjektiv unerwünschten Verhaltensweisen vorbeugen 
» Subjektive Sicherheit stärken 
» Aufenthaltsqualität erhöh en 

 

Praxisbeispiel Tirana (Albanien)  

Zu beachten 

ü Farbgestaltung als Einzelmaßnahme oder Teil eines städtischen 
Gesamtfarbenkonzepts? 

ü Ist die Maßnahme ein Thema bei Stadtverwaltung und 
Planungsamt? 

ü Welche Zielgruppe soll erreicht werden und inwiefern kann sie 
bei der Umsetzung eingebunden werden? 

 

INFOBOX 

Tirana (Albanien) 
http://www.albania - inside.de/online-reisefuehrer/tirana/  
Stiftung Lebendige Stadt (2012) 
https://lebendige-stadt.de/pdf/Stadtfarben.pdf  

http://www.albania-inside.de/online-reisefuehrer/tirana/
https://lebendige-stadt.de/pdf/Stadtfarben.pdf
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Food-Truck  

Als Alternative zu Bäckereien und Kantinen decken Food-Trucks den Bedarf von Bewohnenden und Angestellten eines 
Viertels nach guter (regionaler), frischer und zeitlich flexibler Verpflegung. Nahrung wird schnell und einfach dort ange-
boten, wo sie benötigt wird. Food-Trucks sind durch ihre Belebungsfunktion Standortvorteil für eine Stadt und können 
gleichzeitig Absatzmarkt für regionale Erzeuger*innen darstellen. Neben des temporären Einsatzes etwa im Rahmen 
von Ą Quartiersfesten oder Ą Sommerstraßen können Food-Trucks ganzjährig betrieben werden in oder am Rand 
von Grünanlagen, tageweise in Parkausbuchtungen entlang einer Straße oder auf brachliegenden Flächen im öffentli-
chen Raum. Food-Trucks sind insbesondere in Kombination mit anderen Maßnahmen eine Möglichkeit, um die Aufent-
haltsqualität in einem bestimmten Viertel dauerhaft zu erhöhen wie beispielsweise Ą Begrünung, Ą Parklets oder Ą 
Wasserspender. 

Chancen und Herausforderungen 

» Zieht Menschen an: Belebung und soziale Kontrolle 
» Mobil und flexibel, temporär und dauerhaft einsetzbar 
» Streetfood: Möglichkeit zur Außengastronomie für ortsansässige Bäckereien, Restaurants oder Cafés 
» Fördert Nutzendenmischung: kulinarische Diversität lockt unterschiedliche Personen an 
» Erfordert genaue Standortanalyse 
» u.U. erhöhte Verschmutzung durch Verpackungsmüll 
» Regelmäßige Hygienekontrollen 
» Konkurrenz für ortsansässige Gastronomie 
» Erhöhte Lärm- und Geruchsbelästigung 
» Schwierig Genehmigung für gastronomische Sondernutzung des öffentlichen Raums zu bekommen 
» Teilstationäre Varianten erfordern Stromversorgung, Frisch- und Abwasserleitungen 

 

Zielsetzung 
» Belebung und Verweildauer erhöhen 
» Aufenthaltsqualität erhöhen 

 

Praxisbeispiel Horb, Kitzingen  

Zu beachten 
ü Welche Standorte eignen sich? 
ü Feste oder rotierende Anbieter wählen? 
ü Wie ökologisch nachhaltig ist die Maßnahme? 

 

INFOBOX 

Food-Tuck-Mittwoch, Kitzingen (Zeitungsartikel) 
https://www.mainpost.de/regional/kitzingen/Foodtruck-Mittwoch- ist-ein-voller-Erfolg;art773,9977112  
Feuerwehr-Foodtruck, Horb (Zeitungsartikel) 
https://www.schwarzwaelder-bote.de/inhalt.horb-a-n-ein- feuerwehr- foodtruck-fuer-den-marktplatz.fb7a0b4b-c1c8-4d35-
9539-0b0a90b6da3b.html 
Erhalt von Stellgenehmigungen 
https://www.craftplaces.com/de/details/artikel/wissen/oeffentliche -flaechen-nutzen-vorschriften  

https://www.mainpost.de/regional/kitzingen/Foodtruck-Mittwoch-ist-ein-voller-Erfolg;art773,9977112
https://www.schwarzwaelder-bote.de/inhalt.horb-a-n-ein-feuerwehr-foodtruck-fuer-den-marktplatz.fb7a0b4b-c1c8-4d35-9539-0b0a90b6da3b.html
https://www.schwarzwaelder-bote.de/inhalt.horb-a-n-ein-feuerwehr-foodtruck-fuer-den-marktplatz.fb7a0b4b-c1c8-4d35-9539-0b0a90b6da3b.html
https://www.craftplaces.com/de/details/artikel/wissen/oeffentliche-flaechen-nutzen-vorschriften


 

SAMMLUNG DER MAßNAHMEN 
 

                                        zurück zur Maßnahmenübersicht       114 

Förderung freier Szenen 

Der Erhalt einer vielfältigen Kulturszene ist wichtig für die Attraktivität einer Stadt. Zumeist geraten jedoch besonders 
freie Szenen durch Gentrifizierungsprozesse unter Verdrängungs- und Kostendruck. Mit finanzieller Unterstützung 
kann der Fortbestand oder die Entwicklung von Kunst-  und Kulturangeboten gefördert werden. Die Art der Förderung 
kann sowohl auf kommunaler wie auch auf städtischer oder Landesebene vollzogen werden. Finanzielle Unterstützung 
kann dabei helfen, Konzerte und Veranstaltungen zu verwirklichen oder den Erhalt von Räumlichkeiten zu gewährleis-
ten.  

Chancen und Herausforderungen 

» Kulturelle Angebote tragen langfristig zur Attraktivität einer Stadt bei 
» Stärkung von Austausch auf kultureller Ebene 
» Nachwuchsförderung 
» Interkultureller Austausch kann gewährleistet werden 
» Freie Szene als Impulsgeber für gesellschaftlich relevante Themen  
» Nachhaltige Stärkung muss gewährleistet werden  
» Angebote brauchen Raum für die Ausübung 
» Grenzziehung oftmals schwierig (klare Linie zur Förderung notwendig) 
 

 

Zielsetzung 

» Transparenz steigern (weniger Bürokratie in den Verfahren) 
» Künstlerische Vielfalt stärken 
» Kulturszene durch finanzielle Unterstützungsleistungen 

erhalten 

Praxisbeispiel Berlin, Köln, Leipzig 

Zu beachten 

ü Welche Einrichtungen fallen unter die Förderung? 
ü Welche Szenen und Gebiete sind betroffen? 
ü Welche Mittel werden benötigt, um eine nachhaltige 

Sicherung der Szene zu gewährleisten? 

INFOBOX 

Förderungskonzept des Landes Nordrhein-Westfalen 
https://www.land.nrw/de/pressemitteilung/freie -szene-erhaelt-50-prozent-mehr- foerderung-vom-land-neue-foer-
derstruktur 
Spartenübergreifende Kulturförderung, Köln 
https://www.stadt -koeln.de/leben- in-koeln/kultur/kulturfoerderung/spartenuebergreifend  
Infrastrukturförderung Freie Szene, Berlin 
https://www.berlin.de/kunst -und-kultur-pankow/foerderung/infrastrukturfoerderung-freie-szene/ 
Förderung freier Kunst und Kultur, Leipzig 
https://www.leipzig.de/freizeit -kultur-und-tourismus/kunst-und-kultur/kulturfoerderung/  

https://www.land.nrw/de/pressemitteilung/freie-szene-erhaelt-50-prozent-mehr-foerderung-vom-land-neue-foerderstruktur
https://www.land.nrw/de/pressemitteilung/freie-szene-erhaelt-50-prozent-mehr-foerderung-vom-land-neue-foerderstruktur
https://www.stadt-koeln.de/leben-in-koeln/kultur/kulturfoerderung/spartenuebergreifend
https://www.berlin.de/kunst-und-kultur-pankow/foerderung/infrastrukturfoerderung-freie-szene/
https://www.leipzig.de/freizeit-kultur-und-tourismus/kunst-und-kultur/kulturfoerderung/
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Förderverein 

Einem Förderverein der Kriminalprävention können Privatpersonen, Firmen, Gewerbetreibende, Wohnungsbaugesell-
schaften sowie Städte und Kommunen angehören bzw. sich dort engagieren. Als gemeinnützig anerkannt, ist er be-
rechtigt (zweckgebundene) Spendengelder anzunehmen, Bußgeldzuweisungen oder andere Förderungen zu empfan-
gen. Ziel ist es, Maßnahmen der Kriminalprävention, des Opferschutzes und der Zivilcourage finanziell, materiell und 
ggf. personell zu fördern. Fördervereine unterstützen insbesondere die Arbeit Ą kommunalpräventiver Räte; prinzipi-
ell kann aber jeder, der eine kriminalpräventive Maßnahme plant (Privatperson, Verein, Behörde), einen Antrag auf Pro-
jektförderung einreichen. Im Fokus stehen Maßnahmen, die sehr speziell auf den Einzelfall oder aber auf bestimmte 
Brennpunkte abgestimmt sind. 

Chancen und Herausforderungen 

» Anlaufstelle für finanzielle, materielle oder personelle Projektförderung 
» Fachliche Unterstützung 
» Know-How durch Netzwerkarbeit 
» Verbesserung Sicherheitslage 
» Verbesserung Sicherheitsempfinden 
» Weiteres Sicherheitsgremium 
» Antragstellung bürokratischer Aufwand 
» Unkoordinierte Förderung 
» Gießkannen-Prinzip 
 
 

 

Zielsetzung 
» Förderung und Unterstützung anbieten 
» Objektive und subjektive Sicherheit verbessern 

 

Praxisbeispiel Heidelberg, Lohne, München, Reutlingen  

Zu beachten 
ü Was soll/ kann der Förderverein leisten? 
ü Welche Projekte werden unterstützt? 
ü Wer begleitet und evaluiert geförderte Maßnahmen? 

 

INFOBOX 

Verein Prävention-Rhein-Neckar e.V., Heidelberg 
https://www.praevention -rhein-neckar.de/  
Förderverein des Präventionsrates, Lohne 
https://www.lohne.de/Unsere-Stadt/Praeventionsrat/Foerderverein.htm? 
Münchner Sicherheitsforum e.V. 
https://www.mue nchner-sicherheitsforum.de/ 
Förderverein Kriminal-  und Verkehrsprävention, Reutlingen 
http://www.praevention -reutlingen.de/  

https://www.praevention-rhein-neckar.de/
https://www.lohne.de/Unsere-Stadt/Praeventionsrat/Foerderverein.htm
https://www.muenchner-sicherheitsforum.de/
http://www.praevention-reutlingen.de/


 

SAMMLUNG DER MAßNAHMEN 
 

                                        zurück zur Maßnahmenübersicht       116 

Frauentaxi 

Das Frauentaxi ist ein besonderes Angebot für Frauen nach Einbruch der Dunkelheit bzw. zu festgelegten Uhrzeiten in 
der Nacht. Innerhalb eines geografisch festgelegten Gebiets können sich Frauen zu ermäßigten Preisen oder einem 
Festpreis mit Taxen befördern lassen. Allerdings ist es in seltenen Fällen zu sexuellen Übergriffen einzelner Frauen-
Taxifahrer auf ihre weiblichen Fahrgäste gekommen. Deshalb gibt es auch in einigen Kommunen ein Nachttaxi von 
Frauen für Frauen. 

Chancen und Herausforderungen 

» Mehr Bewegungsfreiheit bei Dunkelheit für Frauen 
» Individuell nutzbar 
» Keine besondere Eignung von Fahrer*innen von Frauentaxen  
» Ausgleich von Diskriminierung und Benachteiligung gegenüber Frauen 
» Ggf. sexuelle Belästigung durch Taxifahrer 
» Hohe Kosten 
» Finanzielle und soziale Diskriminierung und Benachteiligung von Männern 
 

 

  

 

Zielsetzung 
» Sicherheitsempfinden von Frauen stärken 
» Vor sexueller Belästigung schützen 

 

Praxisbeispiel Freiburg, Heidelberg, München  

Zu beachten 
ü Zu welchen Zeiten wird das Taxi angeboten? 
ü Wer trägt die Kosten? Gibt es einen Zuschuss von der 

Kommune? 

 

INFOBOX 

Projekt Frauentaxi, Beispiel Heidelberg und München 
https://www.adac.de/der-adac/aktuelles/frauennachttaxi/ 
Frauentaxi, Beispiel Freiburg 
https://www.freiburg.de/pb/1163042.html  

https://www.adac.de/der-adac/aktuelles/frauennachttaxi/
https://www.freiburg.de/pb/1163042.html
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Fußverkehr stärken 

Zu Fuß gehen ist umweltfreundlich, gesund, leise und braucht wenig Platz. Gleichzeitig spielt der Fußverkehr in der 
städtischen Verkehrsplanung häufig nur eine untergeordnete Rolle. Fußgänger*innen sind vielfach von Abgasen, Lärm 
und Enge betroffen und als schwächere Verkehrsteilnehmende stark unfallgefährdet. Ein lohnenswertes Ziel für die 
Stadtentwicklung könnte daher die Stärkung des Fußverkehrs im Hinblick auf bessere Nutzbarmachung von Straßen 
und Plätzen, eine Erhöhung der Aufenthaltsqualität durch breite Bürgersteige und eine Reduzierung der dominanten 
Stellung des motorisierten Verkehrs sein. 

Mögliche temporäre, aber auch dauerhafte Maßnahmen, um Fußgänger*innen den Aufenthalt und das Bewegen durch 
den öffentlichen Raum zu erleichtern sind z.B. Ą autofreie Innenstädte, Ą Begrünung, Ą besseres Beleuchtungs-
konzept, Ą Grätzloase, Ą klare Wegführung, Ą nutzbare Grün- und Freiflächen, Ą Shared Space, Ą Verkehrsbe-
ruhigung oder Ą Fußverkehrsverantwortliche. 

Chancen und Herausforderungen 

» Verkehrssicherheit erhöhen 
» Aufenthaltsqualität erhöhen 
» Stadtbild verbessern 
» Stadtimage verbessern 
» Alternativen zum motorisierten Verkehr stärken 
  

 

Zielsetzung 
» Sicherheit & Sicherheitsempfinden zu Fuß stärken 
» Fußverkehr fördern 
» Aufenthaltsqualität erhöhen 

Praxisbeispiel Aalen 

Zu beachten 
ü Welcher Bedarf besteht? 
ü Welche Zielgruppen sollen besonders berücksichtigt werden 

(z.B. Menschen mit Behinderungen, Senioren, Kinder)? 

INFOBOX 

Beispiel Stadt Aalen 
https://www.aalen.de/abschlussbericht- fussverkehrs-check-2017.119539.25.htm 
Fußverkehrsstrategie des Umweltbundesamtes 
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/2020 -06-15_texte_75 -2018_geht-
doch_v6.pdf  
Hinweise des Deutschen Instituts für Urbanistik 
https://difu.de/publikationen/2019/so -gehts  

https://www.aalen.de/abschlussbericht-fussverkehrs-check-2017.119539.25.htm
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/2020-06-15_texte_75-2018_geht-doch_v6.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/2020-06-15_texte_75-2018_geht-doch_v6.pdf
https://difu.de/publikationen/2019/so-gehts
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Fußverkehrsverantwortliche 

Um die Interessen von Fußgänger*innen stärker in die Stadt-  und Verkehrsentwicklung einzubeziehen eignet sich die 
Beschäftigung von Fußverkehrsverantwortlichen. Sie bringen sich in der Gestaltung des öffentlichen Raums ein, bei-
spielsweise bei der Erarbeitung und Umsetzung von Konzepten zur Fußverkehrsentwicklungsplanung, der Beurteilung 
und Prüfung aktueller Vorhaben im Hinblick auf Barrierefreiheit, Sicherheit und Inklusion sowie dem Identifizieren und 
Beheben gestalterischer Mängel von Straßen, Parks und Grünanlagen. Ziel ist eine Erhöhung der Aufenthaltsqualität, 
eine bessere Nutzbarkeit von Straßen und Plätzen und die Reduzierung der dominanten Stellung des motorisierten 
zugunsten des Fußgängerverkehrs. 

Mögliche temporäre, aber auch dauerhafte Maßnahmen, um Fußgänger*innen den Aufenthalt und das Bewegen durch 
den öffentlichen Raum zu erleichtern sind z.B. Ą autofreie Wochenenden, Ą Begrünung, Ą besseres Beleuchtungs-
konzept, Ą Grätzloase, Ą klare Wegführung, Ą nutzbare Grün- und Freiflächen, Ą Shared Space, Ą Verkehrsbe-
ruhigung oder Ą Wasserspiele. 

Chancen und Herausforderungen 

» Schnittstelle Bevölkerung und Verwaltung/ Stadtplanung 
» Fußverkehr stärken 
» Verkehrssicherheit erhöhen 
» Aufenthaltsqualität erhöhen 
» Stadtbild verbessern 
» Stadtimage verbessern 
» Bürgerbeteiligung 
» Auf Hinweise aus der Bevölkerung angewiesen 
» Einseitige Interessenvertretung 
» Personalkosten 

 

Zielsetzung 
» Sicherheitsempfinden von Fußgänger*innen stärken 
» Verkehrsentwicklung verbessern 
» Motorisierten Verkehr senken 

Praxisbeispiel Leipzig 

Zu beachten 
ü In welcher Form soll das Amt ausgeübt werden? 
ü Inwieweit ist das Amt institutionalisiert?  

INFOBOX 

Fußverkehrsverantwortlicher, Leipzig 
https://www.leipzig.de/news/ne ws/mit - friedemann-goerl-hat-die-stadt- leipzig-seit- januar-2018-einen-fussverkehrsver-
antwortlichen/ 

https://www.leipzig.de/news/news/mit-friedemann-goerl-hat-die-stadt-leipzig-seit-januar-2018-einen-fussverkehrsverantwortlichen/
https://www.leipzig.de/news/news/mit-friedemann-goerl-hat-die-stadt-leipzig-seit-januar-2018-einen-fussverkehrsverantwortlichen/
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Gemeinnützigkeit (Genossenschaften) 

Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaften bieten für ihre Mitglieder Wohnungen zu nicht marktüblichen Konditionen 
an. Folglich wird es möglich, günstigen Wohnraum und soziale Milieus zu erhalten. Genossenschaften können privat 
oder öffentlich organisiert werden, jedoch können Städte oder Kommunen Wohnungsgenossenschaften finanziell för-
dern. Seit Abschaffung der gesetzlichen Grundlage zur Gemeinnützigkeit von Genossenschaften im Jahr 1990 wird eine 
Wiedereinführung auf politischer Ebene diskutiert.  

Chancen und Herausforderungen 

» Förderung der sozialen Durchmischung in der Stadt 
» Erhalt von sozialem Wohnungsbau 
» Fehlende rechtliche Grundlage 
» Mögliche Grauzonen zur Ausgestaltung seitens der Genossenschaften 
 

  

 

Zielsetzung 
» Wohnraum für alle sozialen Schichten ermöglichen 
» Sozialwohnungen fördern 
» Soziale Durchmischung der Stadt erhalten 

Praxisbeispiel Dortmund 

Zu beachten 
ü Welche gesetzliche Grundlage gibt es?  
ü Welche Genossenschaften arbeiten gemeinnützig?   

INFOBOX 

Gemeinnützige Wohngenossenschaft (GWG), Dortmund 
https://www.gwg -dortmund.de/ 
Neue Wohnungsgemeinnützigkeit ƚ Eine Studie der Rosa Luxemburg Stiftung 
https://www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/Stud ien/Studien_5-17_Neue_Wohnungsgemeinnuetzigkeit.pdf  

https://www.gwg-dortmund.de/
https://www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/Studien/Studien_5-17_Neue_Wohnungsgemeinnuetzigkeit.pdf
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Gemeinsame Streife von Sozialarbeit und Polizei 

Aufsuchende Sozialarbeit und Polizei haben im beruflichen Alltag dieselbe Zielgruppe, jedoch aus unterschiedlicher Per-
spektive. Der sozialarbeiterische Blick ist personen-, der polizeiliche Blick fall-  und täterorientiert. Um eine konflikthafte 
Begegnung sowie Fehl-  und Vorurteile auf beiden Seiten zu vermeiden, bieten sich gemeinsame Streifen von Sozialar-
beit und Polizei als niedrigschwellige Maßnahme im Interventions- und Präventionsgefüge an. Diese Zusammenarbeit 
stellt hohe Ansprüche an die Akteure, da sie gleichzeitig innerhalb ihrer Rollen und darüber hinaus agieren müssen. Das 
Potenzial liegt im Dialog der Akteure: Spannungen werden reduziert durch gegenseitiges Verständnis der Arbeitsan-
sätze und Ziele. In der Praxis gibt es verschiedene Kommunikations- und Kooperationsformen, z.B. das Präventions-
programm Polizei-Sozialarbeit. Kooperationsformen von Sozialarbeit und Polizei können natürlich zusätzlich mit wei-
teren Akteuren und Institutionen zusammenarbeiten etwa Jugendhilfe oder Schulen. 

Chancen und Herausforderungen 

» Abbau gegenseitiger Vorurteile und Misstrauen durch berufsoffenes Denken 
» Schnittstellenarbeit 
» Unterschiede im gesetzlichen und gesellschaftlichen Auftrag 
» Unterschiedliche rechtliche Ausgangspunkte von Prävention, Daten- und Vertrauensschutz: Kontrolle vs. Hilfe, Le-

galitätsprinzip vs. Vertrauensschutz 
» Unterschiedliche Erfolgskriterien, Interventionsstrategien und Zeitstrukturen der Problemlösung 

 

Zielsetzung 

» Fachbezogenen Erfahrungs- und Informationsaustausch 
ermöglichen 

» Interventions- und Präventionsarbeit durch behörden-
übergreifende Strukturen verbessern 

 

Praxisbeispiel Hannover  

Zu beachten 

ü Was ist der gesetzliche und gesellschaftliche Auftrag? 
ü Worauf ist beim Aufbau struktureller Kooperation zu achten 

(Schnittstellen, Arbeitsschwerpunkte, Absprachen)? 
ü Wo kann eine Koordinierungs- bzw. Clearingstelle eingerichtet 

werden? 

 

INFOBOX 

Präventionsprogramm Polizei-Sozialarbeit fortsetzen, Hannover 
https://www.gdp.de/gdp/gdpnds.nsf/id/31CE57BBB4BE0CCFC125700700380CBE 
Kooperation Polizei-Jugendhilfe-Sozialarbeit-Schule Nürnberg 
https://www.nuernberg.de/internet/sicherheitspakt/vernetzung_polizei_schule.html 
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Gemeinwesenarbeit 

Gemeinwesenarbeit als Teil der Sozialen Arbeit ist ein prozessorientiertes, partizipatives und interdisziplinäres Arbeits-
prinzip. Zentrales Anliegen es ist, gemeinsam mit den Menschen vor Ort nachhaltige Verbesserungen ihrer Lebenssi-
tuationen zu erreichen. Konkret liegt das Ziel in der Verbesserung von materiellen Bedingungen (z.B. Wohnraum), inf-
rastrukturellen Bedingungen (z.B. Grünflächen, Verkehrsanbindung) und immateriellen Bedingungen (z.B. Qualität 
nachbarschaftlicher Beziehungen). Gemeinwesenarbeit fördert Handlungsfähigkeit und Selbstorganisation (Hilfe zur 
Selbsthilfe), Empowerment und den Aufbau von Netzwerken und Kooperationsstrukturen. D.h. die Menschen werden 
dabei unterstützt und dazu angehalten, selbst aktiv zu werden, um ihre Bedürfnisse und Interessen öffentlich zu arti-
kulieren und sich für ihre Anliegen eigenverantwortlich einzusetzen. Dies geschieht z.B. in Form von Haustürgesprä-
chen, aktivierenden Befragungen, Versammlungen, Öffentlichkeitsaktionen und der Begleitung von möglichst selbst-
ständig arbeitenden Bewohnergruppen. Gemeinwesenarbeit ist die Kernkompetenz des Ą Quartiermanagements. In 
diesem Rahmen nimmt sie eine intermediäre Funktion ein als Bindeglied zwischen den Interessen und Aktivitäten der 
Menschen vor Ort und den zur Verfügung stehenden Ressourcen der Stadt bzw. des Viertels. 

Chancen und Herausforderungen 

» Gezielte Maßnahme für Menschen eines Stadtviertels 
» Anlauf-  und Vernetzungsstelle vor Ort (Kümmerer) 
» Sozialräumlicher und ressortübergreifender Ansatz 
» Hilfe zur Selbsthilfe/ Empowerment 
» Gratwanderung unterschiedliche, z.T. divergierende Interessen und Bedürfnisse auszutarieren 
» Hohe Kommunikations- und Diskussionsfähigkeit der Akteure, hoher fachlicher Anspruch an Mitarbeitende 
» Bereichsübergreifender Ansatz 
» Langwieriger Prozess 

 

Zielsetzung 
» Empowerment fördern 
» Vernetzung fördern 

 

Praxisbeispiel Hannover, St. Pauli  

Zu beachten 
ü Wie lassen sich Probleme, Bedarfe etc. ermitteln? 
ü In welchen Bereichen wird schon was getan? 
ü Wo besteht Unterstützungsbedarf? 

 

INFOBOX 

Gemeinwesenarbeit Hannover 
https://www.hannover.de/Leben- in-der-Region-Hannover/Politik/B%C3%BCrgerbeteiligung-Engagement/Ehrenamt-und-
Engagement/Engagieren-bei-der-Stadt-Hannover/Soziales/Gemeinwesenarbeit-Hannover 
Gemeinwesenarbeit St. Pauli 
http://www.gwa -stpauli.de/ 

https://www.hannover.de/Leben-in-der-Region-Hannover/Politik/B%C3%BCrgerbeteiligung-Engagement/Ehrenamt-und-Engagement/Engagieren-bei-der-Stadt-Hannover/Soziales/Gemeinwesenarbeit-Hannover
https://www.hannover.de/Leben-in-der-Region-Hannover/Politik/B%C3%BCrgerbeteiligung-Engagement/Ehrenamt-und-Engagement/Engagieren-bei-der-Stadt-Hannover/Soziales/Gemeinwesenarbeit-Hannover
http://www.gwa-stpauli.de/
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Generelle Aufwertung des Stadtbilds 

Eine generelle Aufwertung des Stadtbilds umfasst nachhaltige städtebauliche und soziale Maßnahmen. Bei Planung 
und Umsetzung der Gestaltungsleitlinien ist auf Einbezug aller Nutzenden des Stadtviertels zu achten. Ziel sollte es 
sein, die Aufenthaltsqualität zu steigern und damit Wohn-  und Lebensqualität zu erhöhen. 

Beispiele für konkrete Maßnahmen genereller Stadtbildaufwertung 

Č Aufwertung und Instandhaltung von Unterführungen 
Č Bauliche Gestaltung 
Č Belebung zu verschiedenen Tageszeiten 
Č Besseres Beleuchtungskonzept 
Č Einsehbarkeit verbessern 
Č Farbgestaltung 
Č Graffiti, Tags und illegale Plakatierung schnell entfernen 
Č Häufige Reinigung 
Č Parkbänke 
Č Soziale Durchmischung fördern 
Č Urban Gardening  

 

Zielsetzung 
» Subjektive Sicherheit stärken 
» Subjektiv unerwünschte Verhaltensweisen senken 
» Aufenthaltsqualität erhöhen 

 

   

Zu beachten 

ü Neu- oder Umgestaltung, Neu- oder Umbau? 
ü Was ist der Zweck, wer die Zielgruppe? 
ü Wie wird die Finanzierung sichergestellt? 
ü Dauerhafte oder temporäre Maßnahmen? 

 



 

SAMMLUNG DER MAßNAHMEN 
 

                                        zurück zur Maßnahmenübersicht       123 

Gewaltprävention für wohnungslose Opfer 

Kommunale Präventionsarbeit muss auch die Gewaltprävention für wohnungslose Menschen umfassen, die über-
durchschnittlich häufig Opfer körperlicher und sexueller Übergriffe sind und tätliche Übergriffe ƚ wie Bespucken oder 
Urinieren ƚ erleben. Um im öffentli chen Raum Gewalt gegen Menschen mit Lebensmittelpunkt Straße zu verhindern 
ist es wichtig Ą benachteiligte Gruppen einzubeziehen, wenn es um die Prävention von Gewalt geht. Neben formeller 
Sozialkontrolle wie Ą kommunaler Ordnungsdienst, Ą Polizeipräsenz oder Ą Sicherheitswacht trägt insbesondere 
die informelle Sozialkontrolle dazu bei, Übergriffe zu unterbinden z.B. durch die Ą Belebung zu verschiedenen Tages-
zeiten, Ą Kampagnen zur Zivilcourage oder Ą der Förderung von Toleranz und urbaner Kompetenz. Eine weitere 
Möglichkeit besteht im Ausbau und der finanziellen Unterstützung von Hilfeeinrichtungen für Menschen mit Lebens-
mittelpunkt Straße. Dort lassen sich Atmosphäre, Unsicherheiten, Stress und Konflikte durch räumliche, organisatori-
sche und personelle Rahmenbedingungen beeinflussen: Ausreichend Platz, sinnvolle Hausordnungen und ein ausrei-
chend hoher Personalschlüssel sind Möglichkeiten, die soziale Einrichtungen ergreifen können, um Gewalt gegen ihre 
Klient*innen zu verringern. Eine weitere Möglichkeit kann die Berufung einer Präventionskraft darstellen, d.h. einer 
Person, die bei allen Fragen, Ereignissen und präventiven Maßnahmen im Zusammenhang mit Gewalt zuständig ist. 
Diese Person nimmt sowohl für die Einrichtung als auch für das Opfer eine beratende und unterstützende Funktion ein, 
vor allem auch mit Blick auf eine konsequente Strafverfolgung. 

Chancen und Herausforderungen 

» Integration von Angehörigen marginalisierter Gruppen in kommunale Prävention 
» Erhöht das Sicherheitsempfinden von Menschen mit Lebensmittelpunkt Straße 
» Fördert Sensibilisierung und Toleranz der Mehrheitsgesellschaft 
» Gratwanderung zwischen divergierenden Interessen und Bedürfnisse 
 
  

 

Zielsetzung 
» Sozial Schwache schützen 
» Sicherheitsempfinden stärken 
» Sensibilisierung für das Thema schaffen 

 

Praxisbeispiel Hessen  

Zu beachten 
ü Welche Maßnahmen sind im öffentlichen Raum möglich? 
ü Welche Maßnahmen sind in Hilfseinrichtungen möglich? 

 

INFOBOX 

Handreichung mit Fallbeispielen und Arbeitshilfen, Diakonie Hessen (2017) 
http://www.diakonie -hessen.de/fileadmin/Dateien/AAA_DiakonieHessen/Files/Ueber_uns/Arbeitsberei-
che/ExAGd/Broschuere_Gewaltpr%C3%A4vention_Wohnungsnotfallhilfe_Final.pdf  
Empirische Ergebnisse zur Opferwerdung wohnungsloser Menschen, Daniela Pollich (2017) 
https://pub.uni-bielefeld.de/download/2915931/2915932  

http://www.diakonie-hessen.de/fileadmin/Dateien/AAA_DiakonieHessen/Files/Ueber_uns/Arbeitsbereiche/ExAGd/Broschuere_Gewaltpr%C3%A4vention_Wohnungsnotfallhilfe_Final.pdf
http://www.diakonie-hessen.de/fileadmin/Dateien/AAA_DiakonieHessen/Files/Ueber_uns/Arbeitsbereiche/ExAGd/Broschuere_Gewaltpr%C3%A4vention_Wohnungsnotfallhilfe_Final.pdf
https://pub.uni-bielefeld.de/download/2915931/2915932
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Gewerbliche Durchmischung 

Bei der Entwicklung von Ortsteilen und Quartieren ist eine lebendige Durchmischung auf gewerblicher Ebene wichtig. 
Durchmischung kann hierbei einerseits als Vielfalt von unterschiedlichen Gewerbeformen, wie Kleingewerbe, Dienst-
leistungen und Handel verstanden werden. So können Strukturen wie die Dominanz von großen Warenhäusern in der 
Innenstadt beispielsweise durch die Ansiedlung kleiner lokaler Anbietenden durchbrochen werden. Andererseits ent-
steht eine Stadt der kurzen Wege, die durch die räumliche Nähe von Wohnstandort, Arbeitsplatz und Einkaufsmöglich-
keiten geprägt ist. Um den Abzug des innerstädtischen Gewerbes zu verhindern, werden auch neue Ansätze wie das 
Konzept der Urbanen Produktion entwickelt, bei der Produktionsstätten in dicht besiedelten Gebieten entstehen sollen. 
Auch urbane Landwirtschaft mit Ansätzen wie dem Vertical Farming sorgt für eine Vitalisierung der Innenstädte durch 
die Reduktion von Leerstand. Gleichzeitig erfolgt eine Dezentralisierung der Arbeitsstandorte, weshalb die Pendeln-
denquote reduziert wird. Allerdings muss ein Nebeneinander von Wohnen und Arbeiten gut geplant sein, um beispiels-
weise Störungen des Wohnfriedens durch gewerbliche Nutzung zu verhindern. Zudem sind bauliche und rechtliche An-
forderungen zu berücksichtigen. 

Chancen und Herausforderungen 

» Gewerbliche Durchmischung fördert Vielfalt / Chancen für Kleinstgewerbe 
» Räumliche Nähe von Wohnen und Arbeiten 
» Eine lebendige Durchmischung fördert das Interesse der Kund*innen vor Ort zu kaufen 
» Kurze Wege und Regionalbezug fördern den Klimaschutz 
» Synergien aus der Kombination von Wohnen und Arbeiten / unterschiedlichen Gewerbeformen 
» Geeignete Gewerbeflächen (Größe, Ausstattung, Preis) müssen verfügbar sein 
» Bauliche und rechtliche Anforderungen müssen besonders bei der Zusammenführung von Wohnen und Arbeiten 

berücksichtigt werden 
  

 

Zielsetzung 
» Eine vielfältige Gewerbelandschaft schaffen 
» Nähe von Arbeiten und Wohnen ermöglichen 

Praxisbeispiel Dresden, Hamburg, Tübingen 

Zu beachten 
ü Liegen geeignete Gewerbeflächen für Konzepte vor?  
ü Welche Gewerbearten sind geeignet? 
ü Wie können Leerstände vermieden werden? 

INFOBOX 

Dresden, Historische Friedrichstadt 
https://www.dresden.de/media/pdf/stadtplanung/stadtplanung/spa_insek_Broschuere_DD_2025_final_Internet_n.pdf  
Hamburg, St. Pauli, Pestalozzi-Quartier 
https://www.polis -award.com/teilnehmer/pestalozzi-quartier-hamburg-st-pauli-19-02-2018-1630/   
Tübingen, Französisches Viertel / Loretto 
https://www.tuebingen.de/franz_viertel#/1607  

https://www.dresden.de/media/pdf/stadtplanung/stadtplanung/spa_insek_Broschuere_DD_2025_final_Internet_n.pdf
https://www.polis-award.com/teilnehmer/pestalozzi-quartier-hamburg-st-pauli-19-02-2018-1630/
https://www.tuebingen.de/franz_viertel#/1607
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Gezielte Imagekampagne 

Problembehaftete Gebiete können das Image einer Stadt massiv beeinflussen. Eine gezielte Imagekampagne kann, 
professionell umgesetzt, eine wirkungsvolle Maßnahme seitens einer Stadt oder Kommune sein, um Vorstellungen und 
Meinungen über das Bahnhofsviertel positiv zu beeinflussen. Wichtig ist zu Beginn die Festlegung der zu erreichenden 
Ziele. Soll in der Außenwirkung der gesamte Ruf des Viertels oder nur gezielt ein einzelner Bereich des Viertels (etwa 
ein Park oder Straßenzug) verbessert werden? Um das zu erreichen sind einerseits Kontinuität und Glaubwürdigkeit 
zentral, anderseits müssen alle Akteure des Viertels einbezogen werden, um das Viertel für Außenstehende identifi-
zierbar und differenzierbar zu machen. Ein wichtiger Faktor bei der Umsetzung ist das Kommunikationsmedium, wel-
ches stark von der Zielgruppe abhängig ist. Sollen etwa flächendeckend im Viertel Werbemittel wie Plakate, Flyer, An-
zeigen, aber auch Ausstellungen, Diskussionsrunden, Wettbewerbe, Onlineangebote o.ä. eingesetzt werden oder nur 
im Bahnhofsbereich, um eine spezielle Nutzergruppe anzusprechen? 

Langfristig leisten Imagekampagnen einen positiven Beitrag zur Stadtteilentwicklung. 

Chancen und Herausforderungen 

» Kontinuierliche Auseinandersetzung/ Konfrontation der Bevölkerung mit dem Thema 
» Verbessert Meinungsbild in der Öffentlichkeit 
» Erhöhung Sicherheitsempfinden 
» Langfristig: soziale und ökonomische Aufwertung 
» Hoher finanzieller und organisatorischer Aufwand 
» ơSchõnredenƟ: einseitige Darstellung des Viertels möglich 
 

 

  

  

 

Zielsetzung 
» Sicherheitsempfinden stärken 
» Stigmatisierungen entgegenwirken 

 

Praxisbeispiel Berlin, München  

Zu beachten 
ü Welche Ziele sollen erreicht werden (exakte Definition)? 
ü Welche Kommunikationswege sollen eingeschlagen werden? 
ü Wie lange soll die Maßnahme Anwendung finden? 

 

INFOBOX 

Beispiel Stadtmarketing Bayern, Mûnchen ơSûdliches BahnhofsviertelƟ 
https://www.stadtmarketing -bayern.de/fileadmin/downloads/5_Jahre_Stadtmarketingpreis_Bayern.pdf 
Beispiel Imagekampagne ơbe BerlinƟ 
https://www.berlin -partner.de/hauptstadt-marketing/be-berlin/ 

https://www.stadtmarketing-bayern.de/fileadmin/downloads/5_Jahre_Stadtmarketingpreis_Bayern.pdf
https://www.berlin-partner.de/hauptstadt-marketing/be-berlin/
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Gezielte Infokampagnen 

Eine Möglichkeit, eine Vielzahl an Menschen schnell und kostengünstig über das Bahnhofsviertel zu informieren, sind 
Informationskampagnen. Auf diese Art können zielgerichtet Fakten, Neuigkeiten und Veränderungen mitgeteilt wer-
den, um Bewusstsein und Kenntnisstand der Bevölkerung zu erweitern, zu sensibilisieren und gegebenenfalls Verhal-
tensänderungen hervorzurufen. Gleichzeitig bietet sich durch Informationskampagnen die Möglichkeit mit potenziellen 
Kritiker*innen zu kommunizieren bzw. Vorurteilen und Vorbehalten entgegen zu wirken. 

Die Kommunikationswege sind breit gefächert: Internet (z.B. Homepage der Stadt, von örtlichen Vereinen oder Gewer-
betreibenden), Plakate entlang von Straßen oder an Bauzäunen, Poster, Radio und TV, soziale Medien oder Wurfsen-
dungen in Briefkästen von Anwohnenden und Gewerbetreibenden. Welche Form letztlich gewählt wird, hängt auch von 
der Zielgruppe ab (z.B. Bewohnerschaft, Ältere, Kinder, Frauen, Migrant*innen, Randgruppen) und der Menge an Infor-
mationen, die mitgeteilt werden soll. 

Chancen und Herausforderungen 

» Kontinuierliche Auseinandersetzung/ Konfrontation der Bevölkerung mit relevanten Themen 
» Verbessert Meinungsbild in der Öffentlichkeit 
» Kann schnell und aktuell wirken 
» Fördert eine informierte Gesellschaft 
» Erhöht Sicherheitsempfinden 
» Langfristig: soziale und ökonomische Aufwertung 
» Effektiv nur bei kontinuierlichem Einsatz 
 

  

 

Zielsetzung 
» Information en verbreiten 
» Sicherheitsempfinden stärken 
» Stigmatisierung entgegenwirken 

Praxisbeispiel Heidelberg 

Zu beachten 
ü Welche Ziele sollen erreicht werden (exakte Definition)? 
ü Welche Kommunikationswege werden eingeschlagen? 
ü Wie lange soll die Maßnahme Anwendung finden? 

INFOBOX 

Beispiel Informationskampagne zur Abfallvermeidung, Heidelberg 
https://www.heidelberg.de/913320  
Plakataktion zur Kampagne ơBitte Was?!Ɵ, Baden-Württemberg 
https://www.baden -wuerttemberg.de/de/service/presse/pressemitteilung/pid/plakataktion-zur-kampagne-bitte-was-star-
tet/  

https://www.heidelberg.de/913320
https://www.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse/pressemitteilung/pid/plakataktion-zur-kampagne-bitte-was-startet/
https://www.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse/pressemitteilung/pid/plakataktion-zur-kampagne-bitte-was-startet/
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Graffiti abweisende Oberfläche/ Graffitisprühschutz 

Im öffentlichen Raum kommt es immer wieder zu Vandalismus in Form von Graffiti. Diese können nicht nur optisch 
störend sein, sie haben oft auch eine magnetische Wirkung auf andere Sprayende, d.h. ein Graffito bleibt in der Regel 
nicht lang allein. Ihre Entfernung ist mühsam und kostspielig. Durch Graffiti werden nach Schätzung des Deutschen 
Städtetags jährlich Kosten in Höhe von 200 Millionen Euro verursacht. Eine Möglichkeit, um Graffiti vorzubeugen, sind 
graffitiabweisende Oberflächen (Graffitisprühschutz), d.h. spezielle Pulver-  und Nasslacke, die verhindern, dass Graf-
fiti -Farben in den Untergrund eindringen. Insbesondere Gebäudestrukturen werden auf diese Art vor dauerhaften 
Schäden geschützt. 

Chancen und Herausforderungen 

» Leichte und rückstandslose Entfernbarkeit von Graffiti 
» Fassadenschutz 
» Sauberkeit und Ordnung zentral für Sicherheitsempfinden 
» Mittel -  und langfristig: wiederholte Anbringung von Pulver-  und Lackschutz verursacht hohe Kosten 
» Fachgerechte Anbringung 
 

 

 

 

 

  

 

Zielsetzung 
» Vandalismus verhindern 
» Entfernen erleichtern 

 

Praxisbeispiel Freiburg  

Zu beachten 

ü Inwiefern ist der Graffitischutz abhängig vom Untergrund-
material? 

ü Sollen Sprayende ferngehalten oder nur die Graffitientfernung 
erleichtert werden? 

 

INFOBOX 

Graffiti-Prävention, Freiburg 
https://www.freiburg.de/pb/205400.html   
Anti-Graffiti-Verein 
https://www.anti -graffiti -verein.de/anti-graffiti -schutz/  

https://www.freiburg.de/pb/205400.html
https://www.anti-graffiti-verein.de/anti-graffiti-schutz/
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Graffiti, Tags und illegale Plakatierung schnell entfernen 

Das Anbringen von Graffiti, Tags und illegaler Plakatierung ist eine mutwillige Beschädigung öffentlichen oder privaten 
Eigentums, welches nicht nur das Stadtbild wesentlich beeinträchtigt, sondern auch das Sicherheitsempfinden beein-
flusst. Insbesondere Hausfassaden, Stromkästen, Bushaltestellen, Bauzäune, Altglascontainer oder Ampelpfosten sind 
von Schmierereien betroffen. Es entstehen dabei jährlich Schäden in Millionenhöhe. Illegal angebrachte Graffiti, Tags 
und Plakatierungen sollten zeitnah entfernt werden, um Nachahmungstaten zu verhindern. Die ơBroken Windows The-
orieƟ geht davon aus, dass bei Nichtentfernen einer Schmiererei schnell die nächsten folgen und so ein Straßenzug oder 
Stadtquartier ein Gefühl der Verwahrlosung und mangelnden sozialen Kontrolle bei Nutzenden auslösen kann. 

Chancen und Herausforderungen 

» Werterhalt der Untergrundfläche (v.a. bei Immobilien) 
» Ordentliches Stadtbild 
» Erhöhtes Sicherheitsgefühl 
» Aufwendig und kostenintensiv 
» Sisyphusarbeit 
 

 

 

 

 

 

 

  

 

Zielsetzung 
» Vandalismus verhindern 
» Stadtbild aufwerten 

 

Praxisbeispiel München, Pforzheim  

Zu beachten 
ü Wie zügig können Graffiti tatsächlich entfernt werden? 
ü Sollen Alternativen geboten werden? 

 

INFOBOX 

Täter-Opfer-Ausgleich: Projekt ơGraffiti MûnchenƟ 
https://www.bruecke-muenchen.de/index.php?page=program 
Beispiel: Anti-Graffiti-Mobil der Stadt Pforzheim 
https://haus -des- jugendrechts-pforzheim.justiz-bw.de/pb/,Lde/Startseite/Anti_Graffiti_Mobil  

https://www.bruecke-muenchen.de/index.php?page=program
https://haus-des-jugendrechts-pforzheim.justiz-bw.de/pb/,Lde/Startseite/Anti_Graffiti_Mobil
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Grätzloase 

Öffentlicher Raum, insbesondere im Gebiet rund um den Hauptbahnhof, ist gekennzeichnet von einer hohen Nutzen-
denzahl, einem diversen Nutzungsspektrum, breiten Nutzendeninteressen und einer hohen Fluktuation auf verhältnis-
mäßig kleiner Fläche. Eine Mehrfachnutzung von Freiraum gewinnt daher zunehmend an Bedeutung. Grätzloasen stel-
len eine Möglichkeit dar, städtische Freiräume durch Gestaltung umzufunktionieren und zu beleben. Das Ziel besteht in 
einer lebenswerten und fair geteilten Stadt mit sozial durchmischten Stadtvierteln sowie einer aktiv eingebundenen 
Bürgerschaft. Grätzloasen bieten eine nahezu unendliche Gestaltungsvielfalt: Ähnlich wie bei Ą Parklets können z.B. 
Flächen von Parkplätzen entlang von Straßen für die Installation von Ą konsumfreien Sitzgelegenheiten mit Ą Be-
grünung genutzt werden. An Ą autofreien Wochenenden kann die Straße bspw. als Fitnessraum dienen oder eine 
Brachfläche kann zu einem Ort des gemeinsamen Brotbackens im Holzofen werden.   

Aufgrund des Leitgedankens von Grätzloasen ƚ temporäre Mehrfachnutzung von öffentlichem Raum ƚ sind die Aktio-
nen im Rahmen dieser Maßnahme schnell auf-  und wieder abgebaut. Sie können seitens der Bürgerschaft beantragt 
werden, was soziales Engagement und Verantwortungsübernahme für das eigene Stadtviertel fördert. Jedoch liegen 
damit auch Kosten, Haftung und Entfernung bei den Antragstellenden. 

Chancen und Herausforderungen 

» Belebung des öffentlichen Raums 
» Erhöhung Lebensqualität 
» Bürgerbeteiligung 
» Vielfältige Nutzung führt zu sozialer Durchmischung: unterstützt Interaktion und Kommunikation 
» Förderungsmöglichkeiten durch Kommune und Vereine 
» Hauptnutzung: warme Jahreszeit 
» Witterungsanfällig 
» Missbräuchliche Nutzung und Verschmutzung 
» Antragstellung bürokratischer Aufwand 
» Antragstellende tragen laufende Kosten 
 

 

Zielsetzung 
» Aufenthaltsqualität erhöhen 
» Belebung fördern 

 

Praxisbeispiel Wien  

Zu beachten 

ü Wer ist die primäre Nutzergruppe (Anwohnende, Passanten, 
Randgruppen)? 

ü Welche Bereiche eigenen sich für eine Aufstellung? 
ü Wer ist für die Maßnahme verantwortlich? 

 

INFOBOX 

Grätzloase, Wien (Österreich) 
https://www.graetzloase.at/   

https://www.graetzloase.at/
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Gum Wall 

Für Fußgängerzonen, Grünanlagen, Spielplätze und Bus-  und Bahnhaltestellen eigenen sich sog. ơGum WallsƟ (auch 
Kaugummi-Tafeln, Kaugummi-Wände). Diese speziell beschichteten Aluminium-Kästen mit bunten und lustigen Moti-
ven und Auffangbehälter zum Aufstellen, auf die gekauter Kaugummi geklebt werden kann, können freistehen, an Mau-
ern oder Hauswänden, Pfosten oder Laternenmasten befestigt werden. Sie sollen dazu animieren, Kaugummi nicht auf 
den Boden zu spucken (was hohe Reinigungskosten verursacht), sondern aufzukleben. Dass das Aufkleben des eigenen 
Kaugummis neben andere durchgekaute Kaugummis als unangenehm, eklig oder unhygienisch empfunden werden 
kann, ist Teil der Maßnahme: Dadurch sollen Kaugummikauende sensibilisiert werden, denn auch das Hineintreten in 
frisch gekauten Kaugummi und das damit verbundene Abkratzen von der Schuhsohle ist lästig und unangenehm.  

Chancen und Herausforderungen 

» Senkt Reinigungskosten 
» Witzige Recyclingmethode 
» Innovatives Entsorgungskonzept/ regt zum Umdenken an 
» Bietet Gesprächsstoff 
» Vandalismusanfällig 
» Kann als eklig oder unhygienisch empfunden werden 

 
 Denkbar wäre auch ein Einsatz von Gum Walls ähnlich dem von Voting bins. 

 
 

 

Zielsetzung 
» Verschmutzung reduzieren 
» Stadtbild verbessern 

 

Praxisbeispiel Frankfurt , Stuttgart , Wuppertal  

Zu beachten 
ü Wer stellt auf und entsorgt (Kommune, Abfallwirtschaft, 

Einzelhandel, Bahn)? 
ü Welche Bereiche eigenen sich für Aufstellung? 

 

INFOBOX 

Gum Wall, Stuttgart 
https://www.ka -news.de/region/karlsruhe/Karlsruhe~/Gum-Wall- in-Stuttgart-ein-Erfolg- Ist-das-auch-eine-Idee-fuer-
Karlsruhe;art6066,2307563 
Gum Wall, Frankfurt 
https://www.frankfurt - tipp.de/news/s/ugc/mit -gum-walls- fuer-ein-sauberes-frankfurt.html  
Gum Wall: Informationen zur Kaugummi-Prävention und Kaugummi-Entfernung (kommerzieller Anbieter) 
https://ww w.gum-wall.de/de/home.html 

https://www.ka-news.de/region/karlsruhe/Karlsruhe~/Gum-Wall-in-Stuttgart-ein-Erfolg-Ist-das-auch-eine-Idee-fuer-Karlsruhe;art6066,2307563
https://www.ka-news.de/region/karlsruhe/Karlsruhe~/Gum-Wall-in-Stuttgart-ein-Erfolg-Ist-das-auch-eine-Idee-fuer-Karlsruhe;art6066,2307563
https://www.frankfurt-tipp.de/news/s/ugc/mit-gum-walls-fuer-ein-sauberes-frankfurt.html
https://www.gum-wall.de/de/home.html



























































































































































































































































































































